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Thiiringer Gesetz zur Anderung verwaltungsrechtlicher Vorschriften im Jahr 2024
Vom 2. Juli 2024

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thiiringer Verwaltungsverfahrensgesetz
(TharVwVfG)

§1

Anwendungsbereich

(1) Fur die offentlich-rechtliche Verwaltungstatigkeit der

Behorden

1. des Landes,

2. der Gemeinden und Gemeindeverbande,

3. der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentli-
chen Rechts,

gelten dieses Gesetz und das Verwaltungsverfahrensge-

setz (VwVfG) mit Ausnahme der §§ 1, 2, 33 Abs. 1 Satz 2

Halbsatz 2, § 34 Abs. 5, § 61 Abs. 2 Satz 1 und 3, § 78

Abs. 1 und 2 Satz 2 sowie der §§ 94, 96 und 100, 101, 102,

102a und 103 VwVfG. Die nach Satz 1 geltenden Bestim-

mungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes und dieses

Gesetz finden nur Anwendung, soweit nicht Rechtsvor-

schriften des Landes inhaltsgleiche oder entgegenste-

hende Bestimmungen enthalten. Verfahrensregelungenin

Rechtsvorschriften des Bundes bleiben unberihrt.

(2) Behorde im Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die
Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung wahrnimmt.

§2

Ausnahmen vom Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nicht flur die Tatigkeit der Kirchen,
der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften so-
wie ihrer Verbande und Einrichtungen und fiir die Tatigkeit
des Thiringer Rundfunks.

(2) Dieses Gesetz gilt ferner nicht fiir

1. Verwaltungsverfahren, in denen Bestimmungen der Ab-
gabenordnung anzuwenden sind; soweit in diesen Ver-
fahren ein Vorverfahren nach den §§ 68 bis 73 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) stattfindet, ist § 80
VwV{fG anzuwenden,

2. die Strafverfolgung, die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten, die Rechtshilfe fiir das Ausland
in Straf- und Zivilsachen und, unbeschadet des § 80
Abs. 4 VWVIG, fir MaRnahmen des Richterdienstrechts,
Verfahren nach dem Sozialgesetzbuch,

das Recht des Lastenausgleichs,

das Recht der Wiedergutmachung,

die Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrern,

Verfahren im Zusammenhang mit Ehrungen und der
Ausuibung des Begnadigungsrechtes.
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(3) Fir die Tatigkeit

1. der Gerichtsverwaltungen und der Behérden der Jus-
tizverwaltung einschlieRlich der ihrer Aufsicht unter-
liegenden Kdrperschaften des 6ffentlichen Rechts gilt
dieses Gesetz nur, soweit die Tatigkeit der Nachpri-
fung im Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit unterliegt,

2. der Behorden bei Leistungs-, Eignungs- und &hnlichen
Prifungen von Personen gelten nur die §§ 3a bis 13,
20 bis 27, 29 bis 38, 40 bis 52, 79 und 80 VwVfG so-
wie die §§ 3, 7 und 8 Abs. 1 bis 4 dieses Gesetzes,

3. der Schulen gelten nur die §§ 3a bis 13, 20 bis 52, 79
und 80 VWVfG sowie die §§ 3, 7 und 8 Abs. 1 bis 4 die-
ses Gesetzes; § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 VwVfG findet
keine Anwendung auf Schulleiterinnen oder Schullei-
ter und Lehrerinnen oder Lehrer, wenn eine von ihnen
unterrichtete Schulerin Beteiligte oder ein von ihnen
unterrichteter Schiler Beteiligter ist.

Die §§ 28 und 39 VwVfG gelten nur, soweit die Entschei-

dung nicht auf einer Leistungs- oder Eignungsbeurtei-

lung beruht.

§3
Verordnungsermachtigung der Landesregierung zur
Bestimmung der Befugnis zur Beglaubigung von
Dokumenten und Unterschriften

Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung
die nach Landesrecht zustéandigen Behdrden im Sinne des
§ 33 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 und des § 34 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 4 VWVfG.
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§4

Unterwerfung unter die sofortige Vollstreckung

§ 61 Abs. 2 Satz 1 VwWVIG gilt mit der MalRgabe, dass das
Thiringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetz entsprechend anzuwenden ist. § 61 Abs. 2 Satz 3
VwWVFG qilt in Bezug auf Behérden im Sinne dieses Ge-
setzes.

§5

Rechtswirkungen der Planfeststellung

Fir Planfeststellungen, die aufgrund landesrechtlicher Vor-
schriften durchgeflihrt werden, gelten die Rechtswirkungen
des § 75 Abs. 1 Satz 1 VwVfG auch gegeniiber nach Bun-
desrecht notwendigen Entscheidungen.

§6

Zusammentreffen mehrerer Vorhaben

(1) Treffen mehrere selbstandige Vorhaben, fur deren
Durchfiihrung Planfeststellungsverfahren vorgeschrieben
sind, derart zusammen, dass flir diese Vorhaben oder flr
Teile von ihnen nur eine einheitliche Entscheidung még-
lich ist, findet fir diese Vorhaben oder fiir deren Teile nur
ein Planfeststellungsverfahren statt.

(2) § 78 Abs. 2 Satz 2 VwVfG gilt mit der Mal3gabe, dass
Uber die Zweifel die Landesregierung entscheidet, wenn
nach den in Betracht kommenden Rechtvorschriften meh-
rere Landesbehdrden in den Geschéaftsbereichen mehrerer
oberster Landesbehérden zusténdig sind, im Ubrigen ent-
scheidet die zustandige oberste Landesbehdrde.

§7

Erstattung von Kosten im Vorverfahren

§ 80 Abs. 1 VwVIfG gilt mit der MaRgabe, dass

1. § 155 Abs. 1 VwWGO entsprechend gilt, wenn der Wi-
derspruch zum Teil erfolgreich ist und

2. Uber die Kosten nach billigem Ermessen entschieden
wird, wenn sich der Widerspruch auf andere Weise er-
ledigt; der bisherige Sachstand ist zu berticksichtigen.

Satz 1 gilt auch in den Fallen des § 2 Abs. 2 Nr. 1 oder 2, so-

weit Regelungen des § 80 VWVfG zur Anwendung kommen.

§8

Uberleitungs- und Ubergangsbestimmungen

(1) Bereits begonnene Verfahren sind nach den Bestim-
mungen dieses Gesetzes zu Ende zu flhren. Fir Ver-
waltungsverfahren nach Satz 1, bei denen das Pla-
nungssicherstellungsgesetz in der bis zum Ablauf des
31. Dezember 2023 oder der bis zum Ablauf des 31. De-
zember 2024 geltenden Fassung zur Anwendung kam oder
kommt, gilt § 102a VwVfG entsprechend.

(2) Die Zulassigkeit eines Rechtsbehelfs gegen die vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangenen Entscheidun-
gen richtet sich nach den bisher geltenden Vorschriften.

(3) Fristen, deren Lauf vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
begonnen hat, werden nach den bisher geltenden Rechts-
vorschriften berechnet.

(4) Fur die Erstattung von Kosten im Vorverfahren gel-
ten die Vorschriften dieses Gesetzes, wenn das Vorver-
fahren vor Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht abge-
schlossen ist.

(5) § 53 in der am 3. Dezember 2004 geltenden Fassung
findet auf die an diesem Tag bestehenden und noch nicht
verjahrten Anspriiche Anwendung. Eine vor Ablauf des
3. Dezember 2004 eingetretene und zu diesem Zeitpunkt
noch nicht beendete Unterbrechung der Verjahrung gilt mit
Ablauf des Tages vor dem 3. Dezember 2004 als beendet;
die neue Verjahrung ist mit Beginn des 3. Dezember 2004
gehemmt. Ist ein Verwaltungsakt, der zur Unterbrechung
der Verjahrung geflihrt hat, vor Ablauf des 3. Dezember
2004 aufgehoben worden und wurde innerhalb von sechs
Monaten nach der Aufhebung ein entsprechender zweiter
Verwaltungsakt erlassen, gilt die Verjahrung des Anspruchs
mit Erlass des ersten Verwaltungsakts als gehemmt.

§9

Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz
gelten jeweils auch fiir Personen, die mit der Angabe "di-
vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

Artikel 2
Anderung des Thiiringer Verwaltungszustellungs-
und Volistreckungsgesetzes

Das Thiringer Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetz in der Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBI.
S. 24), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
23. September 2015 (GVBI. S. 131), wird wie folgt gedn-
dert:

1. Der Erste Teil wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift des Ersten Abschnitts wird aufge-
hoben.

b) § 1 erhalt folgende Fassung:

"§ 1

Geltungsbereich

(1) Fir Zustellungsverfahren der Behorden des
Landes und die Korperschaften, Anstalten und
Stiftungen des offentlichen Rechts, die unmittelbar
oder mittelbar seiner Aufsicht unterstehen (Behor-
den), gelten die Bestimmungen dieses Teils sowie
die §§ 2 bis 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes (VWZG).

(2) Gerichte kdnnen bei der Erledigung von Ver-
waltungsangelegenheiten auch nach den Bestim-
mungen zustellen, nach denen sie im Rahmen ih-
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rer rechtsprechenden Tatigkeit zu verfahren haben.
Satz 1 gilt entsprechend flir Staatsanwaltschaften.

(3) Die Bestimmungen dieses Teils gelten nicht fur
Zustellungen nach dem Justizbeitreibungsgesetz
und dem Thuringer Hinterlegungsgesetz."

Die Uberschrift des Zweiten Abschnitts wird aufge-
hoben.

Die §§ 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

"§ 2

Erfordernis der Zustellung

Zugestellt wird, wenn es durch Rechtsvorschrift
oder behordliche Anordnung bestimmt ist.

§3
Zustellung zur Nachtzeit sowie an Sonn-
und Feiertagen

§ 5Abs. 3 Satz 1 VwZG gilt mit der Mallgabe, dass
die schriftliche oder elektronische Erlaubnis neben
dem Behdrdenleiter auch von seinem Stellvertreter,
bei Landratsamtern auch von einem Staatsbeamten
mit der Befahigung fir den héheren Verwaltungs-
dienst oder fiir das Richteramt, erteilt werden darf."

Die §§ 4 bis 6 werden aufgehoben.

Die Uberschrift des Dritten Abschnitts wird aufge-
hoben.

Die §§ 7 und 8 werden aufgehoben.
§ 9 wird aufgehoben.

Der Vierte Abschnitt und der Flinfte Abschnitt wer-
den aufgehoben.

. Der Zweite Teil wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In § 18 Abs. 3 Satz 1 wird die Verweisung "Polizei-
aufgabengesetzes vom 4. Juni 1992 (GVBI. S. 199)
in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verwei-
sung "Polizeiaufgabengesetzes (PAG) vom 4. Juni
1992 (GVBI. S. 199)" ersetzt.

§ 22 wird wie folgt geandert:
aa)Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa) Satz 3 erhalt folgende Fassung:

"Deutsche Behdrden mit Sitz aulRerhalb
Thiringens sind zum Ersatz der Vollstre-
ckungskosten verpflichtet, die beim Voll-
streckungsschuldner nicht beigetrieben
werden kdnnen, sofern fiir sie eine von § 1
Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (ThurVwVfG) in Ver-
bindung mit § 8 des Verwaltungsverfah-

rensgesetzes (VwWVfG) abweichende und
fur die Behorden im Sinne des § 1 Abs. 1
nachteilige Kostenregelung gilt und die
Kosten im Einzelfall 25 Euro tbersteigen."

bbb) In Satz 5 werden nach dem Wort "Gemein-
schaft" die Worte "oder der Europaischen
Union" eingefligt.

bb)Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aaa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Das Vollstreckungsersuchen bedarf der
Textform nach § 126b des Birgerlichen
Gesetzbuchs (BGB)."

bbb) Satz 3 erhalt folgende Fassung:

"Bei einem Vollstreckungsersuchen, das
mit Hilfe automatischer Einrichtungen er-
stellt ist, kbnnen der Abdruck des Dienst-
siegels, die Unterschrift oder die Namens-
wiedergabe fehlen."

§ 23 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Der mit der Vollstreckung beauftragte Bediens-
tete der Vollstreckungsbehdérde (Vollziehungs-
beamter) wird dem Vollstreckungsschuldner und
Dritten gegenuber durch schriftlichen oder elek-
tronischen Auftrag der Vollstreckungsbehdrde zur
Vollstreckung ermachtigt. Er gilt als bevollmachtigt,
Zahlungen oder sonstige Leistungen fiir die Voll-
streckungsbehérde in Empfang zu nehmen. Der
Vollziehungsbeamte hat eine Kopie oder einen Aus-
druck des Auftrags dem Vollstreckungsschuldner
oder dem Dritten unaufgefordert vorzuzeigen und
auf Verlangen zur Verfligung zu stellen.”

d) Dem § 24 wird folgender Absatz 4 angefiigt:

"(4) § 13a Abs. 2 bis 6 des Thuringer Gesetzes zur
Ausfiihrung des Gerichtsverfassungsgesetzes und
§ 757a der Zivilprozessordnung finden auf Vollstre-
ckungsverfahren nach diesem Gesetz mit der Maf3-
gabe entsprechende Anwendung, dass an die Stel-
le der Gerichtsvollzieher die Vollziehungsbeamten
treten und an die Stelle der Schuldner die Vollstre-
ckungsschuldner. Das fiir Inneres zustandige Mi-
nisterium erlasst zur Durchfiihrung dieser Regelung
eine allgemeine Verwaltungsvorschrift, insbesonde-
re Uber die formellen Voraussetzungen der Anfrage
und das weitere Verfahren nach positiver Auskunft."

e) § 27 wird wie folgt gedndert:

aa)Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Satz 1 werden nach dem Wort "schriftli-
cher" die Worte "oder elektronischer" ein-
geflgt.
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bbb) Satz 3 erhalt folgende Fassung:
"Sie ist unaufgefordert vorzuzeigen."
bb)Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Die Nachtzeit umfasst den in § 5 Abs. 3
Satz 2 VwZG genannten Zeitraum."

f) § 28 wird wie folgt gedndert:

aa)Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

"(4) Die Niederschrift kann auch elektronisch er-

stellt werden. In den Féllen des Satzes 1

1. ist die Unterzeichnung durch die Personen
nach Absatz 2 Nr. 4 entbehrlich, ohne dass
es daflir der Angabe von Griinden nach Ab-
satz 3 bedarf,

2. istdie erfolgte Vorlesung oder Vorlegung zur
Durchsicht gegenulber den Personen nach
Absatz 2 Nr. 4 und deren Genehmigung zu
vermerken; ist eine Vorlesung oder Vorle-
gung zur Durchsicht nicht méglich oder liegt
eine Genehmigung nicht vor, sind die Grun-
de hierflir anzugeben,

3. findenAbsatz2 Nr.7,§ 1Abs. 1 Satz 1 Thar-
VwVfG in Verbindung mit § 3a Abs. 2 Satz 2
VwVFG sowie sonstige Regelungen zur elek-
tronischen Schriftformersetzung keine An-
wendung."

bb) Folgender Absatz 5 wird angeflgt:

"(5) Dem Vollstreckungsschuldner ist,

1. wenn die Vollstreckung in seiner Abwesen-
heit erfolgt und

2. im Ubrigen auf sein Verlangen,

eine Abschrift der Niederschrift zur Verfligung

zu stellen; dies gilt auch, wenn die Niederschrift

elektronisch erstellt wurde. Die Abschrift kann

auch elektronisch ubermittelt oder als Schrift-

stlick Ubergeben werden. Soweit keine sofor-

tige Ubermittlung oder Ubergabe erfolgt, soll

diese unverzuglich nach Beendigung der Voll-

streckungshandlung erfolgen."

g) In § 31 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "Verwal-

tungsbehdérden (Vollstreckungsbehdrden)" durch
das Wort "Vollstreckungsbehérden" ersetzt.

h) § 32 wird wie folgt geandert:

aa)Absatz 1 wird aufgehoben.

bb)In Absatz 2 wird die Verweisung "§§ 187 bis 193
des Birgerlichen Gesetzbuchs" durch die Ver-
weisung "§§ 187 bis 193 BGB" ersetzt.

cc) In Absatz 3 wird jeweils die Verweisung "Zivil-
prozelRordnung" durch die Verweisung "Zivilpro-
zessordnung" ersetzt.

i)

§ 36 Abs. 3 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

"Fur die Beitreibung von Forderungen von Zweck-
verbanden ohne eigene Vollziehungsbeamte oder
Vollstreckungsstellen ist die Kasse des Landkreises
oder der kreisfreien Stadt zusténdig, in dem oder in
der der Vollstreckungsschuldner seine vorwiegend
benutzte Wohnung im Sinne des § 21 Abs. 2 des
Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBI. |
S. 1084) in der jeweils geltenden Fassung (Haupt-
wohnung) oder seinen Sitz hat."

In § 37aAbs. 1 Satz 1 werden die Worte "nach § 21
Abs. 2 des Bundesmeldegesetzes in der jeweils gel-
tenden Fassung" gestrichen.

In § 37b wird die Verweisung "§ 30 der Abgaben-
ordnung" durch die Verweisung "§ 30 AQ" ersetzt.

In § 38 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b wird die Verweisung
"8§ 328 bis 335 der Abgabenordnung" durch die
Verweisung "§§ 328 bis 335 AO" ersetzt.

m) In § 38a Abs. 1 Satz 2 werden die Verweisung

"§ 296 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 der Abgabenordnung"
durch die Verweisung "§ 296 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
AO" und die Verweisung "§ 299 Abs. 2 der Abga-
benordnung" durch die Verweisung "§ 299 Abs. 2
AQ" ersetzt.

In § 38b wird die Verweisung "§ 234 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 2 der Abgabenordnung" durch die Verwei-
sung "§ 234 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 AO" ersetzt.

In § 39 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe "den Bestim-
mungen des Achten Buches der Zivilprozefiordnung
und dem Gesetz Uber Kosten der Gerichtsvollzie-
her" durch die Angabe "dem Buch 8 der Zivilpro-
zessordnung und dem Gerichtsvollzieherkostenge-
setz" ersetzt.

Nach § 40 wird folgender § 40a eingefiigt:

"§ 40a
Ermittlung der Vermdgensverhaltnisse

Zur Vorbereitung der Vollstreckung kann die Voll-
streckungsbehdrde die Vermogensverhaltnisse des
Vollstreckungsschuldners ermitteln."

Nach § 41 werden die folgenden §§ 41a und 41b
eingeflgt:

"§ 41a
Ermittlung des Aufenthaltsorts des Vollstre-
ckungsschuldners

(1) Ist der Wohnsitz oder der gewdhnliche Aufent-
haltsort des Vollstreckungsschuldners nicht durch
Anfrage bei der Meldebehérde zu ermitteln, darf die
Vollstreckungsbehdrde folgende Angaben erheben:
1. beim Auslanderzentralregister die Angaben

zur aktenflhrenden Auslanderbehérde und die
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Angaben zum Zuzug oder Fortzug des Voll-
streckungsschuldners und bei der Auslander-
behorde, die nach der Auskunft aus dem Aus-
landerzentralregister aktenfihrend ist, den
Aufenthaltsort des Vollstreckungsschuldners,

2. beiden Tragern der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und bei einer berufsstéandischen Ver-
sorgungseinrichtung im Sinne des § 6 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB VI) die dort bekannte derzeitige
Anschrift und den derzeitigen oder zukiinftigen
Aufenthaltsort des Vollstreckungsschuldners so-
wie

3. beim Kraftfahrt-Bundesamt die Halterdaten
nach § 35 Abs. 4c Nr. 2 des Strafenverkehrs-
gesetzes (StVG).

(2) Die Vollstreckungsbehérde darf die gegen-

wartigen Anschriften, den Ort der Hauptnieder-

lassung oder den Sitz des Vollstreckungsschuld-

ners erheben

1. durch Einsicht in das Handels-, Genossen-
schafts-, Gesellschafts-, Partnerschafts-, Un-
ternehmens- oder Vereinsregister oder

2. durch Einholung der Anschrift bei den nach Lan-
desrecht fur die Durchfihrung der Aufgaben
nach § 14 Abs. 1 der Gewerbeordnung zustan-
digen Behorden.

(3) Nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 erhobene Da-
ten, die innerhalb der letzten drei Monate bei der
Vollstreckungsbehérde eingegangen sind, dirfen
von der Vollstreckungsbehdrde auch einer weiteren
Vollstreckungsbehdérde Gbermittelt werden, wenn
die Voraussetzungen fiir die Datenerhebung auch
bei der weiteren Vollstreckungsbehdérde vorliegen.

(4) Ist der Vollstreckungsschuldner Unionsbirger,
darf die Vollstreckungsbehoérde die Daten nach Ab-
satz 1 Nr. 1 nur erheben, wenn ihr tatsachliche An-
haltspunkte fiir die Vermutung vorliegen, dass bei
der betroffenen Person das Nichtbestehen oder der
Verlust des Freiziigigkeitsrechts festgestellt worden
ist. Eine Ubermittlung der Daten nach Absatz 1 Nr. 1
an die Vollstreckungsbehorde ist ausgeschlossen,
wenn der Vollstreckungsschuldner ein Unionsbiir-
ger ist, fir den eine Feststellung des Nichtbeste-
hens oder des Verlusts des Freizlgigkeitsrechts
nicht vorliegt. Die Erhebung nach Absatz 1 Nr. 2
bei einer berufsstandischen Versorgungseinrich-
tung darf die Vollstreckungsbehdérde nur durchfih-
ren, wenn tatsachliche Anhaltspunkte nahelegen,
dass der Vollstreckungsschuldner Mitglied dieser
berufsstandischen Versorgungseinrichtung ist.

§ 41b
Auskunftsrechte der Vollstreckungsbehdrde

(1) Die Vollstreckungsbehoérde darf vorbehaltlich der
Satze 2 und 3 folgende MafRnahmen durchfihren:
1. Erhebung des Namens und der Vornamen oder
der Firma sowie der Anschrift der derzeitigen Ar-
beitgeber des Vollstreckungsschuldners bei den

r)

t)

Tragern der gesetzlichen Rentenversicherung
und bei einer berufsstandischen Versorgungs-
einrichtung im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
SGB VI,

2. Erhebung der Fahrzeug- und Halterdaten nach
§ 33 Abs. 1 StVG beim Kraftfahrt-Bundesamt zu
einem Fahrzeug, als dessen Halter der Vollstre-
ckungsschuldner eingetragen ist.

Mafnahmen nach Satz 1 sind nur zulassig, wenn

1. die Ladung zu dem Termin zur Abgabe der Ver-
mogensauskunft an den Vollstreckungsschuld-
ner nicht zustellbar ist und
a) die Anschrift, unter der die Zustellung aus-

gefihrt werden sollte, mit der Anschrift Gber-
einstimmt, die von einer der in § 755 Abs. 1
und 2 der Zivilprozessordnung genann-
ten Stellen innerhalb von drei Monaten vor
oder nach dem Zustellungsversuch mitge-
teilt wurde,

b) die Meldebehdrde nach dem Zustellungsver-
such die Auskunft erteilt, dass ihr keine der-
zeitige Anschrift des Vollstreckungsschuld-
ners bekannt ist, oder

c) die Meldebehdrde innerhalb von drei Mona-
ten vor Erlass der Vollstreckungsanordnung
die Auskunft erteilt hat, dass ihr keine der-
zeitige Anschrift des Vollstreckungsschuld-
ners bekannt ist,

2. der Vollstreckungsschuldner seiner Pflicht zur
Abgabe der Vermdgensauskunft in dem der
MaRnahme nach Satz 1 zugrundeliegenden
Vollstreckungsverfahren nicht nachkommt oder

3. beieiner Vollstreckung in die in der Vermdgens-
auskunft aufgefiihrten Vermdégensgegenstande
eine vollstandige Befriedigung der Forderung
nicht zu erwarten ist.

Die Erhebung nach Satz 1 Nr. 1 bei einer berufs-
standischen Versorgungseinrichtung ist zusatzlich
zu den Voraussetzungen des Satzes 2 nur zulassig,
wenn tatsachliche Anhaltspunkte nahelegen, dass
der Vollstreckungsschuldner Mitglied dieser berufs-
standischen Versorgungseinrichtung ist.

(2) Nach Absatz 1 erhobene Daten, die innerhalb
der letzten drei Monate bei der Vollstreckungs-
behorde eingegangen sind, dirfen von der Voll-
streckungsbehoérde auch einer weiteren Vollstre-
ckungsbehdérde uUbermittelt werden, wenn die
Voraussetzungen fur die Datenerhebung auch bei
der weiteren Vollstreckungsbehérde vorliegen."

In § 51 Abs. 2 Satz 1 wird die Verweisung "§§ 58
bis 67 des Polizeiaufgabengesetzes" durch die Ver-
weisung "§§ 58 bis 67 PAG" ersetzt.

In § 53 Abs. 4 Satz 3 wird die Verweisung "§§ 296
bis 300 der Abgabenordnung" durch die Verwei-
sung "§§ 296 bis 300 AQ" ersetzt.

In § 54 Satz 2 wird die Angabe "§ 9 des Polizeiauf-
gabengesetzes und § 12 des Ordnungsbehdrden-
gesetzes" durch die Angabe "§ 9 PAG und § 12 des
Ordnungsbehodrdengesetzes” ersetzt.
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u) § 55 erhalt folgende Fassung:

ll§ 55
Einschrankung von Grundrechten

Aufgrund des Zweiten Teils dieses Gesetzes wer-

den eingeschranki:

1. das Recht auf kérperliche Unversehrtheit (Ar-
tikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, Arti-
kel 3 Abs. 1 der Verfassung des Freistaats Thu-
ringen),

2. das Recht auf Freiheit der Person (Artikel 2
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes, Artikel 3
Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaats
Thiringen),

3. das Recht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 8 der Ver-
fassung des Freistaats Thiringen),

4. das Recht auf den Schutz personenbezogener
Daten (Artikel 6 Abs. 2 der Verfassung des Frei-
staats Thiringen)."

v) Dem § 56 wird folgender Satz angefigt:

"In der Rechtsverordnung nach Satz 2 kbnnen vom
Thiringer Verwaltungskostengesetz abweichende
Regelungen zur Bestimmung des Verwaltungskos-
tenschuldners, zur Entstehung der Verwaltungskos-
tenschuld sowie zur Falligkeit der Verwaltungskos-
ten getroffen werden."

Verweisung "§ 42a ThurVwVfG" durch die Verweisung
"8 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit § 42a
VwVfG" ersetzt.

In § 4 Satz 1 wird der Klammerzusatz "(§§ 48 oder 49
des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes)" durch
den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1 Satz 1 TharVwV{G in
Verbindung mit den §§ 48 und 49 VwWVfG)" ersetzt.

. § 12 Nr. 2 und 3 erhélt folgende Fassung:

"2. der Landkreis im Ubertragenen Wirkungskreis fiir
Sammlungen, die sich tber den Bereich einer kreis-
angehorigen Gemeinde hinaus erstrecken,

3. im Ubrigen die Gemeinde im iibertragenen Wir-
kungskreis."

. Nach § 14 wird folgender neue § 15 eingeflgt:

ll§ 1 5
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Ge-
setz gelten jeweils fir alle Geschlechter."

. Der bisherige § 15 wird § 16.

Artikel 4
Anderung des Thiiringer Enteignungsgesetzes

3. Der Dritte Teil wird wie folgt geéndert:

a) Dem § 57 wird folgender Absatz 5 angefiigt:

"(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten entsprechend fiir Zu-

Das Thuringer Enteignungsgesetz vom 23. Marz 1994
(GVBI. S. 329), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 25. November 2004 (GVBI. S. 853), wird wie
folgt geandert:

1. In § 5 Abs. 3 werden der Klammerzusatz "(§ 19 Abs. 1

stellungen und Vollstreckungsverfahren, die nach
dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Anderung des
Thuringer Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes und weiterer verfahrensrechtlicher
Vorschriften und bis zum Ablauf des 31. Dezember
2024 eingeleitet wurden."

b) In § 58 werden die Worte "in mannlicher und weib-
licher Form" durch die Worte "fiir alle Geschlech-
ter" ersetzt.

4. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 3
Anderung des Thiiringer Sammlungsgesetzes

Das Thiringer Sammlungsgesetz vom 8. Juni 1995 (GVBI.
S. 197), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
8. Juli 2009 (GVBI. S. 592), wird wie folgt gedndert:

1. In § 1 Abs. 4 Satz 2 werden die Angabe "den §§ 71a
bis 71e des Thuringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (ThurVwVfG)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1
Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(ThirVwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" und die

Nr. 3 des Baugesetzbuchs - BauGB -)" gestrichen und
die Verweisung "§ 35 Abs. 1 BauGB" durch die Verwei-
sung "§ 35 Abs. 1 des Baugesetzbuchs" ersetzt.

In § 13 Abs. 2 werden die Worte "sechs vom Hundert"
durch die Worte "zwei Prozentpunkten Gber dem Ba-
siszinssatz" ersetzt.

. § 21 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Verweisung "Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetz (ThirVwVfG)" durch die
Verweisung "Thiringer Verwaltungsverfahrensge-
setz (ThurVwVfG) in Verbindung mit dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwWVfG)" ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Verweisung "§ 3a TharVwVfG"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVw-
VfG in Verbindung mit § 3a VwWVfG" ersetzt.

. § 24 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 3 Satz 6 wird die Verweisung "§ 67 Abs. 1
Satz 4 bis 6 ThirVwVfG" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 TharVwV{G in Verbindung mit § 67
Abs. 1 Satz 4 bis 6 VWVfG" ersetzt.
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b) InAbsatz 4 wird die Verweisung "§ 67 Abs. 2 Thur-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
ThiurVwVfG in Verbindung mit § 67 Abs. 2 VwVfG"
ersetzt.

5. In § 38 Abs. 2 wird die Verweisung "§ 73 Abs. 3 Thar-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 Thar-
VwWVTG in Verbindung mit § 73 Abs. 3 VwWVfG" ersetzt.

6. In § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wird die Verweisung "§ 14
Abs. 8, §§ 16, 23, 25 Abs. 7, § 35 Abs. 4 und § 36
Abs. 3, § 38 in Verbindung mit § 74 Abs. 2 Satz 3 und
§ 75 Abs. 2 Satz 4 ThirVwVfG" durch die Angabe "§ 14
Abs. 8 Satz 3, den §§ 16, 23 oder 25Abs. 7 Satz 3, § 35
Abs. 4 Satz 2 oder § 36 Abs. 3 Satz 2 oder nach § 38
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1
ThirVwVfG sowie § 74 Abs. 2 Satz 3 und § 75 Abs. 2
Satz 4 VwVfG" ersetzt.

7. Nach § 49 wird folgender neue § 50 eingeflgt:

ll§ 50
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Ge-
setz gelten jeweils fir alle Geschlechter."

8. Die bisherigen §§ 50 und 51 werden die §§ 51 und 52.

9. Die Inhaltstibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 5
Anderung des Gesetzes iiber den
Thiiringer Rechnungshof

In § 13 Abs. 2 des Gesetzes uber den Thuringer Rech-
nungshof vom 31. Juli 1991 (GVBI. S. 282), das zuletzt
durch Gesetz vom 3. Dezember 2015 (GVBI. S. 182) ge-
andert worden ist, wird die Angabe "§ 20 Abs. 5 des Thu-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Angabe
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in Verbindung mit § 20 Abs. 5 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 6
Anderung des Gesetzes liber die
Regulierungskammer des Freistaats Thiiringen

In § 6 des Gesetzes Uber die Regulierungskammer des
Freistaats Thiringen vom 10. April 2018 (GVBI. S. 72) wird
die Verweisung "Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetz
(ThirvVwVfG) vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in
der jeweils geltenden Fassung und das Thiringer Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (ThirVwZVG)
vom 5. Februar 2009 (GVBI. S. 24) in der jeweils geltenden
Fassung" durch die Verweisung "Thiringer Verwaltungs-
verfahrensgesetz und das Thuringer Verwaltungszustel-
lungs- und Vollstreckungsgesetz" ersetzt.

Artikel 7
Anderung des Ordnungsbehérdengesetzes

Das Ordnungsbehérdengesetz vom 18. Juni 1993 (GVBI.
S. 323), zuletzt geédndert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229), wird wie folgt gedndert:

1. In § 12 Abs. 2 Satz 2 wird die Verweisung "Thuringer
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes
(ThurVwzZVG) vom 7. August 1991 (GVBI. S. 285 -314-)
in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verwei-
sung "Thuringer Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes" ersetzt.

2. In§ 26 Abs. 1 Halbsatz 2 wird die Verweisung "Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABI.L119vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016,
S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2)" durch die Verwei-
sung "Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natlrlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1;
L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.05.2018,
S.2;L74 vom 4.3.2021, S. 35)" ersetzt.

3. In § 55 werden die Worte "in mannlicher und weiblicher
Form" durch die Worte "fiir alle Geschlechter" ersetzt.

Artikel 8
Anderung des Thiiringer Architekten- und
Ingenieurkammergesetzes

Das Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetz
vom 14. Dezember 2016 (GVBI. S. 529), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 2. Juli 2024 (GVBI. S. 242), wird wie
folgt geandert:

1. In § 10 Abs. 7 Satz 6 wird die Verweisung "§ 42a des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVw-
VfG) in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI.
S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die
Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (ThurVwVfG) in Verbindung
mit § 2a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWVfG)"
ersetzt.

2. In § 14 Abs. 5 wird die Verweisung "§§ 8a bis 8e Thiir-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 Thir-
VwVfG in Verbindung mit den §§ 8a bis 8e VwWVfG" er-
setzt.

3. § 19 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Verweisung "Thuringer ES-Er-
richtungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI. S. 592)
in der jeweils geltenden Fassung" durch die Ver-
weisung "Thuringer ES-Errichtungsgesetzes vom
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8. Juli 2009 (GVBI. S. 592 -596-) in der jeweils gel-
tenden Fassung" ersetzt.

b) In Satz 2 wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis 71e
ThirVwVfG)" durch die Angabe "nach § 1 Abs. 1
Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a
bis 71e VWVfG" ersetzt.

Artikel 9
Anderung des Thiiringer Aufbaubankgesetzes

Das Thuringer Aufbaubankgesetz vom 21. November 2001
(GVBI. S. 317), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 2. Juli
2024 (GVBI. S. 271), wird wie folgt gedndert:

1. In § 14 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung "Thiringer
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes in
der Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBI. S. 24) in der
jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thu-
ringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsge-
setzes" ersetzt.

2. In§ 16 Abs. 2 wird die Angabe "der §§ 4 bis 8 des Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung
vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils
geltenden Fassung" durch die Angabe "des § 1 Abs. 1
Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
in Verbindung mit den §§ 4 bis 8 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 10
Anderung des Thiiringer Beamtengesetzes

Das Thiringer Beamtengesetz vom 12. August 2014 (GVBI.
S. 472), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
2. Juli 2024 (GVBI. S. 270), wird wie folgt geandert:

1. In § 33 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung "§ 3 Abs. 1
Nr. 2 des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(ThurVwVfG) in der Fassung vom 18. August 2009
(GVBI. S. 699) in der jeweils geltenden Fassung" durch
die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (ThurVwVfG) in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VWVFG)" ersetzt.

2. In § 65 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe "§ 49 ThirVw-
VfG" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG
in Verbindung mit § 49 VwVfG" ersetzt.

Artikel 11
Anderung des Thiiringer Bergbahn- und
Parkeisenbahngesetzes

Das Thiringer Bergbahn- und Parkeisenbahngesetz vom
12. Juni 2003 (GVBI. S. 309), zuletzt geéndert durch Ar-
tikel 47 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBI.
S. 731), wird wie folgt geadndert:

1. In § 4 Abs. 2 wird die Verweisung "Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetz (ThurVwVfG) in der Fassung
vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils

geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thiringer
Verwaltungsverfahrensgesetz (ThirVwVfG)" ersetzt.

2. §7 Abs. 2 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Auf das Verfahren bei der Genehmigung der techni-
schen Planung findet § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in
Verbindung mit § 73 Abs. 1 Satz2 und § 75 Abs. 4 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechende An-
wendung; § 5 ThirVwV{G bleibt unberihrt."

Artikel 12
Anderung des Thiiringer Bestattungsgesetzes

In § 22 Abs. 6 Satz 2 des Thiiringer Bestattungsgesetzes
vom 19. Mai 2004 (GVBI. S. 505), das zuletzt durch Arti-
kel 25 des Gesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229) ge-
andert worden ist, wird die Angabe "den §§ 71a bis 71e des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThiurVwVfG)
sowie Uber die Genehmigungsfiktion nach § 42a ThirVw-
VfG" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThurVwVfG) in Verbin-
dung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG) sowie Uber die Genehmigungsfikti-
on nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit
§ 42a VwWVFG" ersetzt.

Artikel 13
Anderung des
Thiuringer Bildungsfreistellungsgesetzes

§ 10 Abs. 5 des Thuringer Bildungsfreistellungsgesetzes
vom 15. Juli 2015 (GVBI. S. 114) wird wie folgt geandert:

1. In Satz 3 wird die Verweisung "Thuringer ES-Errich-
tungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI. S. 592) in der
jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thu-
ringer ES-Errichtungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI.
S. 592 -596-) in der jeweils geltenden Fassung" ersetzt.

2. In Satz 4 wird die Verweisung "den §§ 71aund 71e des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas-
sung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der je-
weils geltenden Fassung" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 14
Anderung des Thiiringer Disziplinargesetzes

Das Thdringer Disziplinargesetz vom 21. Juni 2002 (GVBI.
S. 257), zuletzt geéndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
4. Oktober 2021 (GVBI. S. 508), wird wie folgt geéndert:

1. In § 17 Satz 4 wird die Verweisung "§ 16 Abs. 2 und 4
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thiir-
VwV{G)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVw-
VfG) in Verbindung mit § 16 Abs. 2 und 4 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VWVfG)" ersetzt.
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2. § 42 wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 1 Satz 3 wird die Verweisung "§ 28 Thiir-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
ThirVwVfG in Verbindung mit § 28 VwVfG" ersetzt.

In Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe "die
§§ 48, 49 ThirVwV{G bleiben" durch die Angabe
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Verbindung mit
den §§ 48 und 49 VwVI{G bleibt" ersetzt.

3. § 43 wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 1 Satz 3 wird die Verweisung "§ 28 Thiir-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
ThirVwVfG in Verbindung mit § 28 VwVfG" ersetzt.

In Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe "die
§§ 48, 49 ThirVwVfG bleiben" durch die Angabe
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG in Verbindung mit
den §§ 48 und 49 VwWVTG bleibt" ersetzt.

Artikel 15

Anderung des Thiiringer E-Government-Gesetzes

Das Thuringer E-Government-Gesetz vom 10. Mai 2018
(GVBI. S. 212, 294), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
2. Juli 2024 (GVBI. S. 370), wird wie folgt geandert:

1. § 6 wird wie folgt geandert:

a)

In Absatz 1 Satz 1 wird die Verweisung "§ 3a Abs. 1
des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(TharVwVfG) in der Fassung vom 1. Dezember
2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fas-
sung" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thur-
VwVfG) in Verbindung mit § 3a Abs. 1 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VWVfG)" ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 wird die Verweisung "§ 3a Abs. 2
Satz 4 Nr. 1 und 4 ThirVwVfG" durch die Verwei-
sung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Verbindung
mit § 3a Abs. 3 Nr. 1 VWVfG" ersetzt.

In Absatz 3 Satz 1 wird die Verweisung "§ 3a Abs. 2
Satz 4 Nr. 2 TharVwVfG, des § 36a Abs. 2 Satz 4
Nr. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch oder
des § 87a Abs. 3 Satz 4 Nr. 2, Abs. 4 Satz 3 AO"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVw-
VfG in Verbindung mit § 3a Abs. 3 Nr. 2 Buchst. d
oder Nr. 3 Buchst. b VWVfG, des § 36a Abs. 2a Nr. 2
Buchst. d oder Nr. 3 Buchst. b des Ersten Buches
Sozialgesetzbuch oder des § 87a Abs. 3 Satz 4
Nr. 2 oder Abs. 4 Satz 3 AO" ersetzt.

2. §9Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a)

In Satz 2 wird die Verweisung "§ 10 TharVwVfG"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVw-
V{G in Verbindung mit § 10 VWVfG" ersetzt.

b)

In Satz 3 wird die Verweisung "§ 5a des Thiringer
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes in der Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBI.
S. 24) in der jeweils geltenden Fassung" durch
die Verweisung "§ 1 Abs. 1 des Thiringer Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes in
Verbindung mit § 5 Abs. 5 bis 7 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes" ersetzt.

3. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geadndert:

a)

In Satz 1 wird die Verweisung "§ 3a Abs. 2 ThurVw-
VfG und § 5a Abs. 1 Satz 2 und Abs.3 Satz 2 Thir-
VwZVG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
ThurVwVfG in Verbindung mit § 3a Abs. 2 und 3
VwVfG und § 1 Abs. 1 ThirVwZVG in Verbindung
mit § 5 Abs. 5 bis 7 VWZG" ersetzt.

In Satz 5 wird die Verweisung "§ 3a Abs. 2 ThurVw-
VfG und § 5a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 Thiir-
VwZVG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
ThiurVwVfG in Verbindung mit § 3a Abs. 2 und 3
VwVfG und § 1 Abs. 1 ThirVwZVG in Verbindung
mit § 5 Abs. 5 bis 7 VwZG" ersetzt.

Artikel 16

Anderung des Thiiringer ES-Errichtungsgesetzes

Das Thiringer ES-Errichtungsgesetz vom 8. Juli 2009
(GVBI. S. 592 -596-), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 10. Mai 2018 (GVBI. S. 212), wird wie folgt
geandert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 1 wird die Angabe "der §§ 71a bis 71e
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(ThurVwV{G) in der Fassung vom 1. Dezember
2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fas-
sung sowie der §§ 71a bis 71e des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung vom
23. Januar 2003 (BGBI. S. 102) in der jeweils gel-
tenden Fassung" durch die Angabe "des § 1 Abs. 1
Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (TharVwV{G) in Verbindung mit den §§ 71a bis
71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)"
ersetzt.

In Absatz 1a Satz 2 wird die Verweisung "§ 71c
Abs. 1 ThirVwV{fG" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Verbindung mit § 71c
Abs. 1 VWVG" ersetzt.

2. In § 5 Abs. 2 Nr. 4 wird die Verweisung "§ 71d Thur-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 Thar-
VwWVTG in Verbindung mit § 71d VwVfG" ersetzt.

3. In§ 11 Nr. 2 Buchst. c wird die Verweisung "§ 42a Thar-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 Thar-
VwVfG in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.
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Artikel 17
Anderung des Thiiringer EU-Amtshilfegesetzes

In § 1 Abs. 4 des Thiringer EU-Amtshilfegesetzes vom
8. Juli 2009 (GVBI. S. 592), das zuletzt durch Artikel 19 des
Gesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229) geandert wor-
den ist, wird die Verweisung "den §§ 8a bis 8e des Thirin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in Verbindung mit den §§ 8a bis 8e des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 18
Anderung des Thiiringer Gaststittengesetzes

In § 2 Abs. 8 Satz 2 des Thiringer Gaststattengesetzes
vom 9. Oktober 2008 (GVBI. S. 367), das zuletzt durch
Gesetz vom 16. Oktober 2017 (GVBI. S. 198) geandert
worden ist, wird die Verweisung "den §§ 71a bis 71e des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Ver-
weisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des
Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 19
Anderung des
Thiiringer Geodateninfrastrukturgesetzes

In § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Thuringer Geodateninfrastruktur-
gesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI. S. 574), das durch Ge-
setz vom 14. Dezember 2016 (GVBI. S. 525) geandert
worden ist, wird die Verweisung "§ 1 Abs. 1 des Thirin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom
1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685)" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes" ersetzt.

Artikel 20
Anderung des Thiiringer Gesetzes iiber das
Verfahren bei Biirgerantrag, Volksbegehren und
Volksentscheid

Das Thuringer Gesetz Uber das Verfahren bei Blirgeran-
trag, Volksbegehren und Volksentscheid in der Fassung
vom 23. Februar 2004 (GVBI. S. 237), geandert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229), wird
wie folgt geadndert:

1. In§ 7 Abs. 6 Satz 2 wird die Verweisung "§ 8 Abs. 2 des
Thuringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 des Thu-
ringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsge-
setzes (ThurVwZVG) in Verbindung mit § 7 Abs. 2 des
Verwaltungszustellungsgesetzes (VWZG)" ersetzt.

2. In § 11 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung "§ 8 Abs. 2
des Thuringer Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1
ThirVwZVG in Verbindung mit § 7 Abs. 2 VwZG" er-
setzt.

Artikel 21
Anderung des Thiiringer Gesetzes iiber das
Verfahren bei Einwohnerantrag, Biirgerbegehren
und Biirgerentscheid

In § 30 des Thiringer Gesetzes Uber das Verfahren bei Ein-
wohnerantrag, Burgerbegehren und Burgerentscheid vom
7. Oktober 2016 (GVBI. S. 506, 691), das zuletzt durch Ar-
tikel 23 des Gesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229) ge-
andert worden ist, wird die Verweisung "§ 3a des Thdrin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVwV{G)" durch
die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 3a des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 22
Anderung des Thiiringer Gesetzes iiber das
Versorgungswerk der Rechtsanwalte

In § 13 Abs. 4 Satz 2 des Thiiringer Gesetzes Uiber das Ver-
sorgungswerk der Rechtsanwalte vom 31. Mai 1996 (GVBI.
S. 70), das zuletzt durch Gesetz vom 22. November 2016
(GVBI. S. 517) geandert worden ist, wird die Verweisung
"Tharinger Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsge-
setzes vom 5. Februar 2009 (GVBI. S. 24) in der jeweils
geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thuringer Ver-
waltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes" ersetzt.

Artikel 23
Anderung des Thiiringer Gesetzes iiber die
kommunale Doppik

Das Thuringer Gesetz uber die kommunale Doppik vom
19. November 2008 (GVBI. S. 381), zuletzt geandert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Oktober 2022 (GVBI.
S. 414), wird wie folgt geandert:

1. § 17 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 3 wird die Verweisung "§ 20 Abs. 5 des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thir-
VwV{G)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(ThirVwVfG) in Verbindung mit § 20 Abs. 5 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWVfG)" ersetzt.

b) InAbsatz 4 Satz 2 wird die Verweisung "§ 20 Thr-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
ThirVwVfG in Verbindung mit § 20 VwVfG" ersetzt.

2. In § 22 Abs. 5 Satz 3 Nr. 2 wird die Verweisung "§ 20
Abs. 5 ThurVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1
Satz 1 ThurVwVfG in Verbindung mit § 20 Abs. 5
VwVIG" ersetzt.

Artikel 24
Anderung des Thiiringer Gesetzes iiber die
Offentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen
und Offentlich bestellten Vermessungsingenieure

In § 10 Abs. 2 Satz 2 des Thiiringer Gesetzes (iber die Of-
fentlich bestellten Vermessungsingenieure und Offentlich
bestellten Vermessungsingenieurinnen vom 21. Mai 2024
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(GVBI. S. 98) wird die Verweisung "den §§ 20 und 21 des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung
vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils gel-
tenden Fassung" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit den §§ 20 und 21 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes" ersetzt.

Artikel 25
Anderung des Thiiringer Gesetzes iiber die
Weiterbildung in den Fachberufen des
Gesundheits- und Sozialwesens

In § 3 Abs. 4 Satz 2 des Thuringer Gesetzes Uber die Wei-
terbildung in den Fachberufen des Gesundheits- und So-
zialwesens vom 11. Februar 2003 (GVBI. S. 104), das zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. Juli 2016 (GVBI.
S. 229) geandert worden ist, wird die Angabe "den §§ 71a
bis 71e des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(ThurVwVfG) sowie uber die Genehmigungsfiktion nach
§ 42a ThurVwVfG" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVw-
VfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) sowie Uber die Ge-
nehmigungsfiktion nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in
Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.

Artikel 26
Anderung des Thiiringer Gesetzes iiber Schulen
in freier Tragerschaft

§ 13 Abs. 4 des Thiringer Gesetzes liber Schulen in frei-
er Tragerschaft vom 20. Dezember 2010 (GVBI. S. 522),
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 2. Juli 2024
(GVBI. S. 340) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In Satz 1 wird die Verweisung "Thuringer ES-Errich-
tungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI. S. 592) in der
jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thu-
ringer ES-Errichtungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI.
S. 592 -596-) in der jeweils geltenden Fassung" ersetzt.

2. In Satz 2 wird die Verweisung "den §§ 71a bis 71e des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fas-
sung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der je-
weils geltenden Fassung" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 27
Anderung des Thiiringer Gesetzes zum Schutz der
Bevolkerung vor Tiergefahren

In § 15 Abs. 3 Satz 2 des Thiringer Gesetzes zum Schutz
der Bevdlkerung vor Tiergefahren vom 22. Juni 2011 (GVBI.
S. 93), das zuletzt durch Gesetz vom 10. Mai 2018 (GVBI.
S. 224) geandert worden ist, wird die Verweisung "den
§§ 71a bis 71e des Thiringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685)
in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrens-

gesetzes in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 28
Anderung des Thiiringer Gesetzes zur Ausfiihrung
des Biirgerlichen Gesetzbuchs

Das Thiringer Gesetz zur Ausflihrung des Birgerlichen
Gesetzbuchs vom 3. Dezember 2002 (GVBI. S. 424), ge-
andert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 25. November
2004 (GVBI. S. 853), wird wie folgt geandert:

1. In § 2a wird die Verweisung "§ 3a des Thuringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes in Verbindung mit § 3a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes" ersetzt.

2. § 27 wird aufgehoben.

3. In § 30 werden die Worte "in mannlicher und weiblicher
Form" durch die Worte "fir alle Geschlechter" ersetzt.

Artikel 29
Anderung des Thiiringer Gesetzes zur Ausfiihrung
des Gerichtsverfassungsgesetzes

In § 16 Abs. 2 Satz 2 des Thiringer Gesetzes zur Ausflih-
rung des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung
vom 12. Oktober 1993 (GVBI. S. 612), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Mai 2023 (GVBI. S. 180)
geandert worden ist, wird die Verweisung "den §§ 71a bis
71e des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der
Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der je-
weils geltenden Fassung" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1
Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in
Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 30
Anderung des Thiiringer Heilberufegesetzes

Das Thuringer Heilberufegesetz in der Fassung vom
29. Januar 2002 (GVBI. S. 125), zzuletzt geandert durch
Gesetz vom 21. Mai 2024 (GVBI. S. 108), wird wie folgt
geandert:

1. In § 2 Abs. 2a Satz 2 wird die Verweisung "den §§ 71a
bis 71e des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(TharVwVfG)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thur-
VwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VWVfG)" ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 2a Satz 1 wird die Verweisung "Thuringer
ES-Errichtungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI.
S. 592) in der jeweils geltenden Fassung" durch
die Verweisung "Thiringer ES-Errichtungsgeset-
zes vom 8. Juli 2009 (GVBI. S. 592 -596-) in der
jeweils geltenden Fassung" ersetzt.
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b) In Absatz 2b Satz 2 wird die Verweisung "den
§§ 71a bis 71e ThirVwVfG" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Verbindung mit
den §§ 71a bis 71e VWVG" ersetzt.

3. In§7Abs. 2 wird die Angabe "gelten in Bezug auf Tier-
arzte die §§ 71a bis 71e ThurVwVfG" durch die Anga-
be "gilt in Bezug auf Tierarzte § 1 Abs. 1 Satz 1 Thir-
VwVTG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e VwVfG".

Artikel 31
Anderung des Thiiringer Hochschulgesetzes

Das Thiringer Hochschulgesetz vom 10. Mai 2018 (GVBI.
S. 149), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
2. Juli 2024 (GVBI. S. 340), wird wie folgt gedndert:

1. In § 25 Abs. 4 Satz 1 wird die Verweisung "gelten die
§8 20 und 21 des Thuringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes (ThirVwVfG) in der Fassung vom 1. Dezember
2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung"
durch die Verweisung "gilt § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thu-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVwV{G)
in Verbindung mit den §§ 20 und 21 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VWVfG)" ersetzt.

2. In§ 123 Abs. 1 wird die Verweisung "§ 36 Abs. 2 Thir-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 Thar-
VwWVTG in Verbindung mit § 36 Abs. 2 VwWVfG" ersetzt.

3. In§ 125Abs. 4 wird die Verweisung "Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "Thii-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung
mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz" ersetzt.

4. § 133 erhélt folgende Fassung:

"§ 133
Anwendung des Thiringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes

Abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 2 ThurVwVfG ge-
hen auch inhaltsgleiche oder entgegenstehende Be-
stimmungen in Satzungen der Hochschulen zum
Prifungsverfahren einschliellich Promotionen und
Habilitationen den Regelungen des Thuringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit dem Ver-
waltungsverfahrensgesetz vor."

Artikel 32
Anderung des
Thirringer Kommunalabgabengesetzes

Das Thiringer Kommunalabgabengesetz in der Fassung
vom 19. September 2000 (GVBI. S. 301), zuletzt geéndert
durch Gesetz vom 10. Oktober 2019 (GVBI. S. 396), wird
wie folgt geadndert:

1. In § 14 Abs. 1 wird der Klammerzusatz "(§ 130 des
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997
- BGBI. | S. 2141 - in der jeweils geltenden Fassung)"
durch die Angabe "nach § 130 des Baugesetzbuchs"
ersetzt.

2. In § 21 werden die Worte "der Innenminister" durch die
Worte "das fiir kommunales Abgabenrecht zustandige
Ministerium" ersetzt.

Artikel 33
Anderung der Thiiringer Kommunalordnung

Die Thuringer Kommunalordnung in der Fassung vom
28. Januar 2003 (GVBI. S. 41), zuletzt gedndert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBI. S. 234) und
Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBI. S. 270),
wird wie folgt geéndert:

1. In § 35 Abs. 7 Satz 2 wird die Verweisung "§ 3a des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die
Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (ThirVwVfG) in Verbindung
mit § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWVfG)"
ersetzt.

2. § 78 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 3 wird die Verweisung "§ 20 Abs. 5 des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch
die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in
Verbindung mit § 20 Abs. 5 VWVfG" ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Verweisung "§ 20 des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch
die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in
Verbindung mit § 20 VwVfG" ersetzt.

Artikel 34
Anderung des Thiiringer Kommunalwahlgesetzes

In § 40a Satz 2 des Thuringer Kommunalwahlgesetzes
vom 16. August 1993 (GVBI. S. 530), das zuletzt durch Ge-
setz vom 24. Mai 2022 (GVBI. S. 283) geandert worden ist,
wird die Verweisung "§ 3a des Thiringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 35
Anderung des Thiiringer Krankenhausgesetzes

§ 15 Abs. 3 des Thiringer Krankenhausgesetzes vom
30. April 2003 (GVBI. S. 262), das zuletzt durch Gesetz
vom 21. Mai 2024 (GVBI. S. 111) geandert worden ist, er-
halt folgende Fassung:

"(3) § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfah-
rensgesetzes in Verbindung mit den §§ 48 bis 49a des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes bleibt unberihrt."

Artikel 36
Anderung des Thiiringer Landeswahlgesetzes

Das Thuringer Landeswahlgesetz in der Fassung vom
30. Juli2012 (GVBI. S. 309), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 9. Februar 2023 (GVBI. S. 27), wird wie folgt geéndert:

1. In§46 Abs. 4 Satz 1 werden der Klammerzusatz "(§ 43
des Gesetzes Uber das Bundesverfassungsgericht)"
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durch die Angabe "nach § 43 des Bundesverfassungs-
gerichtsgesetzes (BVerfGG)" und der Klammerzusatz
"(§ 46 des Gesetzes lber das Bundesverfassungsge-
richt)" durch die Angabe "nach § 46 BVerfGG" ersetzt.

2. In § 47 Abs. 3 Satz 4 wird die Verweisung "Thuringer
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes
vom 7. August 1991 (GVBI. S. 285 -314-) in der jeweils
geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thiringer
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes"
ersetzt.

Artikel 37
Anderung des
Thiiringer Lebensmittelchemikergesetzes

In § 3 Abs. 3 des Thiringer Lebensmittelchemikergeset-
zes vom 29. Juni 1995 (GVBI. S. 237), das zuletzt durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 2. Juli 2016 (GVBI. S. 229)
geandert worden ist, wird die Verweisung "Thuringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit
dem Verwaltungsverfahrensgesetz" ersetzt.

Artikel 38
Anderung des
Thiiringer Lebensmitteliiberwachungsgesetzes

In § 6 Abs. 2 Satz 2 des Thiringer Lebensmitteliberwa-
chungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI. S. 581), das zu-
letzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 3. Januar 2023
(GVBI. S. 4) geéndert worden ist, wird die Angabe "den
§§ 71a bis 71e des Thiringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes (ThurVwVfG) sowie Uber die Genehmigungsfikti-
on nach § 42a ThurVwVfG" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1
Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(TharVwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) sowie Uber die
Genehmigungsfiktion nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG
in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.

Artikel 39
Anderung des Thiiringer Lehrerbildungsgesetzes

In § 34 Abs. 3 Satz 2 des Thiiringer Lehrerbildungsgeset-
zes vom 12. Marz 2008 (GVBI. S. 45), das zuletzt durch
Gesetz vom 20. Dezember 2023 (GVBI. S. 379) geandert
worden ist, wird die Angabe "den §§ 71a bis 71e des Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThiurVwVfG) so-
wie Uber die Genehmigungsfiktion nach § 42a ThirVw-
VfG" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThurVwVfG) in Verbin-
dung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG) sowie lber die Genehmigungsfikti-
on nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit
§ 42a VwWVIG" ersetzt.

Artikel 40
Anderung des Thiiringer Markscheidergesetzes

Das Thuringer Markscheidergesetz vom 8. Juli 2009 (GVBI.
S. 592), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2020 (GVBI. S. 660), wird wie folgt geandert:

1. In § 3 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe "den §§ 71a bis
71e des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(TharVwVfG) sowie uber die Genehmigungsfiktion
nach § 42a ThirVwVfG" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1
Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(ThurVwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) sowie
Uber die Genehmigungsfiktion nach § 1 Abs. 1 Satz 1
ThurVwVfG in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.

2. In §4 Abs. 1 wird die Verweisung "§ 42a ThurVwVfG"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG
in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.

Artikel 41
Anderung des
Thiiringer Personalvertretungsgesetzes

In § 37 Abs. 3 des Thiringer Personalvertretungsgeset-
zes in der Fassung vom 23. Januar 2020 (GVBI. S. 1, 111),
das zuletzt durch Gesetz vom 16. November 2023 (GVBI.
S. 330) geéndert worden ist, wird die Verweisung "§ 20 des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Ver-
weisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes in Verbindung mit § 20 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 42
Anderung des Thiiringer Rettungsdienstgesetzes

Das Thuringer Rettungsdienstgesetz vom 16. Juli 2008
(GVBI. S. 233), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 16. No-
vember 2023 (GVBI. S. 328), wird wie folgt geandert:

1. In § 6 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Verweisung
"Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thur-
VwVfG) in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI.
S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die
Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (ThiurVwVfG) in Verbindung
mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWVfG)" er-
setzt.

2. In § 25 Abs. 3 wird die Verweisung "Thuringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "Thu-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung
mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz" ersetzt.

3. In § 26 Abs. 2 Satz 3 wird die Verweisung "§ 3 Abs. 1
Nr. 2 und Abs. 2 ThirVwVfG" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit § 3
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 VWVG" ersetzt.

Artikel 43
Anderung des Thiiringer Richter- und
Staatsanwaltegesetzes

Das Thiringer Richter- und Staatsanwaltegesetz vom
14. Dezember 2018 (GVBI. S. 677), geandert durch Ge-
setz vom 21. Dezember 2021 (GVBI. S. 592), wird wie
folgt geandert:
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1. In der Einleitung des § 13 Abs. 3 Satz 1 wird die Ver-
weisung "§ 49 des Thuringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVw-
VfG) in Verbindung mit § 49 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VWVIG)" ersetzt.

2. In § 14 Abs. 5 Satz 1 wird die Verweisung "§ 49 des
Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die
Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG in Verbin-
dung mit § 49 VwWVfG" ersetzt.

3. In § 93 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung "§ 1896
des Burgerlichen Gesetzbuchs" durch die Verweisung
"§ 1814 des Biirgerlichen Gesetzbuchs" ersetzt.

4. In § 103 werden die Worte "in mannlicher und weibli-
cher Form" durch die Worte "flir alle Geschlechter" er-
setzt.

Artikel 44
Anderung des
Thiiringer Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes

In § 14 Abs. 5 des Thuringer Sicherungsverwahrungsvoll-
zugsgesetzes vom 23. Mai 2013 (GVBI. S. 121 -122-), das
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. November
2023 (GVBI. S. 291) geandert worden ist, wird die Anga-
be "gelten fur den Widerruf oder die Rlicknahme von voll-
zuglichen MalRnahmen nach diesem Gesetz die §§ 48 bis
49a des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der
Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der je-
weils geltenden Fassung" durch die Angabe "gilt fir den
Widerruf oder die Riicknahme von vollzuglichen Mal3nah-
men nach diesem Gesetz § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thdrin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit den
§§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 45
Anderung des Thiiringer Spielhallengesetzes

In § 2 Abs. 3 Satz 3 des Thiringer Spielhallengesetzes
vom 21. Juni 2012 (GVBI. S. 153 -159-), das zuletzt durch
Gesetz vom 9. Februar 2023 (GVBI. S. 31) geandert wor-
den ist, wird die Verweisung "§ 48 Abs. 2 Satz 3 des Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung
vom 18. August 1999 (GVBI. S. 699) in der jeweils gel-
tenden Fassung" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit § 48 Abs. 2 Satz 3 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes" ersetzt.

Artikel 46
Anderung des Thiiringer Stiftungsgesetzes

Das Thuringer Stiftungsgesetz vom 16. Dezember 2008
(GVBI. S. 561), zuletzt gedndert durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229), wird wie folgt ge-
andert:

1. In § 20 wird die Verweisung "§ 3a des Thuringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfah-

rensgesetzes in Verbindung mit § 3a des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes" ersetzt.

2. In§21 werden die Worte "in mannlicher und weiblicher
Form" durch die Worte "fir alle Geschlechter" ersetzt.

Artikel 47
Anderung des Thiiringer StraBengesetzes

Das Thuringer StraRengesetz vom 7. Mai 1993 (GVBI.
S. 273), zuletzt geadndert durch Gesetz vom 7. Dezember
2022 (GVBI. S. 489), wird wie folgt geandert:

1. In § 18a Abs. 2 Satz 2 wird die Verweisung "das Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetz" durch die Verwei-
sung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (ThurVwVfG) in Verbindung mit dem
Verwaltungsverfahrensgesetz (VWVfG)" ersetzt.

2. In § 24 Abs. 5 Satz 1 wird der Klammerzusatz "(§ 73
Abs. 3 Satz 2 des Thuringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes -ThurVwVfG- in der Fassung vom 1. Dezember
2014 - GVBI. S. 685 - in der jeweils geltenden Fassung)"
durch den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVw-
VfG in Verbindung mit § 73 Abs. 3 Satz 3 VwWVfG)" er-
setzt.

3. § 38 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 1 Satz 4 wird die Verweisung "Thuringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verwei-
sung "Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in
Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz"
ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa)Satz 3 erhalt folgende Fassung:

"Sie hat die Rechtswirkung der Planfeststellung
nach § 1 Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG in Verbin-
dung mit § 75 Abs. 1 VWVFG; § 5 TharVwVfG
bleibt unberthrt."

bb) In Satz 4 wird die Verweisung "§ 4 ThurUVPG in
Verbindung mit § 18 Abs. 2 des Gesetzes Uber
die Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fas-
sung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94) in
der jeweils geltenden Fassung" durch die Ver-
weisung "§ 3 Abs. 1 ThirUVPG in Verbindung
mit § 18 Abs. 2 des Gesetzes Uber die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung in der Fassung vom
18. Marz 2021 (BGBI. | S. 540) in der jeweils
geltenden Fassung" ersetzt.

c) InAbsatz 7 Satz 2 wird die Verweisung "Thuringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verwei-
sung "Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in
Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz"
ersetzt.

4. In § 39 Abs. 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz "(§ 73
Abs. 3 Satz 2 ThirVwVfG)" durch den Klammerzusatz
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"(§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Verbindung mit § 73
Abs. 3 Satz 3 VwVfG)" ersetzt.

Artikel 48
Anderung des Thiiringer Tiergesundheitsgesetzes

In § 17 Abs. 5 des Thuringer Tiergesundheitsgesetzes in
der Fassung vom 30. Marz 2010 (GVBI. S. 89), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GVBI.
S. 236) geandert worden ist, wird die Verweisung "Thrin-
ger Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes
in der Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBI. S. 24) in der
jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thu-
ringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes" ersetzt.

Artikel 49
Anderung des Thiiringer Transparenzgesetzes

In § 10 Abs. 2 des Thiringer Transparenzgesetzes vom
10. Oktober 2019 (GVBI. S. 373) wird die Angabe "gelten
die §§ 17 bis 19 des Thiringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI.
S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Anga-
be "gilt § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes in Verbindung mit den §§ 17 bis 19 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 50
Anderung des
Thiringer Umweltinformationsgesetzes

In § 5 Abs. 1 Satz 4 des Thiringer Umweltinformationsge-
setzes vom 10. Oktober 2006 (GVBI. S. 513), das zuletzt
durch Gesetz vom 28. Juni 2017 (GVBI. S. 158) geandert
worden ist, wird die Verweisung "§ 39 Abs. 2 des Thiirin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in Verbindung mit § 39 Abs. 2 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 51
Anderung des Thiiringer Vermessungs- und
Geoinformationsgesetzes

In § 3 Abs. 2 Nr. 1 des Thiringer Vermessungs- und Geo-
informationsgesetzes vom 16. Dezember 2008 (GVBI.
S. 574), das zuletzt durch Artikel 42 des Gesetzes vom
18. Dezember 2018 (GVBI. S. 731) geandert worden ist,
wird die Verweisung "§ 1 des Thiringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes in der Fassung vom 1. Dezember 2014
(GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die
Verweisung "§ 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes" ersetzt.

Artikel 52
Anderung des Thiiringer Wassergesetzes

§ 67 Abs. 1 bis 3 des Thiringer Wassergesetzes vom
28. Mai 2019 (GVBI. S. 74), das durch Artikel 17 des Ge-
setzes vom 11. Juni 2020 (GVBI. S. 277) geadndert worden
ist, erhalt folgende Fassung:

"(1) Fur die Planfeststellung gelten die Bestimmungen des

§ 1 Abs. 1 Satz 1 und der §§ 5 und 6 des Thuringer Ver-

waltungsverfahrensgesetzes (ThirVwVfG) in Verbindung

mit Teil V Abschnitt 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
mit den MaRgaben, dass

1. § 1 Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG in Verbindung mit § 73
Abs. 1 und 9 sowie § 74 Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 5
und 7 VWV{G nicht anzuwenden ist,

2. wenn Privatrechte streitig sind, den Beteiligten aufge-
geben werden kann, eine Entscheidung der ordentli-
chen Gerichte herbeizufiihren,

3. der Plan nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Ver-
bindung mit § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 VWVfG in den
Gemeinden auszulegen ist, in denen eine Beeintrach-
tigung von Rechten oder rechtlich geschitzten Inter-
essen Dritter zu erwarten ist; die Auslegungsfrist kann
bis auf zwei Wochen beschrankt werden,

4. den Verfahrensbeteiligten, die nicht Antragsteller sind,
die Entscheidung ohne die zugehdrigen Planunterlagen
mit dem Hinweis zuzustellen ist, wo diese eingesehen
werden kdnnen.

(2) Fur das Bewilligungsverfahren und fiir das Verfahren
fur eine gehobene Erlaubnis gilt Absatz 1 entsprechend
mit den MaRgaben, dass
1. zuséatzlich zu den in Absatz 1 Nr. 1 genannten Bestim-
mungen auch § 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Verbin-
dung mitden §§ 75, 77 und 78 VwWV{G nicht anzuwen-
den ist,
2. der Bescheid zudem auch Angaben Uber
a) die genaue Bezeichnung des erlaubten oder bewil-
ligten Rechts nach Art, Umfang und Zweck des der
Benutzung zugrundeliegenden Plans,
b) die Dauer der Erlaubnis oder Bewilligung,
c) die Benutzungsbedingungen und Auflagen, soweit
erforderlich, den Vorbehalt nachtraglicher Auflagen
(§ 13 Abs. 1 WHG),
d) die Frist fir den Beginn der Benutzung,
e) die Festsetzung einer Entschadigung, soweit sie
einem spateren Verfahren nicht vorbehalten wird,
enthalten muss,
3. die Nachprifung des Verwaltungsakts in einem Vor-
verfahren nicht nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVerwVfG
in Verbindung mit § 74 Abs. 1 in Verbindung mit § 70
VwVTG entfallt.

(3) Fir die Plangenehmigung nach § 68 Abs. 2 WHG ist
§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit § 74 Abs. 6
Satz 1 und Abs. 7 VwVfG nicht anzuwenden."

Artikel 53
Anderung des Thiiringer Wohnraumférdergesetzes

In § 23 Abs. 4 Satz 2 des Thiiringer Wohnraumfordergeset-
zes vom 31. Januar 2013 (GVBI. S. 1) werden die Worte
"gelten die Bestimmungen des Thuringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes" durch die Angabe "gilt § 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes" ersetzt.
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Artikel 54
Anderung des
Thiiringer Wohn- und Teilhabegesetzes

Das Thiringer Wohn- und Teilhabegesetz vom 10. Juni
2014 (GVBI. S. 161), zuletzt geandert durch Artikel 32
des Gesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229), wird wie
folgt geandert:

1. In § 3 Abs. 2 Satz 4 Nr. 3 wird die Verweisung "§ 20
Abs. 5 des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVwVfG) in Ver-
bindung mit § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VWVIG)" ersetzt.

2. In § 15 Abs. 9 wird die Verweisung "§ 20 Abs. 5 des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die
Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbin-
dung mit § 20 Abs. 5 VWVfG" ersetzt.

Artikel 55
Anderung der Ausfiihrungsverordnung zum
Thiiringer Fischereigesetz

In § 28 Abs. 4 Satz 2 der Ausfuhrungsverordnung zum
Thiringer Fischereigesetz vom 11. August 2020 (GVBI.
S. 457) wird die Angabe "Die §§ 20 und 81 des Thdrin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom
1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils gelten-
den Fassung sind" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit den §§ 20 und 81 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes ist" ersetzt.

Artikel 56
Anderung der Thiiringer Allgemeinen
Verwaltungskostenordnung

In Satz 3 der Anmerkung zu Nummer 2 der Anlage der Thi-
ringer Allgemeinen Verwaltungskostenordnung vom 3. De-
zember 2001 (GVBI. S. 456), die zuletzt durch Verordnung
vom 6. Dezember 2022 (GVBI. S. 498) geandert worden
ist, wird die Verweisung "§ 8 des Thiringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes in der Fassung vom 1. Dezember 2014
(GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch
die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 8 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 57
Anderung der Thiiringer ASP-
Mehrbelastungsausgleichsverordnung

In § 8 Abs. 4 der Thuringer ASP-Mehrbelastungsaus-
gleichsverordnung vom 26. September 2023 (GVBI.
S. 276) wird die Verweisung "den §§ 4 bis 8 des Thdrin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes in Verbindung mit den §§ 4 bis 8 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 58
Anderung der Thiiringer Ausbildungs- und
Priifungsordnung fiir staatlich gepriifte
Lebensmittelchemikerinnen und
Lebensmittelchemiker

In § 5 Abs. 4 Satz 13 Halbsatz 2 der Thiringer Ausbil-
dungs- und Prifungsordnung fir staatlich gepriifte Le-
bensmittelchemikerinnen und Lebensmittelchemiker vom
14. September 2021 (GVBI. S. 524) wird die Verweisung
"§ 41 Abs. 2 des Thuringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit
§ 41 Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 59
Anderung der Thiiringer Bauvorlagenverordnung

In § 1 Abs. 2 Satz 2 der Thiringer Bauvorlagenverord-
nung vom 23. Marz 2010 (GVBI. S. 129), die durch Ver-
ordnung vom 2. Dezember 2015 (GVBI. S. 212) geandert
worden ist, wird die Verweisung "§ 3a des Thiringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes in Verbindung mit § 3a des Verwaltungsverfahrensge-
setzes" ersetzt.

Artikel 60
Anderung der Thiiringer EU-
Amtshilfezustéandigkeitsverordnung

§ 1 Nr. 3 der Thuringer EU-Amtshilfezustandigkeitsver-
ordnung in der Fassung vom 27. Oktober 2009 (GVBI.
S. 766), die zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom
2. Juli 2016 (GVBI. S. 229) geandert worden ist, erhalt fol-
gende Fassung:

"3. zustandige Stelle fur die Weiterleitung grenziiberschrei-
tender Ersuchen von oder an Behérden im Land im
Rahmen der europaischen Verwaltungszusammen-
arbeit nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit den §§ 8a
bis 8e des Verwaltungsverfahrensgesetzes Uiber das
Binnenmarktinformationssystem fir die Richtlinie
2006/123/EG und die Richtlinie 2005/36/EG des Eu-
ropadischen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 uber die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, L 271 vom
16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom
3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115; L 177
vom 8.7.2015, S. 60; L 268 vom 15.10.2015, S. 35;
L95vom 9.4.2016, S. 20) in der jeweils geltenden Fas-
sung,"

Artikel 61
Anderung der
Thiiringer Gutachterausschussverordnung

Die Thiringer Gutachterausschussverordnung vom
30. Juni 2021 (GVBI. S. 356) wird wie folgt gedndert:

1. § 3 Abs. 9 wird wie folgt geéndert:
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a) In Nummer 1 wird die Verweisung "den §§ 20 und
21 des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(ThurVwV{G) in der Fassung vom 1. Dezember
2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fas-
sung" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thir-
VwVfG) in Verbindung mit den §§ 20 und 21 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWVfG)" ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Verweisung "§ 83 Abs. 1 oder
§ 84 Abs. 1 und 2 TharVwVfG" durch die Verwei-
sung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Verbindung
mit § 83 Abs. 1 oder § 84 Abs. 1 und 2 VwWVfG" er-
setzt.

2. § 4 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 3 Satz 3 wird die Verweisung "§ 3a Abs. 2
ThiarVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1
Satz 1 TharVwVfG in Verbindung mit § 3a Abs. 2
VwVIG" ersetzt.

b) In Absatz 5 wird die Angabe "gelten die §§ 83 und
84 ThurVwVfG" durch die Angabe "gilt § 1 Abs. 1
Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit den §§ 83 und
84 VWVIG" ersetzt.

3. In§ 17 Abs. 3 wird die Angabe "gelten die §§ 20 und 21
ThirVwVfG" durch die Angabe "gilt § 1 Abs. 1 Satz 1
ThurVwVfG in Verbindung mit den §§ 20 und 21 VwVfG"
ersetzt.

4. In§ 18 Abs. 2 Satz 3 wird die Verweisung "§ 90 Abs. 1
Satz 2 TharVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1
Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit § 90 Abs. 1 Satz 2
VwVG" ersetzt.

Artikel 62
Anderung der
Thiringer Heilberufezustiandigkeitsverordnung

In § 1 Abs. 2 Satz 3 der Thuringer Heilberufezustandigkeits-
verordnung vom 26. September 1994 (GVBI. S. 1071), die
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Juni 2021
(GVBI. S. 315) geandert worden ist, wird die Verweisung
"den §§ 71a bis 71e des Thiringer Verwaltungsverfah-
rensgesetzes in der Fassung vom 18. August 2009 (GVBI.
S. 699) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Ver-
weisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des
Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 63
Anderung der Thiiringer Indirekteinleiterverordnung

§ 5 Abs. 7 der Thirringer Indirekteinleiterverordnung vom
8. Méarz 2000 (GVBI. S. 94), die zuletzt durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 28. Mai 2019 (GVBI. S. 74) geandert wor-
den ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Satz 2 wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis 71e
ThiurVwVfG)" durch die Angabe "nach § 1 Abs. 1 Satz 1

ThiurVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWVfG)" ersetzt.

2. InSatz 3 wird die Verweisung "§ 42a ThirVwVfG" durch
die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Ver-
bindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.

Artikel 64
Anderung der Thiiringer Kapazititsverordnung des
juristischen Vorbereitungsdienstes

In § 10 Abs. 3 Satz 2 der Thiringer Kapazitatsverordnung
des juristischen Vorbereitungsdienstes vom 15. Oktober
1999 (GVBI. S. 580), die durch Artikel 31 des Gesetzes vom
20. Marz 2009 (GVBI. S. 238) geandert worden ist, wird
die Angabe "von § 20 Abs. 5 des Thuringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes" durch die Angabe "des § 20 Abs. 5
des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 65
Anderung der
Thiiringer Kommunalanstaltsverordnung

In § 11 Abs. 4 Satz 2 der Thiringer Kommunalanstaltsver-
ordnung vom 28. April 2016 (GVBI. S. 196) wird die An-
gabe "§ 20 Abs. 5 des Thuringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI.
S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Angabe
"§ 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 66
Anderung der Thiiringer Landeswahlordnung

In § 82 der Thuringer Landeswahlordnung in der Fassung
vom 12. Juli 1994 (GVBI. S. 817), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 21. Mai 2024 (GVBI. S. 180) geandert wor-
den ist, wird die Verweisung "Thiringer Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetz vom 7. August 1991
(GVBI. S. 314) in der jeweils geltenden Fassung" durch die
Verweisung "Thiringer Verwaltungszustellungs- und Voll-
streckungsgesetz in Verbindung mit dem Verwaltungszu-
stellungsgesetz" ersetzt.

Artikel 67
Anderung der Thiiringer
Landwirtschaftssachverstandigenverordnung

In § 4 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 der Thiringer Landwirt-
schaftssachverstéandigenverordnung vom 5. Oktober 2005
(GVBI. S. 352), die zuletzt durch Artikel 69 des Gesetzes
vom 18. Dezember 2018 (GVBI. S. 731) gedndert worden
ist, wird die Angabe "Thiringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (ThurVwVfG) in der Fassung vom 1. Dezem-
ber 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung
zum Verfahren Uber die einheitliche Stelle (§§ 71a bis 71e
ThirVwVIG)" durch die Angabe "Thuringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (ThurVwVfG) zum Verfahren Gber die
einheitliche Stelle (§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG in Ver-
bindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes)" ersetzt.
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Artikel 68
Anderung der Thiiringer
Laufbahnbefiahigungsanerkennungsverordnung

In § 3 Abs. 3 Satz 2 der Thiringer Laufbahnbeféhigungs-
anerkennungsverordnung vom 18. August 2016 (GVBI.
S. 432), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
21. Dezember 2020 (GVBI. S. 660) geadndert worden ist,
wird die Verweisung "§ 3a Abs. 2 des Thuringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 1. Dezem-
ber 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 3a Abs. 2
des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 69
Anderung der Thiiringer Pflegefachberufe-
Weiterbildungsverordnung

In § 7 Abs. 2 Satz 2 der Thuringer Pflegefachberufe-Wei-
terbildungsverordnung vom 24. Januar 2010 (GVBI. S. 41),
die zuletzt durch Verordnung vom 18. November 2020
(GVBI. S. 592) geadndert worden ist, wird die Angabe "den
§§ 71a bis 71e des Thiringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes (ThiarVwVfG) in der Fassung vom 1. Dezember
2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung so-
wie Uber die Genehmigungsfiktion nach § 42a ThirVw-
VfG" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThurVwVfG) in Verbin-
dung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG) sowie lber die Genehmigungsfikti-
on nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit
§ 42a VwWVFG" ersetzt.

Artikel 70
Anderung der Thiiringer PUZ-
Stellenanerkennungsverordnung

In § 7 Satz 2 der Thiiringer PUZ-Stellenanerkennungsver-
ordnung vom 7. Februar 1997 (GVBI. S. 85), die zuletzt
durch Verordnung vom 4. Dezember 2009 (GVBI. S. 784)
geandert worden ist, wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis
71e ThurVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1
Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e
des Verwaltungsverfahrensgesetzes)" ersetzt.

Artikel 71
Anderung der Thiiringer Schulordnung

In § 36 Abs. 2 der Thuringer Schulordnung vom 20. Janu-
ar 1994 (GVBI. S. 185), die zuletzt durch Artikel 2 der Ver-
ordnung vom 18. September 2020 (GVBI. S. 505) geéan-
dert worden ist, wird die Verweisung "§ 20 des Thiiringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thirringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in Verbindung mit § 20 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes" ersetzt.

Artikel 72
Anderung der
Thiiringer Tierschutzzusténdigkeitsverordnung

§ 6 der Thuringer Tierschutzzustandigkeitsverordnung vom
27. Februar 2009 (GVBI. S. 277), die zuletzt durch Artikel 3
der Verordnung vom 3. Januar 2023 (GVBI. S. 4) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In Absatz 1 Satz 2 wird die Verweisung "den §§ 71a
bis 71e des Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
(TharVwVfG)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thir-
VwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VWVfG)" ersetzt.

2. InAbsatz 2 wird in der Einleitung des Satzes 1 die Ver-
weisung "den §§ 71a bis 71e ThirVwVfG" durch die
Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbin-
dung mit den §§ 71a bis 71e VwVfG" ersetzt.

Artikel 73
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber die
Ausbildung und Zweite Staatspriifung fiir die
Lehramter

§ 20 Abs. 3 der Thiringer Verordnung tber die Ausbildung
und Zweite Staatspriifung fur die Lehramter vom 26. April
2016 (GVBI. S. 180) erhalt folgende Fassung:

"(3) Uber das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 1
Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (ThirVwVfG) in Verbindung mit § 20 Abs. 1 oder § 21
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWVfG) bei ei-
nem Mitglied des Prifungsausschusses entscheidet nach
Beginn der praktischen oder muindlichen Prifung der Pri-
fungsausschuss; § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbin-
dung mit § 20 Abs. 4 VwVfG bleibt unberihrt."

Artikel 74
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber die
Forderung von Schwangerschafts- und
Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen

In § 7 Abs. 3 der Thiiringer Verordnung liber die Férderung
von Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonfliktbe-
ratungsstellen vom 12. November 2019 (GVBI. S. 486) wird
die Angabe "gelten die §§ 48 bis 49a des Thiringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" durch die Angabe "gilt § 1
Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes in Verbindung mit den §§ 48 bis 49a des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 75
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber die
Informationsbereitstellung und die elektronische
Verfahrensabwicklung bei den einheitlichen Stellen

In § 2 der Thiringer Verordnung uber die Informationsbe-
reitstellung und die elektronische Verfahrensabwicklung bei
den einheitlichen Stellen vom 4. November 2014 (GVBI.
S. 670) wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis 71e des Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes)" durch den Klam-
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merzusatz "(§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thiringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e
des Verwaltungsverfahrensgesetzes)" ersetzt.

Artikel 76
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber die
Priifingenieure und Priifsachverstandigen

Die Thiringer Verordnung uber die Prifingenieure und
Prifsachverstandigen vom 22. Februar 2018 (GVBI. S. 47),
geandert durch Verordnung vom 4. Januar 2021 (GVBI.
S. 10) wird wie folgt geéndert:

1. In § 6 Abs. 3 Satz 7 wird die Verweisung "den §§ 71a
bis 71e des Thiringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (TharVwV{G)" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thiir-
VwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VWVfG)" ersetzt.

2. § 7 wird wie folgt geandert:

a) In der Einleitung des Absatzes 2 wird die Verwei-
sung "§ 49 ThurVwVfG" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG in Verbindung mit § 49
VwWVIG" ersetzt.

b) InAbsatz 3 wird die Verweisung "§ 48 TharVwVfG"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVw-
VfG in Verbindung mit § 48 VwVfG" ersetzt.

3. In § 9 Abs. 4 Satz 3 wird der Klammerzusatz "(§§ 71a
bis 71e ThurVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 1
Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG in Verbindung mitden §§ 71a
bis 71e VWVfG)" ersetzt.

Artikel 77
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber
Zustindigkeiten auf dem Gebiet der
Verbrauchskennzeichnung

In § 2 Abs. 1 Satz 2 der Thiringer Verordnung tber Zustén-
digkeiten auf dem Gebiet der Verbrauchskennzeichnung
vom 5. Dezember 2006 (GVBI. S. 553), die zuletzt durch Ar-
tikel 2 der Verordnung vom 4. Oktober 2022 (GVBI. S. 429)
geandert worden ist, wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis
71e ThurVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1
Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e
des Verwaltungsverfahrensgesetzes)" ersetzt.

Artikel 78
Anderung der Thiiringer Verordnung zum
Anerkennungsverfahren nach der
Markscheider-Bergverordnung

In § 2 Satz 2 der Thuringer Verordnung zum Anerken-
nungsverfahren nach der Markscheider-Bergverordnung
vom 8. Dezember 2009 (GVBI. S. 779) wird der Klammer-
zusatz "(§§ 71a bis 71e ThirVwVfG)" durch den Klam-
merzusatz "(§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung
mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes)" ersetzt.

Artikel 79
Anderung der Thiiringer Verordnung zur
Abwicklung von Verwaltungsverfahren
tiber eine einheitliche Stelle in den Bereichen
der Land- und Erndhrungswirtschaft

In § 1 Satz 2 der Thiringer Verordnung zur Abwicklung
von Verwaltungsverfahren Uber eine einheitliche Stelle in
den Bereichen der Land- und Erndhrungswirtschaft vom
14. Juni 2013 (GVBI. S. 164), die durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 17. Juli 2022 (GVBI. S. 326) geandert wor-
den ist, wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis 71e Thur-
VwWVFG)" durch den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1 Satz 1
ThirVwV{G in Verbindung mit den § 71a bis 71e des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes)" ersetzt.

Artikel 80
Anderung der Thiiringer Verordnung zur
Bestimmung der zu Beglaubigungen befugten
Behorden

§ 1 der Thiringer Verordnung zur Bestimmung der zu Be-
glaubigungen befugten Behdrden vom 5. Februar 1997
(GVBI. S. 84) wird wie folgt geandert:

1. In Nummer 1 wird die Verweisung "§ 33 Abs. 1 Satz 2
und Abs. 4 ThurVwVfG" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit § 33 Abs. 1
Satz 2 Halbsatz 1 und Abs. 4 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VWVIG)" ersetzt.

2. In Nummer 2 wird die Verweisung "§ 34 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 4 ThirVwVfG" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit § 34 Abs. 1
Satz 1 und Abs. 4 VWVfG" ersetzt.

Artikel 81
Anderung der Thiiringer Verordnung zur
Bestimmung der Zustandigkeit der
einheitlichen Stellen

§ 1 der Thiringer Verordnung zur Bestimmung der Zu-
standigkeit der einheitlichen Stellen in der Fassung vom
7. Dezember 2009 (GVBI. S. 803), die durch Artikel 1 der
Verordnung vom 22. Marz 2019 (GVBI. S. 63) geandert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. InAbsatz 1 wird die Verweisung "§ 71c Abs. 1 des Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThurVwVfG)"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVwVfG) in Ver-
bindung mit § 71c Abs. 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VWVFG)" ersetzt.

2. In den Abséatzen 2 bis 7 wird jeweils die Verweisung
"§ 71c Abs. 1 TharVwVfG" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG in Verbindung mit § 71c
Abs. 1 VWVIG" ersetzt.
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Artikel 82
Anderung der Thiiringer Verordnung zur
Bestimmung von Bearbeitungsfristen,
Genehmigungsfiktionen und zur Anordnung des
Verwaltungsverfahrens iiber eine einheitliche Stelle
auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts

§ 1 der Thiringer Verordnung zur Bestimmung von Bear-
beitungsfristen, Genehmigungsfiktionen und zur Anord-
nung des Verwaltungsverfahrens Uber eine einheitliche
Stelle auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts vom 28. Ja-
nuar 2011 (GVBI. S. 9), die durch Artikel 2 der Verordnung
vom 22. Marz 2019 (GVBI. S. 63) gedndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. InAbsatz 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis
71e TharVwVfG)" durch die Angabe "nach § 1 Abs. 1
Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis
71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" er-
setzt.

2. In Absatz 2 werden die Verweisung "Absatz 1 Nr. 1"
durch die Verweisung "Absatz 1 Satz 1 Nr. 1" und die
Verweisung "§ 42a ThurVwVfG" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit § 42a
VwVIG" ersetzt.

3. InAbsatz 3 Satz 1 wird die Verweisung "Absatz 1 Nr. 2
bis 6" durch die Verweisung "Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6"
ersetzt.

Artikel 83
Anderung der Thiiringer Verordnung zur
dritten Phase der Lehrerbildung

Die Thuringer Verordnung zur dritten Phase der Lehrer-
bildung vom 1. Juli 2014 (GVBI. S. 420) wird wie folgt ge-
andert:

1. In§4 Abs. 2 Satz 4 wird die Verweisung "§ 3a des Thi-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThiurVwVfG)"
durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVwVfG) in Ver-
bindung mit § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(VWVIG)" ersetzt.

2. In § 5Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung "§ 36 Thir-
VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 Thir-
VwVfG in Verbindung mit § 36 VwWVfG" ersetzt.

Artikel 84
Anderung der Thiiringer Verordnung zur
Durchfiihrung des Pflanzenschutzgesetzes

In § 12 Satz 2 der Thuringer Verordnung zur Durchfiih-
rung des Pflanzenschutzgesetzes vom 20. Oktober 2014
(GVBI. S. 665), die zuletzt durch Verordnung vom 13. Marz
2019 (GVBI. S. 62) gedndert worden ist, wird die Anga-
be "gelten die §§ 71a bis 71e des Thuringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (ThirVwVfG) in der Fassung vom
18. August 2009 (GVBI. S. 699) in der jeweils geltenden
Fassung sowie des § 42a ThurVwVfG" durch die Angabe
"gilt § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfah-

rensgesetzes (ThiurVwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a
bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWVfG) so-
wie des § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Verbindung mit
§ 42a VwWVFG" ersetzt.

Artikel 85
Anderung der Thiiringer Verordnung zur Fiihrung
eines elektronischen Stiftungsverzeichnisses

In § 6 Abs. 2 Satz 1 der Thiringer Verordnung zur Fihrung
eines elektronischen Stiftungsverzeichnisses vom 8. De-
zember 2010 (GVBI. S. 586), die durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 13. Marz 2013 (GVBI. S. 92) gedndert worden ist,
wird die Verweisung "§ 3a des Thiringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

Artikel 86
Anderung der Thiiringer Verordnung zur Regelung
von Zustindigkeiten auf dem Gebiet des
Arbeitsschutzes

In der Einleitung des § 6 Abs. 1 der Thiringer Verordnung
zur Regelung von Zustandigkeiten auf dem Gebiet des
Arbeitsschutzes vom 8. August 2013 (GVBI. S. 208), die
durch Artikel 28 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018
(GVBI. S. 731) geandert worden ist, wird die Verweisung
"den §§ 71a bis 71e des Thuringer Verwaltungsverfah-
rensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes" ersetzt.

Artikel 87
Anderung der Thiiringer Verwaltungskostenordnung
fur den Geschiftsbereich des Ministeriums fir
Infrastruktur und Landwirtschaft

Das Verwaltungskostenverzeichnis der Anlage der Thirin-
ger Verwaltungskostenordnung fiir den Geschaftsbereich
des Ministeriums fir Infrastruktur und Landwirtschaft vom
9. September 2006 (GVBI. S. 497), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 23. April 2024 (GVBI. 111) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. In Spalte 2 der Nummer 3.1.13 wird die Verweisung
"§ 28 Abs. 1 Satz 1, Abs. 1a Satz 3 oder Abs. 2 Satz 1
PBefG in Verbindung mit § 74 Abs. 7 des Thuringer
Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVwVfG) in der
Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in
der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung
"§ 28 Abs. 1 Satz 1, Abs. 1a Satz 3 oder Abs. 2 Satz 1
PBefG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thu-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVwVfG)
in Verbindung mit § 74 Abs. 7 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VWVIG)" ersetzt.

2. In Spalte 2 der Nummer 3.5.5 wird der Klammerzusatz
"(§ 18b AEG in Verbindung mit § 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3
ThiurVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 18b AEG
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirVwVfG in Ver-
bindung mit § 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 VWVfG)" ersetzt.
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3. In Spalte 2 der Nummer 3.5.7 wird der Klammerzusatz
"(§ 18 Abs. 1 Satz 4 und 5 AEG in Verbindung mit § 74
Abs. 7 ThurVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 18b
AEG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 ThurVwVfG

in Verbindung mit § 74 Abs. 7 VWVfG)" ersetzt.

In Spalte 2 der Nummern 4.2.39, 4.2.53, 4.3.19,
5.2.1.1.2,5.2.1.2.2 und 5.2.1.3.2 wird jeweils die Ver-
weisung "den §§ 48 oder 49 ThurVwVfG" durch die
Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 TharVwVfG in Verbin-
dung mit den §§ 48 oder 49 VwVfG" ersetzt."

Artikel 88
Anderung der Verordnung zur Ausfiihrung des
Thiiringer Gesetzes zur Inklusion und Gleichstellung
von Menschen mit Behinderungen

Die Verordnung zur Ausfiihrung des Thiringer Gesetzes
zur Inklusion und Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderungen vom 1. Dezember 2022 (GVBI. S. 494) wird
wie folgt geadndert:

1. In § 2 Abs. 3 wird die Verweisung "§ 25 Abs. 1 Satz 2
des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thir-
VwVfG)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des
Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThirVw-
VfG) in Verbindung mit § 25 Abs. 1 Satz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VWVG)" ersetzt.

In § 10 Abs. 3 wird die Verweisung "§ 25 Abs. 1 Satz 2
ThirVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1
ThirVwVfG in Verbindung mit § 25 Abs. 1 Satz 2
VwVIG" ersetzt.

Artikel 89
Anderung der Verwaltungskostenordnung zum
Thiiringer Verwaltungszustellungs- und
Vollstreckungsgesetz

Das Verwaltungskostenverzeichnis der Anlage der Ver-
waltungskostenordnung zum Thiringer Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetz vom 29. November
2013 (GVBI. S. 338) wird wie folgt geandert:

1. In Spalte 2 der Nummer 1.1.1.1 wird die Verweisung
"§ 3a Abs. 2 ThurVwVfG" durch die Verweisung "§ 1
Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in Verbindung mit § 3a Abs. 2 und 3 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

In Spalte 2 der Nummer 2.2.1 wird der Klammerzusatz
"(§ 5 ThurVwZVG)" durch den Klammerzusatz "(§ 1
Abs. 1 ThirVwZVG in Verbindung mit § 5 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes und § 3 ThirVwZVG)" er-
setzt.

Artikel 90
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 3 Nr. 3 bis 5, Ar-
tikel 4 Nr. 1, 2 und 7 bis 9, die Artikel 22 und 28 Nr. 2 und
3, die Artikel 32 und 36 Nr. 1 sowie Artikel 43 Nr. 3 und 4
am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

(3) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt
das Thuringer Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fas-
sung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685), zuletzt ge-
andert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Mai 2018
(GVBI. S. 212), aulder Kraft.

Erfurt, den 2. Juli 2024
In Vertretung
Der Vizeprasident des Landtags

Worm
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Thiiringer Bauordnung (ThiirBO)*
Vom 2. Juli 2024

Inhaltsiibersicht Dritter Abschnitt
Bauprodukte
Erster Teil
Allgemeine Bestimmungen § 18 Allgemeine Anforderungen fir die Verwendung
von Bauprodukten
1 Anwendungsbereich § 19 Anforderungen fur die Verwendung von CE-ge-
2  Begriffe kennzeichneten Bauprodukten
3 Alilgemeine Anforderungen § 20 Verwendbarkeitsnachweise
§ 21 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
§ 22 Allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis
Zweiter Teil § 23 Nachweis der Verwendbarkeit von Bauproduk-
Das Grundstiick und seine Bebauung ten im Einzelfall
§ 24 Ubereinstimmungsbestatigung
4  Bebauung der Grundstiicke mit Gebauden § 25 Ubereinstimmungserklarung der Herstellerin
5  Zugange und Zufahrten auf den Grundstlcken oder des Herstellers
6 Abstandsflachen, § 26 Zertifizierung .
7  Teilung von Grundstiicken § 27 Pruf-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen
8 Nicht Uberbaute Flachen der bebauten Grund- § 28 Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforde-
stiicke, Kinderspielplatze rungen
Dritter Teil Vierter Abschnitt
Bauliche Anlagen Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen;
Waiande, Decken, Dacher
Erster Abschnitt
Gestaltung § 29 Allgemeine Anforderungen an das Brandverhal-
ten von Baustoffen und Bauteilen
9 Gestaltung § 30 Tragende und aussteifende Wande und Stlitzen
10  Anlagen der AuRenwerbung und Warenautoma- § 31 AurSenvx_/.ande
ten § 32 Trennwande
§ 33 Brandwande
Zweiter Abschnitt § 34 Decken
Allgemeine Anforderungen an die Bauausfiihrung § 35 Dacher
11 Baustelle Fiinfter Abschnitt
12 Standsicherheit Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen
13  Schutz gegen schadliche Einflisse )
14 Brandschutz § 36 Erster und zweiter Rettungsweg
15  Warme-, Schall- und Erschiitterungsschutz § 37 Treppen ) )
16  Verkehrssicherheit § 38 Notwendige Treppenrdume, Ausgange
17 Bauarten § 39 Notwendige Flure, offene Gange
§ 40 Fenster, Tiren, sonstige Offnungen
§ 41 Umwehrungen

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der

Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 uber die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen (Neufassung) (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; 2007 L 271 vom 16.10.2007, S. 18; 2008 L 93 vom 4.4.2008, S. 28; 2009 L
33 vom 3.2.2009, S. 49; 2014 L 305 vom 24.10.2014, S. 115; 2015 L 177 vom 8.7.2015, S. 60, L 268 vom 15.10.2015, S. 35; 2016 L
95 vom 9.4.2016, S. 20), zuletzt gedndert durch den Delegierten Beschluss (EU) 2023/2383 der Kommission vom 23. Mai 2023 (ABI.
L vom 9.10.2023, S. 1),

Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 tber Dienstleistungen im Binnenmarkt
(ABI. L 376 vom 27.12.2006, S. 36),

Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedin-
gungen fur die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABI. L 88 vom 4.4.2011, S.
5;2013 L 103 vom 12.4.2013, S. 10; 2015 L 92 vom 8.4.2015, S. 118),

Richtlinie 2012/18/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle
mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 vom 24.7.2012,
S.1)und

Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férderung der Nutzung von
Energie aus erneuerbaren Quellen (Neufassung) (ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 82; 2020 L 311 vom 25.9.2020, S. 11; 2022 L 41 vom
22.2.2022, S. 37).
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Sechster Abschnitt
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Achter Teil
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 100 Ubergangsregelungen
§ 101  Gleichstellungsbestimmung
§ 102 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Erster Teil
Allgemeine Bestimmungen

§1

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fur bauliche Anlagen und Baupro-
dukte. Es gilt auch fir Grundstiicke sowie fur andere An-
lagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz oder in
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften
Anforderungen gestellt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fur

1. Anlagen des offentlichen Verkehrs einschlieRlich Zu-
behor, Nebenanlagen und Nebenbetrieben, mit Aus-
nahme von Gebauden,

2. Anlagen, soweit sie der Bergaufsicht unterliegen, mit
Ausnahme von Gebauden an der Erdoberflache,

3. Leitungen, die der 6ffentlichen Versorgung mit Was-
ser, Gas, Elektrizitat, Warme, der o6ffentlichen Abwas-
serentsorgung oder der Telekommunikation dienen,

4. Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen die-

nen,

Krane und Krananlagen,

Messestande in Messe- und Ausstellungsgebauden,

Regale und Regalanlagen in Gebauden, soweit sie we-

der Teil der Gebaudekonstruktion sind noch eine Er-

schlieungsfunktion haben, und

8. Windenergieanlagen und Teile von Windenergiean-
lagen, fir die die Konformitat mit den Anforderungen
der Richtlinie 2006/42/EG des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Mai 2006 tber Maschi-
nen und zur Anderung der Richtlinie 95/16/EG (Neu-
fassung) (ABI. L 157 vom 9.6.2006, S. 24; 2007 L 76
vom 16.3.2007, S. 35) in der jeweils geltenden Fas-
sung durch eine Konformitatsbescheinigung und ein
CE-Zeichen nachgewiesen ist.

Abweichend von Satz 1 Nr. 8 sind auf Windenergieanlagen,

soweit sie dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/42/

EG unterliegen, § 6 Abs. 1 bis 5und 9, die §§ 60 bis 66, 73

bis 82, 84, 86, 89, 94 und 99 entsprechend anzuwenden.

Noo

§2
Begriffe

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene,
aus Bauprodukten hergestellte Anlagen. Eine Verbindung
mit dem Boden besteht auch dann, wenn die Anlage durch
eigene Schwere auf dem Boden ruht oder auf ortsfesten
Bahnen begrenzt beweglich ist oder wenn die Anlage nach
ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt ist, uberwiegend
ortsfest benutzt zu werden. Bauliche Anlagen sind auch
1. Aufschittungen und Abgrabungen,

2. Lagerplatze, Abstellplatze und Ausstellungsplatze,

3. Campingplatze, Wochenendplatze, Zeltplatze, Spiel-
und Sportflachen,

4. Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Abstellplatze fir
Fahrrader,

5. Geruste und Hilfseinrichtungen zur statischen Siche-
rung von Bauzustanden,

6. kunstliche Hohlraume unter der Erdoberflache und

7. Freizeit- und Vergnigungsparks.

Anlagen sind bauliche Anlagen und andere Anlagen und

Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2.

(2) Gebaude sind selbstandig benutzbare, Uberdeckte bau-
liche Anlagen, die von Menschen betreten werden kénnen
und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von Men-
schen, Tieren oder Sachen zu dienen.

(3) Gebaude werden in folgende Gebdudeklassen ein-

geteilt:

1. Gebaudeklasse 1:

a) freistehende Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m
und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von
insgesamt nicht mehr als 400 m? Grundflache und

b) freistehende Gebaude, die einem land- oder forst-
wirtschaftlichen Betrieb oder einem Betrieb der gar-
tenbaulichen Erzeugung im Sinne des § 35 Abs. 1
Nr. 1 und 2 in Verbindung mit § 201 des Baugesetz-
buchs (BauGB) vom 3. November 2017 (BGBI. |
S. 3634) in der jeweils geltenden Fassung dienen,

2. Gebaudeklasse 2: Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m
und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insge-
samt nicht mehr als 400 m? Grundflache,

3. Gebaudeklasse 3: sonstige Gebaude mit einer Hohe
bis zu 7 m,

4. Gebaudeklasse 4: Gebdude mit einer Hohe bis zu
13 m und Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als
400 m? Grundflache und

5. Gebaudeklasse 5: sonstige Gebaude einschlief3lich un-
terirdischer Gebaude.

Hohe im Sinne des Satzes 1 ist das Mal} der FuRboden-

oberkante des héchstgelegenen Geschosses, in dem ein

Aufenthaltsraum mdglich und zulassig ist, Uber der Gelan-

deoberflache im Mittel. Die Grundflachen der Nutzungsein-

heiten im Sinne dieses Gesetzes sind die Brutto-Grundfla-
chen; bei der Berechnung der Brutto-Grundflachen nach

Satz 1 bleiben Flachen in Kellergeschossen auller Be-

tracht. Angebaute untergeordnete Gebaude ohne Aufent-

haltsrdume oder Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m®Brut-

to-Rauminhalt und Kleingaragen im Sinne des § 1 Abs. 7

Nr. 1 der Thiringer Garagenverordnung vom 28. Marz 1995

(GVBI. S. 185) in der jeweils geltenden Fassung &ndern die

Eigenschaft "freistehend" im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 nicht.

(4) Sonderbauten sind Anlagen und Raume besonderer
Art oder Nutzung, die einen der nachfolgenden Tatbe-
stande erfillen:
1. Gebaude mit einer Hohe nach Absatz 3 Satz 2 von
mehr als 22 m (Hochhauser),
2. bauliche Anlagen mit einer Hohe von mehr als 30 m,
ausgenommen
a) Antennen einschlieRlich der Masten zur Telekom-
munikationsversorgung,
b) Anlagen, die in den Anwendungsbereich der Richt-
linie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parlaments
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und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren
Quellen (Neufassung) (ABI. L 328 vom 21.12.2018,
S. 82; 2020 L 311 vom 25.9.2020, S. 11; 2022 L 41
vom 22.2.2022, S. 37) in der jeweils geltenden Fas-
sung fallen,
3. Gebaude mit mehr als 1.600 m? Grundflache des Ge-
schosses mit der gré3ten Ausdehnung, ausgenommen
Wohngebaude und Garagen sowie Rdume und Gebau-
de fiir Abstellplatze fiir Fahrrader,
4. Verkaufsstatten, deren Verkaufsraume und Ladenstra-
Ren insgesamt mehr als 800 m? Grundflache haben,
5. Gebaude mit Raumen, die einer Blro- oder Verwal-
tungsnutzung dienen und einzeln eine Grundflache
von mehr als 400 m? haben,
6. Gebaude mit Rdumen, die einzeln fir die Nutzung
durch mehr als 100 Personen bestimmt sind,
7. Versammlungsstatten
a) mit Versammlungsraumen, die insgesamt mehr als
200 Besucherinnen und Besucher fassen, wenn
diese Versammlungsraume gemeinsame Rettungs-
wege haben oder

b) im Freien mit Szenenflachen und Freisportanlagen
jeweils mit Tribinen, die keine Fliegenden Bauten
sind und insgesamt mehr als 1.000 Besucherinnen
und Besucher fassen,

8. Schank- und Speisegaststatten mit mehr als 40 Gast-
platzen in Gebauden oder mehr als 1.000 Gastplatzen
im Freien, Beherbergungsstatten mit mehr als zwolf
Betten und Spielhallen mit mehr als 150 m? Grund-
flache,

9. Gebaude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pfle-
ge oder Betreuung von Personen mit Pflegebeduirftig-
keit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfahigkeit
eingeschrankt ist, wenn die Nutzungseinheiten
a) jeweils fur mehr als sechs Personen oder
b) fur Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt

sind oder
c) einen gemeinsamen Rettungsweg haben und fiir
insgesamt mehr als zwolf Personen bestimmt sind,

10. Krankenhauser,

11. Wohnheime,

12. Einrichtungen zur Unterbringung von Personen sowie
Tageseinrichtungen fiir Kinder, Menschen mit Behin-
derung und alte Menschen, ausgenommen Tagesein-
richtungen einschlieRlich Tagespflege fir nicht mehr
als zehn Kinder,

13. Schulen, Hochschulen und ahnliche Einrichtungen,

14. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen flr den
Mafregelvollzug,

15. Camping- und Wochenendplatze,

16. Freizeit- und Vergnugungsparks,

17. Fliegende Bauten, soweit sie einer Ausfiihrungsgeneh-
migung bedurfen,

18. Regallager mit einer Oberkante Lagerguthéhe von
mehr als 7,50 m,

19. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang mit
oder Lagerung von Stoffen mit Explosions- oder erhéh-
ter Brandgefahr verbunden ist, oder

20. Anlagen und Raume, die in den Nummern 1 bis 19 nicht
aufgefuihrt und deren Art oder Nutzung mit vergleich-
baren Gefahren verbunden sind.

(5) Aufenthaltsraume sind Raume, die zum nicht nur vo-
ribergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt oder
geeignet sind.

(6) Oberirdische Geschosse sind Geschosse, deren De-
ckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 m Uber die Ge-
landeoberflache hinausragen; im Ubrigen sind sie Keller-
geschosse. Hohlrdume zwischen der obersten Decke und
der Bedachung, in denen Aufenthaltsraume nicht méglich
sind, sind keine Geschosse.

(7) Stellplatze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraft-
fahrzeugen auflerhalb der o6ffentlichen Verkehrsflachen
dienen. Garagen sind Gebaude oder Gebaudeteile zum
Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-,
Werk- und Lagerrdume und -flachen fur Kraftfahrzeuge
sind keine Stellplatze oder Garagen.

(8) Feuerstatten sind in oder an Gebauden ortsfest benutz-
te Anlagen oder Einrichtungen, die dazu bestimmt sind,
durch Verbrennung Warme zu erzeugen.

(9) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, wenn sie fir Men-
schen mit Behinderung in der allgemein ublichen Weise
ohne besondere Erschwernis und grundsatzlich ohne frem-
de Hilfe auffindbar, zuganglich und nutzbar sind.

(10) Bauprodukte sind

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie
Bausatze nach Artikel 2 Nr. 2 der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 9. Méarz 2011 zur Festlegung harmonisier-
ter Bedingungen fir die Vermarktung von Bauproduk-
ten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des
Rates (ABI. L 88 vom 4.4.2011, S. 5; 2013 L 103 vom
12.4.2013, S. 10; 2015 L 92 vom 8.4.2015, S. 118) in
der jeweils geltenden Fassung, die hergestellt wer-
den, um dauerhaft in bauliche Anlagen eingebaut zu
werden und

2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen sowie Bausatzen
nach Artikel 2 Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011
vorgefertigte Anlagen, die hergestellt werden, um mit
dem Erdboden verbunden zu werden und deren Ver-
wendung sich auf die Anforderungen nach § 3 Satz 1
auswirken kann.

(11) Bauart ist das Zusammenfigen von Bauprodukten
zu baulichen Anlagen oder Teilen von baulichen Anlagen.

(12) Prifingenieurinnen, Prifingenieure und Prifamter
sind Personen oder Behorden, denen bauaufsichtliche
Prufaufgaben einschlielich der Bauliberwachung und
der Bauzustandsbesichtigung tibertragen werden kénnen.

§3

Allgemeine Anforderungen

Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu &ndern und
instand zu halten, dass die 6ffentliche Sicherheit und Ord-
nung, insbesondere Leben, Gesundheit und die naturlichen
Lebensgrundlagen, nicht gefahrdet werden; dabei sind die
Grundanforderungen an Bauwerke nach Anhang | der Ver-
ordnung (EU) Nr. 305/2011 zu beriicksichtigen. Dies gilt
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auch fiir die Beseitigung von Anlagen und bei der Ande-
rung ihrer Nutzung.

Zweiter Teil
Das Grundstiick und seine Bebauung

§4

Bebauung der Grundstiicke mit Gebauden

(1) Gebaude diirfen nur errichtet werden, wenn das Grund-
stlick in angemessener Breite an einer befahrbaren 6ffent-
lichen Verkehrsflache liegt oder wenn das Grundstuick eine
befahrbare, durch Baulast gesicherte Zufahrt zu einer be-
fahrbaren offentlichen Verkehrsflache hat.

(2) Ein Gebaude auf mehreren Grundstlcken ist nur zu-
l&ssig, wenn durch Baulast gesichert ist, dass keine Ver-
haltnisse eintreten kdnnen, die diesem Gesetz oder den
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften
widersprechen.

§5
Zugange und Zufahrten auf den Grundstiicken

(1) Von éffentlichen Verkehrsflachen ist insbesondere fiir
die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder Durchgang zu
rickwartigen Gebauden zu schaffen; zu anderen Gebau-
den ist er zu schaffen, wenn der zweite Rettungsweg die-
ser Gebaude Uber Rettungsgerate der Feuerwehr flhrt.
Zu Gebauden, bei denen die Oberkante der Brustung von
zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als
8 m Uber Gelande liegt, ist in den Fallen des Satzes 1 an-
stelle eines Zu- oder Durchgangs eine Zu- oder Durchfahrt
zu schaffen. Ist fur die Personenrettung der Einsatz von
Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die dafir erfor-
derlichen Aufstell- und Bewegungsflachen vorzusehen. Bei
Gebauden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von ei-
ner offentlichen Verkehrsflache entfernt sind, sind Zufahr-
ten oder Durchfahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter
den Gebauden gelegenen Grundstlicksteilen und Bewe-
gungsflachen herzustellen, wenn sie aus Grinden des
Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.

(2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflachen und Bewegungs-
flachen mussen fiir Feuerwehrfahrzeuge ausreichend be-
festigt und tragfahig sein; sie sind als solche zu kenn-
zeichnen und standig freizuhalten. Die Kennzeichnung
von Zufahrten muss von der 6ffentlichen Verkehrsflache
aus sichtbar sein. Fahrzeuge diirfen auf den Flachen nach
Satz 1 nicht abgestellt werden.

§6

Abstandsflachen

(1) Zur ausreichenden Belichtung und Beltftung sind vor
den Aulienwanden von Gebauden Abstandsflachen von
oberirdischen Gebauden freizuhalten. Fur bauliche Anla-
gen, andere Anlagen und Einrichtungen, von denen Wir-
kungen wie von Gebauden ausgehen, gilt Satz 1 gegen-
Uber Gebauden und Nachbargrenzen entsprechend. Eine
Abstandsflache ist nicht erforderlich
1. vorAuflenwanden, die an Grundstiicksgrenzen errich-
tet werden, wenn nach planungsrechtlichen Rechtsvor-

schriften an die Grenze gebaut werden muss oder ge-
baut werden darf,

2. wenn ein Vorhaben nach § 34 Abs. 1 oder 3a BauGB
zulassig ist,

3. flr Windenergieanlagen, die im Auf3enbereich im Sin-
ne des § 35 BauGB errichtet werden oder

4. fur Antennen im AuBenbereich im Sinne des § 35
BauGB einschlieRlich der Masten mit einer Breite des
Mastes von hochstens 1,50 m und einer Gesamthdhe
von nicht mehr als 50 m gegenlber anderen Grund-
stiicken im AufRenbereich.

(2) Abstandsflachen missen auf dem Grundstuick selbst
liegen. Sie durfen auch auf 6ffentlichen Verkehrs-, Griin-
und Wasserflachen liegen, jedoch nur bis zu deren Mitte.
Abstandsflachen dirfen sich ganz oder teilweise auf an-
dere Grundstiicke erstrecken, wenn durch Baulast gesi-
chertist, dass sie nicht Uberbaut werden. Abstandsflachen
durfen auf die auf diesen Grundstiicken erforderlichen Ab-
standsflachen nicht angerechnet werden.

(3) Abstandsflachen durfen sich nicht Gberdecken; dies

gilt nicht fur

1. AuRenwande, die in einem Winkel von mehr als
75 Grad zueinanderstehen und

2. AuBlenwande zu einem fremder Sicht entzogenen
Gartenhof bei Wohngebauden der Gebaudeklassen 1
und 2.

In den Féllen des Satzes 1 findet Absatz 1 Satz 1 keine

Anwendung.

(4) Die Tiefe der Abstandsflache bemisst sich nach der
Hoéhe (H). H ist das lotrechte Maf} von jedem Punkt des
oberen Abschlusses der Wand oder der Dachhaut bis zur
Gelandeoberflache. Die Abstandsflache ist von dem Punkt
der Gelandeoberflache, an dem H ermittelt wird, senkrecht
zur Wand zu messen.

(5) Die Tiefe der Abstandsflachen betragt 0,4 H, mindes-
tens 3 m. In Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Son-
dergebieten, deren Nutzung mit einem Gewerbe- oder In-
dustriegebiet vergleichbar ist, genlgt eine Tiefe von 0,2 H,
mindestens 3 m. Vor den Aulenwéanden von Gebauden
der Gebaudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als drei ober-
irdischen Geschossen genlgt als Tiefe der Abstandsfla-
che 3 m. Sind aufgrund einer stadtebaulichen Satzung
oder einer Satzung nach § 97 AuRenwande zugelassen
oder vorgeschrieben, vor denen Abstandsflachen groRe-
rer oder geringerer Tiefe als nach den Satzen 1 bis 3 lie-
gen mussten, finden die Satze 1 bis 3 keine Anwendung,
es sei denn, mit der Satzung ist die Geltung dieser Rege-
lungen angeordnet.

(6) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben au-
Ber Betracht
1. vor die AuRenwand vortretende Bauteile, wie Gesim-
se und Dachuberstande,
2. bei Vorbauten, wie Balkonen, Erkern, Treppen, Trep-
penraumen und Aufzugen,
a) die Seiten, die nicht mehr als 1,60 m vor die Au-
Renwand vortreten und
b) die den Nachbargrenzen gegeniberliegenden vor-
deren Seiten, wenn die Vorbauten insgesamt nicht
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mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen AuRen-
wand in Anspruch nehmen, nicht mehr als 1,60 m
vor die AuRenwand vortreten und mindestens 2 m
von der gegenuberliegenden Nachbargrenze ent-
fernt bleiben,

3. untergeordnete Dachaufbauten, wie Schornsteine, Ab-
gasanlagen und Antennen,

4. die Seiten von Dachaufbauten und Dachausschnitten
untereinander sowie die Wande von Dachausschnit-
ten und

5. bei Gebauden an der Grundstiicksgrenze gegeniber
dieser Grenze zuriickspringende Seitenwande und
Dacher.

(7) In den Abstandsflachen eines Gebaudes sowie ohne

eigene Abstandsflachen sind, auch wenn sie nicht an die

Grundsticksgrenze oder an das Gebaude angebaut wer-

den, zulassig:

1. Garagen und Gebaude ohne Aufenthaltsrdume und
Feuerstatten mit einer mittleren Wandhoéhe bis zu 3 m
und einer Gesamtlange je Grundstlicksgrenze bis zu
9 m; abweichend von Absatz 4 bleibt die von Dachern
mit einer Neigung von bis zu 45 Grad erzeugte Ab-
standsflache unberticksichtigt,

2. gebdudeunabhangige Solaranlagen mit einer Hohe bis
zu 3 m und einer Gesamtlange je Grundstlicksgrenze
von 9 m,

3. Stutzmauern und geschlossene Einfriedungen in Ge-
werbe- und Industriegebieten, aulRerhalb dieser Bau-
gebiete mit einer Hohe bis zu 2 m,

4. Warmepumpen, einschliellich ihrer Fundamente und
Einhausungen, mit einer Hohe bis zu 2 m und einer Ge-
samtlange je Grundstiicksgrenze von 3 m und

5. Terrassen mit einer H6he bis zu 1 m.

Die Lange der die Abstandsflachentiefe gegenliber den

Grundstucksgrenzen nicht einhaltenden Bebauung nach

Satz 1 Nr. 1, 2 und 4 darf auf einem Grundstiick insgesamt

18 m nicht Gberschreiten.

(8) Bei rechtmafig bestehenden Gebauden sind abwei-

chend von den Abséatzen 1 bis 7 auch zulassig:

1. Anderungen innerhalb des Gebaudes,

2. Nutzungsanderungen,

3. die Errichtung und Anderung von Vor- und Anbauten,
die fir sich genommen die Tiefe der Abstandsflachen
nach Absatz 5 einhalten,

4. die Errichtung und Anderung von Aufbauten, wenn de-
ren Abstandsflachen nicht Gber die Abstandsflachen
des bestehenden Gebaudes hinausgehen,

5. der Ersatz von Gebduden oder Gebaudeteilen bis zu
den bisherigen Abmessungen,

6. die Errichtung vor die AuRenwand vortretender Aufzi-
ge, Treppen und Treppenrdume, wenn zu Nachbar-
grenzen ein Abstand von mindestens 2 m eingehal-
ten wird und

7. MaBnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung und
Solaranlagen, wenn sie eine Starke von nicht mehr als
0,40 m aufweisen.

Satz 1 Nr. 1 bis 6 gilt nicht fir Gebaude nach Absatz 7 Nr. 1.

(9) Die Zulassung von Abweichungen nach § 73 setzt kei-
ne atypische Grundstiickssituation voraus.

§7

Teilung von Grundstiicken

(1) Durch die Teilung eines Grundstlicks, das bebaut oder
dessen Bebauung genehmigt ist, duirfen keine Verhaltnis-
se geschaffen werden, die diesem Gesetz oder den auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften wi-
dersprechen.

(2) Soll bei einer Teilung nach Absatz 1 von diesem Gesetz
oder den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
vorschriften abgewichen werden, ist § 73 entsprechend
anzuwenden.

(3) Auf Antrag in Textform einer oder eines am Grund-
stlicksverkauf Beteiligten hat die Bauaufsichtsbehorde ein
Zeugnis daruber auszustellen, dass die Teilung des Grund-
stlicks den Anforderungen der Absatze 1 und 2 entspricht.

§8
Nicht Uberbaute Flachen der bebauten Grundstlicke,
Kinderspielplatze

(1) Die nicht mit Gebduden oder vergleichbaren bauli-

chen Anlagen Uberbauten Flachen der bebauten Grund-

stlicke sind

1. wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustel-
len und

2. zu begriinen oder zu bepflanzen,

soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulas-

sigen Verwendung der Flachen entgegenstehen. Satz 1

findet keine Anwendung, soweit Bebauungsplane, ande-

re stadtebauliche Satzungen oder Satzungen nach § 97

Festsetzungen zu den nicht Gberbauten Flachen treffen.

(2) Bei der Errichtung von Gebauden mit mehr als drei Woh-
nungen ist auf dem Baugrundstiick oder in unmittelbarer
Nahe auf einem anderen geeigneten Grundstiick, dessen
dauerhafte Nutzung fiir diesen Zweck durch Baulast ge-
sichert sein muss, ein ausreichend groRer Spielplatz fir
Kleinkinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjah-
res anzulegen. Dies gilt nicht, wenn in unmittelbarer Nahe
eine Gemeinschaftsanlage oder ein sonstiger fir die Klein-
kinder nutzbarer Spielplatz geschaffen wird oder vorhan-
den ist oder ein solcher Spielplatz wegen der Art und der
Lage der Wohnungen nicht erforderlich ist. Bei bestehen-
den Gebauden mit mehr als drei Wohnungen kann die
Herstellung von Spielplatzen fir Kleinkinder verlangt wer-
den, wenn dies die Gesundheit und der Schutz der Klein-
kinder erfordern.

Dritter Teil
Bauliche Anlagen

Erster Abschnitt
Gestaltung

§9
Gestaltung

Bauliche Anlagen missen nach Form, Malstab, Verhalt-
nis der Baumassen und Bauteile zueinander, Werkstoff
und Farbe so gestaltet sein, dass sie nicht verunstaltet
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wirken. Bauliche Anlagen diirfen das Stralen-, Orts- und
Landschaftsbild nicht verunstalten.

§10
Anlagen der Auflenwerbung und Warenautomaten

(1) Anlagen der AuRenwerbung (Werbeanlagen) sind alle
ortsfesten Einrichtungen, die der Ankiindigung oder An-
preisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf die-
nen und vom 6ffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind.
Hierzu zahlen insbesondere Schilder, Beschriftungen, Be-
malungen, Lichtwerbungen, Schaukéasten sowie fur Zettel-
anschlage und Bogenanschlage oder Lichtwerbung be-
stimmte Saulen, Tafeln und Flachen.

(2) Fur Werbeanlagen, die bauliche Anlagen sind, gelten
die in diesem Gesetz an bauliche Anlagen gestellten An-
forderungen. Werbeanlagen, die keine baulichen Anlagen
sind, diirfen weder bauliche Anlagen noch das Stral3enbild,
Ortsbild oder Landschaftsbild verunstalten oder die Sicher-
heit und Leichtigkeit des Offentlichen Verkehrs gefahrden.
Die storende Haufung von Werbeanlagen ist unzulassig.

(3) AuBerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortstei-

le sind Werbeanlagen unzuldssig. Ausgenommen sind,

soweit in anderen Rechtsvorschriften nichts anderes be-
stimmt ist,

1. Werbeanlagen an der Statte der Leistung,

2. Schilder, die Inhaberinnen, Inhaber und Art gewerbli-
cher Betriebe kennzeichnen, wenn sie vor Ortsdurch-
fahrten auf einer Tafel zusammengefasst sind (Hin-
weisschilder),

3. einzelne Hinweiszeichen an offentlichen Stralen und
Wegabzweigungen, die im Interesse des offentlichen
Verkehrs auf aulRerhalb der Ortsdurchfahrten liegen-
de Betriebe oder versteckt liegende Statten aufmerk-
sam machen,

4. Werbeanlagen an und auf Flugplatzen, Sportanlagen
und Versammlungsstatten, soweit sie nicht in die freie
Landschaft wirken und

5. Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messegelanden.

(4) In Kleinsiedlungsgebieten, Dorfgebieten, reinen Wohn-
gebieten und allgemeinen Wohngebieten sind Werbeanla-
gen nur zulassig an der Statte der Leistung und Anlagen
fur amtliche Mitteilungen und zur Unterrichtung der Bevél-
kerung uber kirchliche, kulturelle, politische, sportliche und
ahnliche Veranstaltungen; die jeweils freie Flache dieser
Anlagen darf auch fir andere Werbung verwendet wer-
den. In reinen Wohngebieten darf an der Statte der Leis-
tung nur mit Hinweisschildern geworben werden. An Hal-
testellen des offentlichen Personennahverkehrs kénnen
auch andere Werbeanlagen als nach den Satzen 1 und 2
zugelassen werden, soweit diese die Eigenart des Gebiets
und das Orts- und Landschaftsbild nicht beeintrachtigen.

(5) Die Absatze 1 bis 3 gelten fir Warenautomaten ent-
sprechend.

(6) Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind nicht anzu-

wenden auf

1. Anschlage und Lichtwerbung an daflir genehmigten
Saulen, Tafeln und Flachen,

2. Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftenverkaufs-
stellen,

3. Auslagen und Dekorationen in Fenstern und Schau-
kasten und

4. Wahlwerbung fur die Dauer eines Wahlkampfs.

Zweiter Abschnitt
Allgemeine Anforderungen an die Bauausfiihrung

§ 11

Baustelle

(1) Baustellen sind so einzurichten, dass bauliche Anlagen
ordnungsgeman errichtet, gedndert oder abgebrochen wer-
den kénnen und Gefahren oder vermeidbare Belastigun-
gen nicht entstehen.

(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Personen ge-
fahrdet werden kénnen, ist die Gefahrenzone abzugrenzen
oder durch Warnzeichen zu kennzeichnen. Soweit erfor-
derlich, sind Baustellen mit einem Bauzaun abzugrenzen,
mit Schutzvorrichtungen gegen herabfallende Gegenstan-
de zu versehen und zu beleuchten.

(3) Bei der Ausfuhrung nicht verfahrensfreier Bauvorhaben
hat die Bauherrschaft an der Baustelle ein Schild, das die
Bezeichnung des Bauvorhabens und die Namen und An-
schriften der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsver-
fassers, der bauleitenden Personen und der Unterneh-
merinnen oder Unternehmer fir den Rohbau enthalten
muss, dauerhaft und von der offentlichen Verkehrsflache
aus sichtbar anzubringen.

(4) Baume, Hecken und sonstige Bepflanzungen, die auf-
grund anderer Rechtsvorschriften zu erhalten sind oder de-
ren Erhaltung in der Baugenehmigung zur Auflage gemacht
ist, missen wahrend der Bauausfuhrung geschutzt werden.

§12
Standsicherheit

(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und in ihren ein-
zelnen Teilen firr sich allein standsicher sein. Die Standsi-
cherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfahigkeit
des Baugrunds der Nachbargrundstiicke diirfen nicht ge-
fahrdet werden.

(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile fir mehrere
bauliche Anlagen ist zulassig, wenn &ffentlich-rechtlich ge-
sichert ist, dass die gemeinsamen Bauteile bei der Besei-
tigung einer baulichen Anlage bestehen bleiben kénnen.

§13
Schutz gegen schédliche Einflisse

Bauliche Anlagen missen so angeordnet, beschaffen und
gebrauchstauglich sein, dass durch Feuchtigkeit, pflanz-
liche und tierische Schadlinge sowie andere chemische,
physikalische oder biologische Einfliisse Gefahren oder un-
zumutbare Belastigungen nicht entstehen. Baugrundstiicke
mussen fiir bauliche Anlagen entsprechend geeignet sein.
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§ 14
Brandschutz

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu
andern und instand zu halten, dass der Entstehung ei-
nes Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch
(Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand
die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame
Léscharbeiten maglich sind.

§15
Warme-, Schall- und Erschiitterungsschutz

(1) Gebaude missen einen ihrer Nutzung und den klimati-
schen Verhaltnissen entsprechenden Warmeschutz haben.

(2) Gebaude missen einen ihrer Nutzung entsprechen-
den Schallschutz haben. Gerausche, die von ortsfesten
Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Baugrundstu-
cken ausgehen, sind so zu ddmmen, dass Gefahren oder
unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.

(3) Erschitterungen oder Schwingungen, die von orts-
festen Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Bau-
grundstlcken ausgehen, sind so zu ddmmen, dass Ge-
fahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.

§ 16
Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden nicht
Uberbauten Flachen von bebauten Grundstiicken missen
verkehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des o6ffentlichen Ver-
kehrs darf durch bauliche Anlagen oder deren Nutzung
nicht gefahrdet werden.

§17
Bauarten

(1) Bauarten diurfen nur angewendet werden, wenn bei
ihrer Anwendung die baulichen Anlagen bei ordnungsge-
mafer Instandhaltung wahrend einer dem Zweck entspre-
chenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen, die
in diesem Gesetz oder in aufgrund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsvorschriften gestellt werden, erfiillen und fur
ihren Anwendungszweck tauglich sind.

(2) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen nach

§ 96 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 Buchst. a wesentlich abweichen

oder fur die es allgemein anerkannte Regeln der Tech-

nik nicht gibt, diirfen bei der Errichtung, Anderung und In-

standhaltung baulicher Anlagen nur angewendet werden,

wenn fir sie

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deut-
sche Institut fur Bautechnik oder

2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die
oberste Bauaufsichtsbehérde

erteilt worden ist. § 21 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend.

(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung gentigt
ein allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis fir Bauar-

ten, wenn die Bauart nach allgemein anerkannten Prifver-
fahren beurteilt werden kann. In der Verwaltungsvorschrift
nach § 96 Abs. 5 werden diese Bauarten mit der Angabe
der maRRgebenden technischen Regeln bekannt gemacht.
§ 22 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu er-
warten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehorde im
Einzelfall oder fir genau begrenzte Falle allgemein fest-
legen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist.

(5) Bauarten bediirfen einer Bestéatigung inrer Ubereinstim-
mung mit den Technischen Baubestimmungen nach § 96
Abs. 2, den allgemeinen Bauartgenehmigungen, den all-
gemeinen bauaufsichtlichen Prufzeugnissen fur Bauarten
oder den vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen. Als
Ubereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die nicht we-
sentlich ist. § 24 Abs. 2 gilt fir die anwendende Person der
Bauart entsprechend.

(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in auRergewohnlichem
Maf von der Sachkunde und Erfahrung der damit betrau-
ten Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen
Vorrichtungen abhangt, kann in der Bauartgenehmigung
oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichts-
behorde vorgeschrieben werden, dass die anwendende
Person Uber solche Fachkrafte und Vorrichtungen verfligt
und den Nachweis hieriiber gegeniber einer Prifstelle
nach § 27 Satz 1 Nr. 1 zu erbringen hat.

(7) Fur Bauarten, die einer auRergewodhnlichen Sorgfalt bei
der Ausfliihrung oder der Instandhaltung bedirfen, kann
in der Bauartgenehmigung oder durch Rechtsverordnung
der obersten Bauaufsichtsbehérde die Uberwachung die-
ser Tatigkeiten durch eine Uberwachungsstelle nach § 27
Satz 1 Nr. 2 vorgeschrieben werden.

Dritter Abschnitt
Bauprodukte

§18
Allgemeine Anforderungen fiir die Verwendung
von Bauprodukten

(1) Bauprodukte durfen nur verwendet werden, wenn bei
ihrer Verwendung die baulichen Anlagen bei ordnungsge-
mafer Instandhaltung wahrend einer dem Zweck entspre-
chenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen, die
in diesem Gesetz oder in den aufgrund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsvorschriften gestellt werden, erfiillen
und gebrauchstauglich sind.

(2) Bauprodukte, die in Rechtsvorschriften anderer Ver-
tragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum vom 2. Mai 1992 (ABI. L 1 vom 3.1.1994, S. 3)
in der jeweils geltenden Fassung genannten technischen
Anforderungen entsprechen, dirfen verwendet werden,
wenn das geforderte Schutzniveau nach § 3 Satz 1 glei-
chermalen dauerhaft erreicht wird.
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§19
Anforderungen fiir die Verwendung von
CE-gekennzeichneten Bauprodukten

Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung tragt, darf ver-
wendet werden, wenn die erklarten Leistungen den in die-
sem Gesetz oder in den aufgrund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsvorschriften festgelegten Anforderungen fiir
diese Verwendung entsprechen. Die §§ 20 bis 28 Abs. 1
gelten nicht fir Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung
aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen.

§20
Verwendbarkeitsnachweise

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis nach den §§ 21 bis 23

ist fr ein Bauprodukt erforderlich, wenn

1. es keine Technische Baubestimmung und keine allge-
mein anerkannte Regel der Technik gibt,

2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestim-
mung nach § 96 Abs. 2 Nr. 3 wesentlich abweicht oder

3. dies in einer Rechtsverordnung nach § 95 Abs. 5 vor-
gesehen ist.

(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich fiir

ein Bauprodukt, das

1. von einer allgemein anerkannten Regel der Technik
abweicht oder

2. fur die Erflllung der Anforderungen, die in diesem Ge-
setz oder in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsvorschriften gestellt werden, nur eine unterge-
ordnete Bedeutung hat.

(3) Die Technischen Baubestimmungen nach § 96 enthal-
ten eine nicht abschlieRende Liste von Bauprodukten, die
keines Verwendbarkeitsnachweises nach Absatz 1 be-
durfen.

§ 21
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(1) Das Deutsche Institut fir Bautechnik erteilt auf Antrag
unter den Voraussetzungen des § 20 Abs. 1 eine allge-
meine bauaufsichtliche Zulassung fiir Bauprodukte, wenn
deren Verwendbarkeit im Sinne des § 18 Abs. 1 nachge-
wiesen ist.

(2) Die zur Begriindung des Antrags erforderlichen Unter-
lagen sind beizufiigen. Soweit erforderlich, sind Probe-
stlicke von der antragstellenden Person zur Verfligung zu
stellen oder durch Sachverstandige, die das Deutsche In-
stitut fir Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen oder
Probeausfiihrungen unter Aufsicht der Sachverstandigen
herzustellen. § 75 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut fiir Bautechnik kann fir die Durch-
fuhrung der Prifung die sachverstandige Stelle und fiir Pro-
beausfuhrungen die Ausflihrungsstelle und Ausfuihrungs-
zeit vorschreiben.

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung ist wider-
ruflich und fir eine bestimmte Frist zu erteilen, die in der
Regel funf Jahre betragt. Die Frist kann auf Antrag in Text-

form in der Regel um funf Jahre verlangert werden; § 79
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Zulassung kann mit
Nebenbestimmungen erteilt werden.

(5) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung ist unbe-
schadet der privaten Rechte Dritter zu erteilen.

(6) Das Deutsche Institut fiir Bautechnik macht die von ihm
erteilten allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen nach
Gegenstand und wesentlichem Inhalt 6ffentlich bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach dem
Recht anderer Lander gelten auch in Thiringen.

§ 22
Allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis

(1) Bauprodukte, die nach allgemein anerkannten Prifver-
fahren beurteilt werden, bedirfen anstelle einer allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines allgemeinen
bauaufsichtlichen Prifzeugnisses. Dies ist mit der Angabe
der malRgebenden technischen Regeln in den Technischen
Baubestimmungen nach § 96 Abs. 5 bekannt zu machen.

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis fir Bau-
produkte ist von einer Prifstelle nach § 27 Satz 1 Nr. 3 zu
erteilen, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 18
Abs. 1 nachgewiesen ist. § 21 Abs. 2 und 4 bis 7 gilt ent-
sprechend. Die Anerkennungsbehérde fiir Stellen nach
§ 27 Satz 1 Nr. 1 und § 95 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 kann all-
gemeine bauaufsichtliche Prifzeugnisse zurlicknehmen
oder widerrufen; die §§ 48 und 49 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung vom 23. Janu-
ar 2003 (BGBI. | S. 102) in der jeweils geltenden Fassung
finden Anwendung.

§23
Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten
im Einzelfall

Auf Antrag dirfen mit Zustimmung der obersten Bauauf-
sichtsbehodrde unter den Voraussetzungen des § 20 Abs. 1
im Einzelfall Bauprodukte verwendet werden, wenn ihre
Verwendbarkeit im Sinne des § 18 Abs. 1 nachgewiesen
ist. Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwar-
ten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehorde im Einzel-
fall erklaren, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.

§24
Ubereinstimmungsbestatigung

(1) Bauprodukte bediirfen einer Bestatigung ihrer Uberein-
stimmung mit den Technischen Baubestimmungen nach
§ 96 Abs. 2, den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassun-
gen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnissen
oder den Zustimmungen im Einzelfall; als Ubereinstim-
mung gilt auch eine Abweichung, die nicht wesentlich ist.

(2) Die Bestatigung der Ubereinstimmung erfolgt durch
Ubereinstimmungserklarung der Herstellerin oder des Her-
stellers nach § 25.
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(3) Die Ubereinstimmungserklarung hat die Herstellerin
oder der Hersteller durch Kennzeichnung der Bauproduk-
te mit dem Ubereinstimmungszeichen (U-Zeichen) unter
Hinweis auf den Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das U-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem Bei-
packzettel oder auf seiner Verpackung oder, wenn dies
Schwierigkeiten bereitet, auf dem Lieferschein oder auf
einer Anlage zum Lieferschein anzubringen.

(5) U-Zeichen nach dem Recht anderer Lander und ande-
rer Staaten gelten auch in Thuringen.

§25
Ubereinstimmungserklérung der Herstellerin oder
des Herstellers

(1) Die Herstellerin oder der Hersteller darf eine Uberein-
stimmungserklarung nur abgeben, wenn sie oder er durch
werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt hat, dass
das von ihr oder ihm hergestellte Bauprodukt den mafR-
gebenden technischen Regeln, der allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen
Priifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(2) In den Technischen Baubestimmungen nach § 96, in
den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, in den all-
gemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnissen oder in den
Zustimmungen im Einzelfall kann eine Prufung der Bau-
produkte durch eine Prifstelle nach § 27 Satz 1 Nr. 4 vor
Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vorgeschrieben
werden, wenn dies zur Sicherung einer ordnungsgema-
Ren Herstellung erforderlich ist. In diesen Féllen hat die
Prifstelle das Bauprodukt daraufhin zu Uberprifen, ob
es den malRgebenden technischen Regeln, der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bau-
aufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustimmung im Ein-
zelfall entspricht.

(3) In den Technischen Baubestimmungen nach § 96, in
den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen oder in
den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Zertifizierung
vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vorgeschrie-
ben werden, wenn dies zum Nachweis einer ordnungsge-
maRen Herstellung eines Bauprodukts erforderlich ist. Die
oberste Bauaufsichtsbehdrde kann im Einzelfall die Ver-
wendung von Bauprodukten ohne Zertifizierung gestatten,
wenn nachgewiesen ist, dass diese Bauprodukte den tech-
nischen Regeln, Zulassungen, Prifzeugnissen oder Zu-
stimmungen nach Absatz 1 entsprechen.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden,
bediirfen nur einer Ubereinstimmungserklarung nach Ab-
satz 1.

§ 26
Zertifizierung

(1) Der Herstellerin oder dem Hersteller ist ein Ubereinstim-

mungszertifikat von einer Zertifizierungsstelle nach § 27

Satz 1 Nr. 5 zu erteilen, wenn das Bauprodukt

1. den Technischen Baubestimmungen nach § 96 Abs. 2,
der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem all-

gemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnis oder der Zu-
stimmung im Einzelfall entspricht und

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer
Fremdiberwachung nach Malgabe des Absatzes 2
unterliegt.

(2) Die Fremdiiberwachung ist von einer Uberwachungs-
stelle nach § 27 Satz 1 Nr. 6 durchzufiihren. Die Uberwa-
chungsstelle hat regelmaRig zu tberprifen, ob das Bau-
produkt den Technischen Baubestimmungen nach § 96
Abs. 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem
allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnis oder der Zu-
stimmung im Einzelfall entspricht.

§ 27
Priif-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen

Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann eine natiirliche oder

juristische Person als

1. Prifstelle fiir die Uberpriifung nach § 17 Abs. 6 Satz 1
und § 28 Abs. 1 Satz 1,

2. Uberwachungsstelle fiir die Uberwachung nach § 17
Abs. 7 und § 28 Abs. 2,

3. Prifstelle fir die Erteilung allgemeiner bauaufsichtli-
cher Prifzeugnisse nach § 22 Abs. 2 Satz 1,

4. Prifstelle fir die Uberpriifung von Bauprodukten vor
Bestétigung der Ubereinstimmung nach § 25 Abs. 2,

5. Zertifizierungsstelle nach § 26 Abs. 1 oder

6. Uberwachungsstelle fiir die Fremdiiberwachung nach
§ 26 Abs. 2

anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschaftigten nach

ihrer Ausbildung, Fachkenntnis, persénlichen Zuverlassig-

keit, ihrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen die Gewahr

daflr bieten, dass diese Aufgaben den o&ffentlich-rechtli-

chen Vorschriften entsprechend wahrgenommen werden,

und wenn sie Uber die erforderlichen Vorrichtungen verfi-

gen. Satz 1 ist entsprechend auf Behdrden anzuwenden,

wenn sie ausreichend mit geeigneten Fachkraften besetzt

und mit den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet sind.

Die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uberwa-

chungsstellen anderer Lander gilt auch in Thiringen.

§28
Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

(1) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in auflergewdhn-
lichem Mal von der Sachkunde und Erfahrung der damit
betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit beson-
deren Vorrichtungen abhangt, kann in der allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall
oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichts-
behdrde vorgeschrieben werden, dass die Herstellerin oder
der Hersteller Uber solche Fachkrafte und Vorrichtungen
verfugt und den Nachweis hierliber gegenuber einer Prif-
stelle nach § 27 Satz 1 Nr. 1 zu erbringen hat.

(2) Fur Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigen-
schaften oder ihres besonderen Verwendungszwecks einer
aulergewohnlichen Sorgfalt beim Einbau, beim Transport,
bei der Instandhaltung oder bei der Reinigung bedurfen,
kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung,
in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsver-
ordnung der obersten Bauaufsichtsbehérde die Uberwa-
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chung dieser Tatigkeiten durch eine Uberwachungsstel-
le nach § 27 Satz 1 Nr. 2 vorgeschrieben werden, soweit
diese Tatigkeiten nicht bereits durch die Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 erfasst sind.

Vierter Abschnitt
Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen;
Wande, Decken, Dacher

§ 29
Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von
Baustoffen und Bauteilen

(1) Baustoffe sind nach den Anforderungen an ihr Brand-
verhalten zu unterscheiden in

1. nichtbrennbare,

2. schwer entflammbare oder

3. normal entflammbare.

Baustoffe, die nicht mindestens normal entflammbar sind
(leicht entflammbare Baustoffe), dirfen nicht verwendet
werden; dies gilt nicht, wenn sie in Verbindung mit ande-
ren Baustoffen nicht leicht entflammbar sind.

(2) Bauteile sind nach den Anforderungen an ihre Feuer-

widerstandsfahigkeit zu unterscheiden in

1. feuerbestandige,

2. hochfeuerhemmende oder

3. feuerhemmende;

die Feuerwiderstandsfahigkeit bezieht sich bei tragenden

und aussteifenden Bauteilen auf deren Standsicherheit

im Brandfall und bei raumabschlielenden Bauteilen auf

deren Widerstand gegen die Brandausbreitung. Bauteile

sind zuséatzlich nach dem Brandverhalten ihrer Baustoffe
zu unterscheiden in

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die bei raum-
abschlieRenden Bauteilen zusatzlich eine in Bauteilebe-
ne durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustof-
fen haben,

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus
brennbaren Baustoffen bestehen und die allseitig
eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung aus
nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung)
und Dammstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen ha-
ben oder

4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.

Soweit in diesem Gesetz oder in den aufgrund dieses Ge-

setzes erlassenen Rechtsvorschriften nichts anderes be-

stimmt ist, missen

1. Bauteile, die feuerbestandig sein miissen, mindestens
den Anforderungen nach Satz 2 Nr. 2 und

2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein miissen, min-
destens den Anforderungen nach Satz 2 Nr. 3

entsprechen. Abweichend von Satz 3 sind andere Bautei-

le, die feuerbestandig oder hochfeuerhemmend sein mis-
sen, aus brennbaren Baustoffen zulassig, sofern sie den

Technischen Baubestimmungen nach § 96 entsprechen.

Satz 4 gilt nicht fir Wande nach § 33 Abs. 3 Satz 1 und

Wande nach § 38 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1.

§ 30
Tragende und aussteifende Wande und Stiitzen

(1) Tragende und aussteifende Wéande und Stltzen mis-

sen im Brandfall ausreichend lang standsicher sein. Sie

mussen in Gebauden

1. der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig,

2. der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend und

3. der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend

sein. Satz 2 gilt

1. fur Geschosse im Dachraum nur, wenn dariber noch
Aufenthaltsrdume moglich sind; § 32 Abs. 4 bleibt un-
berthrt, und

2. nicht fur Balkone, ausgenommen offene Gange, die
als notwendige Flure im Sinne des § 39 Abs. 1 dienen.

(2) Im Kellergeschoss mussen tragende und aussteifende
Wande und Stiitzen in Gebauden

1. der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig und

2. der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend

sein.

§ 31
AulRenwande

(1) AuBenwande und AuRenwandteile, wie Briistungen
und Schiirzen, sind so auszubilden, dass eine Brandaus-
breitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang be-
grenzt ist.

(2) Nichttragende Auflenwande und nichttragende Tei-

le tragender AuRenwande missen aus nichtbrennbaren

Baustoffen bestehen; sie sind aus brennbaren Baustoffen

zulassig, wenn sie als raumabschlieRende Bauteile feuer-

hemmend sind. Satz 1 gilt nicht fur

1. Turen und Fenster,

2. Fugendichtungen,

3. brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren geschlosse-
nen Profilen der Aulienwandkonstruktionen und

4. Kleinteile, die nicht zur Brandausbreitung beitragen.

(3) Oberflachen von AuRenwanden sowie Aulienwand-
bekleidungen miissen einschliel3lich der Dammstoffe und
Unterkonstruktionen schwer entflammbar sein; Unterkon-
struktionen aus normal entflammbaren Baustoffen sind zu-
lassig, wenn die Anforderungen nach Absatz 1 erfiillt sind.
Balkonbekleidungen, die Uber die erforderliche Umweh-
rungshéhe hinaus hochgefiihrt werden, miissen schwer
entflammbar sein. Baustoffe, die schwer entflammbar sein
mussen, in Bauteilen nach Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2
dirfen nicht brennend abfallen oder abtropfen.

(4) Bei AuBenwandkonstruktionen mit geschossubergrei-
fenden Hohl- oder Luftrdumen, wie hinterllifteten Auen-
wandbekleidungen, sind gegen die Brandausbreitung
Vorkehrungen zu treffen. Satz 1 gilt fiir Doppelfassaden
entsprechend.

(5) Die Absatze 2, 3 und 4 Satz 1 gelten nicht fir Gebau-
de der Gebaudeklassen 1 bis 3; Absatz 4 Satz 2 gilt nicht
fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2. Abweichend
von Absatz 3 sind hinterliiftete AuBenwandbekleidungen,
die den Technischen Baubestimmungen nach § 96 ent-
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sprechen, mit Ausnahme der Dammstoffe, aus normalent-
flammbaren Baustoffen zulassig.

§ 32
Trennwande

(1) Trennwande missen als raumabschliefiende Bauteile
von Raumen oder Nutzungseinheiten innerhalb von Ge-
schossen ausreichend lang widerstandsfahig gegen die
Brandausbreitung sein.

(2) Trennwande sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nut-
zungseinheiten und anders genutzten Rdumen, aus-
genommen notwendigen Fluren,

2. zum Abschluss von Raumen mit Explosions- oder er-
hohter Brandgefahr und

3. zwischen Aufenthaltsrdumen und anders genutzten
Raumen im Kellergeschoss.

(3) Trennwande nach Absatz 2 Nr. 1 und 3 miissen die Feu-
erwiderstandsfahigkeit der tragenden und aussteifenden
Bauteile des Geschosses haben, jedoch mindestens feu-
erhemmend sein. Trennwande nach Absatz 2 Nr. 2 mis-
sen feuerbestandig sein.

(4) Trennwande sind bis zur Rohdecke, im Dachraum
bis unter die Dachhaut zu fihren; werden in Dachrau-
men Trennwande nur bis zur Rohdecke gefiihrt, ist die-
se Decke als raumabschlieltendes Bauteil einschlieflich
der sie tragenden und aussteifenden Bauteile feuerhem-
mend herzustellen.

(5) Offnungen in Trennwénden sind nur zuldssig, wenn
sie auf die fur die Nutzung erforderliche Zahl und GréRRe
beschrankt sind; sie missen feuerhemmende, dicht- und
selbstschlieRende Abschllisse haben.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten nicht flir Gebaude der Ge-
baudeklassen 1 und 2; ausgenommen sind Rdume mit er-
hohter Brand- oder Explosionsgefahr.

§33
Brandwande

(1) Brandwande mussen als raumabschlieRende Bauteile
zum Abschluss von Gebauden (Gebaudeabschlusswand)
oder zur Unterteilung von Gebauden in Brandabschnitte (in-
nere Brandwand) ausreichend lang die Brandausbreitung
auf andere Gebaude oder Brandabschnitte verhindern.

(2) Brandwéande sind erforderlich

1. als Gebaudeabschlusswand, wenn diese Abschluss-
wande an oder mit einem Abstand von weniger als
2,50 m gegenlber der Grundstiicksgrenze errichtet
werden, es sei denn, dass ein Abstand von mindes-
tens 5 m zu bestehenden oder nach den baurechtlichen
Rechtsvorschriften zuldssigen kiinftigen Gebauden ge-
sichertist; § 6 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung,

2. als Gebaudeabschlusswand bei aneinandergebauten
Gebauden auf demselben Grundstiick und zwischen
Gebauden auf demselben Grundstiick mit einem Ab-
stand von weniger als 5 m zueinander,

3. als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter
Gebaude in Abstanden von nicht mehr als 40 m,

4. als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaft-
lich genutzter Gebaude in Brandabschnitte von nicht
mehr als 10.000 m?® Brutto-Rauminhalt und

5. als Gebaudeabschlusswand zwischen Wohngebau-
den und angebauten landwirtschaftlich genutzten Ge-
b&duden sowie als innere Brandwand zwischen dem
Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten Teil ei-
nes Gebaudes.

Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt nicht fir Gebaude ohne Aufenthalts-

raume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m?

Brutto-Rauminhalt.

(3) Brandwande missen auch unter zusatzlicher mechani-

scher Beanspruchung feuerbestandig sein und aus nicht-

brennbaren Baustoffen bestehen. Anstelle von Brand-

wanden sind in den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1, 3

und 4 fur Gebaude

1. der Gebaudeklasse 4 Wande, die auch unter zusatz-
licher mechanischer Beanspruchung hochfeuerhem-
mend sind,

2. der Gebaudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende
Wande und

3. der Gebaudeklassen 1 bis 3 Gebaudeabschlusswan-
de, die jeweils von innen nach aul3en die Feuerwider-
standsfahigkeit der tragenden und aussteifenden Tei-
le des Gebaudes, mindestens jedoch feuerhemmende
Bauteile, und von auf3en nach innen die Feuerwider-
standsfahigkeit feuerbestandiger Bauteile haben,

zulassig. Anstelle von Brandwanden sind in den Fallen

1. des Absatzes 2 Nr. 2 Wande in der Feuerwiderstands-
fahigkeit der tragenden und aussteifenden Bauteile, je-
doch mindestens feuerhemmend und

2. desAbsatzes 2 Nr. 5 feuerbestandige Wande, wenn der
Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich genutzten Ge-
baudes oder Gebaudeteils nicht grofer als 2.000 md ist,

zulassig.

(4) Brandwande mussen bis zur Bedachung durchgehen

und in allen Geschossen Ubereinander angeordnet sein.

Abweichend davon dirfen anstelle innerer Brandwande

Wande geschossweise versetzt angeordnet werden, wenn

1. die Wande im Ubrigen den Vorgaben nach Absatz 3
Satz 1 entsprechen,

2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wan-
den stehen, feuerbestandig sind, aus nichtbrennba-
ren Baustoffen bestehen und keine Offnungen haben,

3. die Bauteile, die diese Wande und Decken unterstt-
zen, feuerbestandig sind und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen,

4. die AuRenwande in der Breite des Versatzes in dem
Geschoss oberhalb oder unterhalb des Versatzes feu-
erbestandig sind und

5. Offnungen in den AuRenwanden im Bereich des Ver-
satzes so angeordnet oder andere Vorkehrungen so
getroffen sind, dass eine Brandausbreitung in andere
Brandabschnitte nicht zu beflrchten ist.

(5) Brandwande sind 0,30 m Uber die Bedachung zu fiih-
ren oder in Hohe der Dachhaut mit einer beiderseits 0,50 m
auskragenden feuerbestandigen Platte aus nichtbrennba-
ren Baustoffen abzuschlieRen; darliber diirfen brennbare
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Teile des Daches nicht hinweggeflihrt werden. Bei Gebau-
den der Gebaudeklassen 1 bis 3 sind Brandwande min-
destens bis unter die Dachhaut zu fihren. Verbleibende
Hohlraume sind vollstandig mit nichtbrennbaren Baustoffen
auszufillen. Satz 2 gilt auch fur am 4. April 2023 rechtma-
Rig bestehende Gebaude, die durch nachtraglichen Dach-
ausbau zur Schaffung von Wohnraum zu einem Gebaude
der Gebaudeklasse 4 werden.

(6) Mlssen Gebaude oder Gebaudeteile, die Uber Eck zu-
sammenstofRen, durch eine Brandwand getrennt werden,
muss der Abstand dieser Wand von der inneren Ecke min-
destens 5 m betragen; das gilt nicht, wenn der Winkel der
inneren Ecke mehr als 120 Grad betragt oder mindestens
eine AuRenwand auf 5 m Lange als 6ffnungslose feuerbe-
stédndige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, bei Ge-
bauden der Gebaudeklassen 1 bis 4 als 6ffnungslose hoch-
feuerhemmende Wand, ausgebildet ist.

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dirfen tiber Brand-
wande nicht hinweggefiihrt werden. Bei Aulienwandkonst-
ruktionen, die eine seitliche Brandausbreitung begtinstigen
kénnen, wie bei hinterlifteten AulRenwandbekleidungen
oder Doppelfassaden, sind gegen die Brandausbreitung
im Bereich der Brandwande Vorkehrungen zu treffen. Au-
Renwandbekleidungen von Gebdudeabschlusswanden
mussen einschliellich der Dammestoffe und Unterkonstruk-
tionen nichtbrennbar sein. Bauteile diirfen in Brandwande
nur so weit eingreifen, dass deren Feuerwiderstandsfahig-
keit nicht beeintrachtigt wird; fir Leitungen, Leitungsschlit-
ze und Schornsteine gilt dies entsprechend.

(8) Offnungen in Brandwénden sind unzuléssig. Sie sind
in inneren Brandwanden nur zulassig, wenn sie auf die fir
die Nutzung erforderliche Zahl und GréRRe beschrankt sind;
die Offnungen miissen feuerbesténdige, dicht- und selbst-
schlieBende Abschlisse haben.

(9) In inneren Brandwanden sind feuerbestandige Vergla-
sungen nur zulassig, wenn sie auf die fur die Nutzung er-
forderliche Zahl und GréRe beschrankt sind.

(10) Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 gilt nicht fur seitliche Wande von
Vorbauten im Sinne des § 6 Abs. 6 Nr. 2, wenn sie von dem
Nachbargebaude oder der Nachbargrenze einen Abstand
einhalten, der ihrer eigenen Ausladung entspricht, mindes-
tens jedoch 1 m betragt.

(11) Die Absétze 4 bis 10 gelten entsprechend auch fir
Wande, die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 anstelle von Brand-
wanden zuldssig sind.

§ 34
Decken

(1) Decken missen als tragende und raumabschlieRen-
de Bauteile zwischen Geschossen im Brandfall ausrei-
chend lang standsicher und widerstandsfahig gegen die
Brandausbreitung sein. Sie missen in Gebauden

1. der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig,

2. der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend und

3. der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend

sein. Satz 2 gilt

1. flr Geschosse im Dachraum nur, wenn dariiber noch
Aufenthaltsrdume madglich sind; § 32 Abs. 4 bleibt un-
berihrt und

2. nicht fir Balkone, ausgenommen offene Gange, die als
notwendige Flure dienen.

(2) Im Kellergeschoss mussen Decken in Gebauden

1. der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig und

2. der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend

sein. Decken mussen feuerbestandig sein

1. unter und Uber Raumen mit Explosions- oder erhéh-
ter Brandgefahr, ausgenommen in Wohngebauden der
Gebaudeklassen 1 und 2 und

2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und
dem Wohnteil eines Gebaudes.

(3) Der Anschluss der Decken an die AuRenwand ist so
herzustellen, dass er den Anforderungen nach Absatz 1
Satz 1 genugt.

(4) Offnungen in Decken, fiir die eine Feuerwiderstands-

fahigkeit vorgeschrieben ist, sind nur zulassig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als
insgesamt 400 m? Grundflache in nicht mehr als zwei
Geschossen und

3. im Ubrigen, wenn sie auf die fiir die Nutzung erforder-
liche Zahl und GréRe beschrankt sind und Abschlisse
mit der Feuerwiderstandsfahigkeit der Decke haben.

§35
Dacher

(1) Bedachungen mussen gegen eine Brandbeanspru-
chung von aufRen durch Flugfeuer und strahlende War-
me ausreichend lang widerstandsfahig sein (harte Beda-
chung).

(2) Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1

nicht erfillen, sind zulassig bei Gebduden der Gebaude-

klassen 1 bis 3, wenn die Gebaude

1. einen Abstand von der Grundstlicksgrenze von min-
destens 12 m,

2. von Gebauden auf demselben Grundstiick mit har-
ter Bedachung einen Abstand von mindestens 15 m,

3. von Gebauden auf demselben Grundstiick mit Beda-
chungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht
erflllen, einen Abstand von mindestens 24 m und

4. von Gebauden auf demselben Grundstiick ohne Auf-
enthaltsraume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr
als 50 m? Brutto-Rauminhalt einen Abstand von min-
destens 5m

einhalten. Soweit Gebaude nach Satz 1 Abstand halten

mussen, genugt bei Wohngebauden der Geb&udeklas-

sen 1 und 2 in den Fallen

1. der Nummer 1 ein Abstand von mindestens 6 m,

2. der Nummer 2 ein Abstand von mindestens 9 m und

3. der Nummer 3 ein Abstand von mindestens 12 m.

Fir die Abstande nach den Satzen 1 und 2 findet § 6 Abs. 2

entsprechende Anwendung.
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(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fir

1. Gebaude ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstat-
ten mit nicht mehr als 50 m? Brutto-Rauminhalt,

2. lichtdurchlassige Bedachungen aus nichtbrennbaren
Baustoffen; brennbare Fugendichtungen und brenn-
bare Dammstoffe in nichtbrennbaren Profilen sind zu-
lassig,

3. Dachflachenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von
Wohngebauden,

4. Eingangsuberdachungen und Vordacher aus nicht-
brennbaren Baustoffen und

5. Eingangsuberdachungen aus brennbaren Baustoffen,
wenn die Eingange nur zu Wohnungen fihren.

(4) Abweichend von den Abséatzen 1 und 2 sind

1. lichtdurchlassige Teilflachen aus brennbaren Baustof-
fen in Bedachungen nach Absatz 1 und

2. begrinte Bedachungen

zulassig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbe-

anspruchung von aufien durch Flugfeuer und strahlende

Warme nicht zu beflirchten ist oder Vorkehrungen gegen

eine Brandentstehung getroffen werden.

(5) Dachuberstande, Dachgesimse und Dachaufbau-
ten, lichtdurchldssige Bedachungen, Dachflachenfenster,
Lichtkuppeln, Oberlichte und Solaranlagen sind so an-
zuordnen und herzustellen, dass Feuer nicht auf andere
Gebaudeteile und Nachbargrundstiicke Ubertragen wer-
den kann. Von Brandwénden und von Wanden, die an-
stelle von Brandwanden zulassig sind, missen folgende
Abstande eingehalten werden:

1. kein Abstand bei

a) Dachflachenfenstern, Oberlichten, Lichtkuppeln
und Offnungen in Bedachungen, wenn diese Wan-
de mindestens 0,30 m Uber die Bedachung ge-
fuhrt sind, und

b) Solaranlagen, Dachgauben und &hnliche Dachauf-
bauten aus brennbaren Baustoffen, die durch diese
Wande gegen Brandibertragung geschiitzt sind,

2. mindestens 0,50 m bei Solaranlagen, die hdchstens
0,30 m tber der Dachhaut installiert oder im Dach integ-
riert sind und nicht unter Nummer 1 Buchst. b fallen, und
3. mindestens 1,25 m bei

a) Dachflachenfenstern, Oberlichten, Lichtkuppeln
und Offnungen in Bedachungen, die nicht unter
Nummer 1 Buchst. a fallen,

b) Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten aus
brennbaren Baustoffen, die nicht unter Nummer 1
Buchst. b fallen, und

c) Solaranlagen, die nicht unter Nummer 1 Buchst. b
und Nummer 2 fallen.

(6) Dacher von traufseitig aneinandergebauten Gebau-
den missen als raumabschlieBende Bauteile fir eine
Brandbeanspruchung von innen nach auf3en, einschlieR-
lich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile, feu-
erhemmend sein. Offnungen in diesen Dachern miissen
waagerecht gemessen mindestens 2 m von der Brand-
wand oder der Wand, die anstelle der Brandwand zulas-
sig ist, entfernt sein.

(7) Dacher von Anbauten, die an AuRenwande mit Offnun-
gen oder ohne Feuerwiderstandsfahigkeit anschlielen,

mussen innerhalb eines Abstands von 5 m von diesen
Wanden als raumabschlieende Bauteile fiir eine Brand-
beanspruchung von innen nach aufen, einschlieRlich der
sie tragenden und aussteifenden Bauteile, die Feuerwider-
standsfahigkeit der Decken des Gebaudeteils haben, an
den sie angebaut werden. Dies gilt nicht fir Anbauten an
Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3.

(8) Fir vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten sind si-
cher benutzbare Vorrichtungen anzubringen.

Fiinfter Abschnitt
Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen

§ 36
Erster und zweiter Rettungsweg

(1) Fur Nutzungseinheiten mit mindestens einem Auf-
enthaltsraum, wie Wohnungen, Praxen, selbststandige
Betriebsstatten, miissen in jedem Geschoss mit Aufent-
haltsrdumen mindestens zwei voneinander unabhangige
Rettungswege ins Freie vorhanden sein; beide Rettungs-
wege dirfen jedoch innerhalb des Geschosses uber den-
selben notwendigen Flur fiilhren. Ein zweiter Rettungsweg
ist flir eingeschossige, zu ebener Erde liegende Nutzungs-
einheiten nicht erforderlich, wenn im Brandfall die Rettung
Uber einen direkten Ausgang ins Freie mdglich ist.

(2) Fur Nutzungseinheiten nach Absatz 1, die nicht zu ebe-
ner Erde liegen, muss der erste Rettungsweg Uber eine
notwendige Treppe fuhren. Der zweite Rettungsweg kann
eine weitere notwendige Treppe oder eine mit Rettungs-
geraten der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungs-
einheit sein. Ein zweiter Rettungsweg ist nicht erforderlich,
wenn die Rettung Uber einen sicher erreichbaren Treppen-
raum moglich ist, in den Feuer und Rauch nicht eindringen
kdnnen (Sicherheitstreppenraum).

(3) Gebaude, deren zweiter Rettungsweg Uber Rettungs-
gerate der Feuerwehr flhrt und bei denen die Oberkante
der Brustung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder
Stellen mehr als 8 m Giber der Gelandeoberflache liegt, diir-
fen nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr tber Hub-
rettungsfahrzeuge verfugt. Der zweite Rettungsweg Uber
Rettungsgerate der Feuerwehr ist nur zulassig, wenn kei-
ne Bedenken wegen der Personenrettung bestehen.

§ 37
Treppen

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss und
der benutzbare Dachraum eines Gebaudes mussen tber
mindestens eine Treppe zuganglich sein (notwendige Trep-
pe). Statt notwendiger Treppen sind Rampen mit flacher
Neigung zulassig.

(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen sind als not-
wendige Treppen unzuldssig. In Gebduden der Gebaude-
klassen 1 und 2 sind einschiebbare Treppen und Leitern
als Zugang zu einem Dachraum ohne Aufenthaltsrdume
zulassig.
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(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu allen ange-
schlossenen Geschossen zu flihren; sie miissen mit den
Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden sein. Dies
gilt nicht fur Treppen

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 und

2. nach § 38 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2.

(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen missen in

Gebauden

1. der Gebaudeklasse 5 feuerhemmend und aus nicht-
brennbaren Baustoffen,

2. der Gebaudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustof-
fen und

3. der Gebaudeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen
oder feuerhemmend

sein. Tragende Teile von AuRentreppen nach § 38 Abs. 1

Satz 3 Nr. 3 fir Gebaude der Gebaudeklassen 3 bis 5 mus-

sen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(5) Die nutzbare Breite der Treppenlaufe und Treppenab-
satze notwendiger Treppen muss fir den gréfiten zu er-
wartenden Verkehr ausreichen.

(6) Treppen mussen einen festen und griffsicheren Hand-
lauf haben. Fir Treppen sind Handlaufe auf beiden Sei-
ten und Zwischenhandlaufe vorzusehen, soweit die Ver-
kehrssicherheit dies erfordert.

(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter einer Tir be-
ginnen, die in Richtung der Treppe aufschlagt; zwischen
Treppe und Tur ist ein ausreichender Treppenabsatz an-
zuordnen.

§38
Notwendige Treppenrdume, Ausgénge

(1) Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung der
Rettungswege aus den Geschossen ins Freie in einem
eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen (notwen-
diger Treppenraum). Notwendige Treppenrdume missen
so angeordnet und ausgebildet sein, dass die Nutzung
der notwendigen Treppen im Brandfall ausreichend lang
maoglich ist. Notwendige Treppen sind ohne eigenen Trep-
penraum zulassig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. fur die Verbindung von héchstens zwei Geschossen
innerhalb derselben Nutzungseinheit von insgesamt
nicht mehr als 200 m? Grundflache, wenn in jedem Ge-
schoss ein anderer Rettungsweg erreicht werden kann,

3. als AuBentreppe, wenn ihre Benutzung ausreichend
sicher ist und im Brandfall nicht gefahrdet werden
kann und

4. innerhalb von Wohnungen.

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes und eines Kel-
lergeschosses muss mindestens ein Ausgang in einen not-
wendigen Treppenraum oder ins Freie in hochstens 35 m
Entfernung erreichbar sein. Ubereinanderliegende Keller-
geschosse missen jeweils mindestens zwei Ausgange
in notwendige Treppenrdume oder ins Freie haben. Sind
mehrere notwendige Treppenraume erforderlich, missen
sie so verteilt sein, dass sie mdglichst entgegengesetzt
liegen und dass die Rettungswege moglichst kurz sind.

(3) Jeder notwendige Treppenraum muss einen unmittel-

baren Ausgang ins Freie haben. Sofern der Ausgang eines

notwendigen Treppenraumes nicht unmittelbar ins Freie

fihrt, muss der Raum zwischen dem notwendigen Trep-

penraum und dem Ausgang ins Freie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehdrigen Trep-
penlaufe,

2. Wande haben, die die Anforderungen an die Wande
des Treppenraumes erfiillen,

3. rauchdichte und selbstschlieRende Abschlisse zu not-
wendigen Fluren haben und

4. ohne Offnungen zu anderen Raumen, ausgenommen
zu notwendigen Fluren, sein.

(4) Die Wéande notwendiger Treppenrdume missen als
raumabschlieRende Bauteile in Gebauden
1. der Gebaudeklasse 5 die Bauart von Brandwanden
haben,
2. der Gebaudeklasse 4 auch unter zusatzlicher mecha-
nischer Beanspruchung hochfeuerhemmend sein und
3. der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend sein.
Dies ist nicht erforderlich flir AuRenwande von Treppen-
raumen, die aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen
und durch andere an diese Aullenwande anschlieRende
Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden kdnnen.
Der obere Abschluss notwendiger Treppenrdume muss
als raumabschlieRendes Bauteil die Feuerwiderstandsfa-
higkeit der Decken des Gebaudes haben; dies gilt nicht,
wenn der obere Abschluss das Dach ist und die Treppen-
raumwande bis unter die Dachhaut reichen.

(5) In notwendigen Treppenrdumen und in Rdumen nach

Absatz 3 Satz 2 missen

1. Bekleidungen, Putze, Dammstoffe, Unterdecken und
Einbauten aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine
Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausrei-
chender Dicke haben und

3. Bodenbelage, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus
mindestens schwer entflammbaren Baustoffen be-
stehen.

(6) In notwendigen Treppenraumen miissen Offnungen

1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dach-
raumen, Werkstatten, Laden, Lager- und ahnlichen
Raumen sowie zu sonstigen Rdumen und Nutzungs-
einheiten mit einer Flache von mehr als 200 m? Grund-
flache, ausgenommen Wohnungen, mindestens feu-
erhemmende, rauchdichte und selbstschliellende
Abschlisse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschlie-
ende Abschlisse und

3. zusonstigen Rdumen und Nutzungseinheiten mindes-
tens dicht- und selbstschlieBende Abschliisse

haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschlisse diir-

fen lichtdurchlassige Seitenteile und Oberlichte enthalten,

wenn der Abschluss insgesamt nicht breiter als 2,50 m ist.

(7) Notwendige Treppenraume mussen zu beleuchten sein.
Notwendige Treppenraume ohne Fenster miissen in Ge-
bauden mit einer Hohe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 von mehr
als 13 m eine Sicherheitsbeleuchtung haben.
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(8) Notwendige Treppenrdume missen beliftet und zur
Unterstltzung wirksamer Ldscharbeiten entraucht wer-
den kénnen. Sie missen
1. injedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie
fuhrende Fenster mit einem freien Querschnitt von
mindestens 0,50 m? Flache haben, die gedffnet wer-
den konnen, oder
2. an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchablei-
tung haben.
In den Fallen des Satzes 2 Nr. 1 ist in Gebauden der Ge-
baudeklasse 5 an der obersten Stelle eine Offnung zur
Rauchableitung erforderlich; in den Fallen des Satzes 2
Nr. 2 sind in Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5, so-
weit dies zur Erflllung der Anforderungen nach Satz 1
erforderlich ist, Vorkehrungen zu treffen. Offnungen zur
Rauchableitung nach den Satzen 2 und 3 missen in je-
dem Treppenraum einen freien Querschnitt von mindes-
tens 1 m?2 Flache und Vorrichtungen zum Offnen ihrer Ab-
schlusse haben, die vom Erdgeschoss sowie vom obersten
Treppenabsatz aus bedient werden kdnnen. Die Satze 2
und 3 gelten nicht fir notwendige Treppenrdume mit Druck-
beluftungsanlagen.

§39
Notwendige Flure, offene Génge

(1) Flure, uber die Rettungswege aus Aufenthaltsrdumen

oder aus Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsraumen in not-

wendige Treppenraume oder ins Freie fihren (notwendi-

ge Flure), miissen so angeordnet und ausgebildet sein,

dass die Nutzung im Brandfall ausreichend lang mdglich

ist. Notwendige Flure sind nicht erforderlich

1. in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. in sonstigen Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,
ausgenommen in Kellergeschossen,

3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als
200 m? Grundflache und innerhalb von Wohnungen und

4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Biro-
oder Verwaltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als
400 m? Grundflache; das gilt auch fiir Teile groRerer
Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht groRer als
400 m? Grundflache sind, Trennwande nach § 32 Abs. 2
Nr. 1 haben und jeder Teil unabhangig von anderen Tei-
len Rettungswege nach § 36 Abs. 1 hat.

(2) Notwendige Flure mussen so breit sein, dass sie fur den
grolten zu erwartenden Verkehr ausreichen. In den Flu-
ren ist eine Folge von weniger als drei Stufen unzulassig.

(3) Notwendige Flure sind durch nichtabschlieRbare rauch-
dichte und selbstschlielende Abschliisse in Rauchab-
schnitte zu unterteilen. Die Rauchabschnitte dirfen nicht
langer als 30 m sein; soweit Uber notwendige Flure beide
Rettungswege in nur einer Fluchtrichtung (Stichflur) ge-
fihrt werden, diirfen sie nicht langer als 15 m sein. Die Ab-
schlisse sind bis an die Rohdecke zu fiihren; sie dlrfen
bis an die Unterdecke der Flure gefiihrt werden, wenn die
Unterdecke feuerhemmend ist. Notwendige Flure mit nur
einer Fluchtrichtung, die zu einem Sicherheitstreppenraum
fihren, dirfen nichtlanger als 15 m sein. Die Satze 1 bis 4
gelten nicht fur offene Gange nach Absatz 5.

(4) Die Wande notwendiger Flure miissen als raumab-
schlieRende Bauteile feuerhemmend, in Kellergeschossen,
deren tragende und aussteifende Bauteile feuerbestandig
sein missen, feuerbestandig sein. Die Wéande sind bis an
die Rohdecke zu fiihren. Sie dirfen bis an die Unterde-
cke der Flure gefiihrt werden, wenn die Unterdecke feuer-
hemmend und ein demjenigen nach Satz 1 vergleichbarer
Raumabschluss sichergestellt ist. TUren in diesen Wanden
miissen dicht schlieRen; Offnungen zu Lagerbereichen im
Kellergeschoss miissen feuerhemmende, dicht- und selbst-
schlieflende Abschliisse haben.

(5) Fir Wande und Brustungen notwendiger Flure mit nur
einer Fluchtrichtung, die als offene Gange vor den Aul3en-
wanden angeordnet sind, gilt Absatz 4 entsprechend. Fens-
ter sind in diesen Auflenwénden ab einer Bristungshéhe
von 0,90 m zul&ssig.

(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen Gangen nach

Absatz 5 miissen

1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dammstoffe
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine
Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausrei-
chender Dicke haben.

§ 40
Fenster, Tiiren, sonstige Offnungen

(1) Kénnen die Fensterflachen nicht gefahrlos vom Erd-
boden, vom Inneren des Gebaudes oder von Loggien und
Balkonen aus gereinigt werden, so sind Vorrichtungen an-
zubringen, die eine Reinigung von aufen ermdglichen.

(2) Glasturen und andere Glasflachen, die bis zum Ful3-
boden allgemein zugénglicher Verkehrsflachen herabrei-
chen, sind so zu kennzeichnen, dass sie leicht erkannt
werden kénnen. Weitere Schutzmaflinahmen sind fiir gro-
Bere Glasflachen vorzusehen, wenn dies die Verkehrssi-
cherheit erfordert.

(3) Eingangstiiren von Wohnungen, die tber Aufziige er-
reichbar sein miissen, mussen eine lichte Durchgangsbrei-
te von mindestens 0,90 m haben.

(4) Jedes Kellergeschoss ohne Fenster muss mindestens
eine Offnung ins Freie haben, um eine Rauchableitung zu
ermdglichen. Gemeinsame Kellerlichtschachte fiir (iberei-
nanderliegende Kellergeschosse sind unzulassig.

(5) Fenster, die als Rettungswege nach § 36 Abs. 2 Satz 2
dienen, missen im Lichten mindestens 0,90 m mal 1,20 m
grof3 und nicht héher als 1,20 m tber der FuBbodenober-
kante angeordnet sein. Liegen diese Fenster in Dachschra-
gen oder Dachaufbauten, so darf ihre Unterkante oder ein
davorliegender Austritt von der Traufkante horizontal ge-
messen nicht mehr als 1 m entfernt sein.

§ 4
Umwehrungen

(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu umwehren
oder mit Brustungen zu versehen:
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1. Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt
sind und unmittelbar an mehr als 1 m tiefer liegende
Flachen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die Umweh-
rung dem Zweck der Flachen widerspricht,

2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in
Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt
sind, wenn sie weniger als 0,50 m aus diesen Flachen
herausragen,

3. Dacher oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen
Aufenthalt von Menschen bestimmt sind,

4. Offnungen in begehbaren Decken sowie in Dachern
oder Dachteilen nach Nummer 3, wenn sie nicht si-
cher abgedeckt sind,

5. nicht begehbare Glasflachen in Decken sowie in Da-
chern oder Dachteilen nach Nummer 3,

6. die freien Seiten von Treppenlaufen, Treppenabsatzen
und Treppendffnungen, und

7. Kellerlichtschachte und Betriebsschachte, die an Ver-
kehrsflachen liegen, wenn sie nicht verkehrssicher ab-
gedeckt sind.

(2) In Verkehrsflachen liegende Kellerlichtschachte und Be-
triebsschéchte sind in Hoéhe der Verkehrsflache verkehrs-
sicher abzudecken. An und in Verkehrsflachen liegende
Abdeckungen missen gegen unbefugtes Abheben gesi-
chert sein. Fenster, die unmittelbar an Treppen liegen und
deren Bristung unter der notwendigen Umwehrungshéhe
liegen, sind zu sichern.

(3) Fensterbriistungen von Flachen mit einer Absturzhéhe
1. bis zu 12 m mussen mindestens 0,80 m und
2. von mehr als 12 m missen mindestens 0,90 m
hoch sein. Geringere Bristungshdhen sind zuléssig, wenn
durch andere Vorrichtungen, wie Gelander, die nach Satz 3
vorgeschriebenen Mindesthéhen eingehalten werden. An-
dere nach Absatz 1 notwendige Umwehrungen missen fol-
gende Mindesthéhen haben:
1. 0,90 m bei Umwehrungen
a) zur Sicherung von Offnungen in begehbaren De-
cken und Dachern sowie
b) von Flachen mit einer Absturzhéhe von 1 m bis zu
12 m und
2. 1,10 m bei Umwehrungen von Flachen mit mehr als
12 m Absturzhéhe.

Sechster Abschnitt
Technische Gebaudeausriistung

§42
Aufziige

(1) Aufziige im Inneren von Gebduden missen eigene

Fahrschachte haben, um eine Brandausbreitung in ande-

re Geschosse ausreichend lang zu verhindern. In einem

Fahrschacht durfen bis zu drei Aufzige liegen. Aufziige

ohne eigene Fahrschachte sind zulassig

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausge-
nommen in Hochhausern,

2. innerhalb von Rdumen, die Geschosse Uberbriicken,

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinan-
der in Verbindung stehen dirfen, und

4. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2;

sie missen sicher umkleidet sein.

(2) Fahrschachtwande mussen als raumabschlieRende

Bauteile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig und
aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhem-
mend und

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein; Fahrschachtwande aus brennbaren Baustoffen mus-

sen schachtseitig eine Bekleidung aus nichtbrennbaren

Baustoffen in ausreichender Dicke haben. Fahrschachtti-

ren und andere Offnungen in Fahrschachtwénden mit er-

forderlicher Feuerwiderstandsfahigkeit sind so herzustel-

len, dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht

beeintrachtigt werden.

(3) Fahrschichte miissen zu liiften sein und eine Offnung
zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von min-
destens 2,5 Prozent der Fahrschachtgrundflache, mindes-
tens jedoch 0,10 m2 haben. Diese Offnung darf einen Ab-
schluss haben, der im Brandfall selbsttatig 6ffnet und von
mindestens einer geeigneten Stelle aus bedient werden
kann. Die Lage der Rauchaustrittséffnungen muss so ge-
wahlt sein, dass der Rauchaustritt durch Windeinfluss nicht
beeintrachtigt wird.

(4) Gebaude mit einer Héhe nach § 2 Abs. 3 Satz 2 von
mehr als 13 m mussen Aufziige in ausreichender Zahl ha-
ben; dies gilt nicht
1. beim nachtraglichen Ausbau und der Nutzungsande-
rung des obersten Geschosses und
2. bei der Aufstockung des Gebaudes um bis zu zwei
Geschosse.
Die nach Satz 1 erforderlichen Aufziige mussen mit Sprach-
modulen ausgerustet sein. Von diesen Aufziigen muss min-
destens ein Aufzug Kinderwagen, Rollstiihle, Krankentra-
gen und Lasten aufnehmen kénnen sowie Haltestellen in
allen Geschossen haben. Diese Aufzliige miissen von der
offentlichen Verkehrsflache und von allen Nutzungseinhei-
ten in dem Gebéaude aus stufenlos erreichbar sein. Halte-
stellen im obersten Geschoss oder in den Kellergeschos-
sen sind nicht erforderlich, wenn sie nur unter besonderen
Schwierigkeiten hergestellt werden kdnnen.

(5) Fahrkorbe zur Aufnahme einer Krankentrage miissen
eine nutzbare Grundflache von mindestens 1,10 m mal
2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhles von mindestens
1,10 m mal 1,40 m haben. Aufzugtiiren missen eine lich-
te Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m haben. In ei-
nem Aufzug fur Rollstiihle und Krankentragen ist es zu-
lassig, dass der flr Rollstihle nicht erforderliche Teil der
Fahrkorbgrundflache durch eine verschlieRbare Tir abge-
sperrt werden kann. Vor den Aufziigen muss eine ausrei-
chende Bewegungsflache vorhanden sein.

§ 43
Leitungsanlagen, Installationsschachte und -kanale

(1) Leitungen durfen durch raumabschlieende Bauteile,
fur die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist,
nur hindurchgefihrt werden, wenn eine Brandausbreitung
ausreichend lang nicht zu befiirchten ist oder Vorkehrungen
gegen eine Brandausbreitung getroffen sind; dies gilt nicht
1. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,
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2. innerhalb von Wohnungen und

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr
als insgesamt 400 m? Grundflache in nicht mehr als
zwei Geschossen.

(2) In notwendigen Treppenraumen, in Rdumen nach § 38
Abs. 3 Satz 2 und in notwendigen Fluren sind Leitungsan-
lagen nur zulassig, wenn eine Nutzung als Rettungsweg
im Brandfall ausreichend lang méglich ist.

(3) Fir Installationsschachte und -kanéle gelten Absatz 1
und § 44 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 entsprechend.

§ 44
Luftungsanlagen

(1) Luftungsanlagen miissen betriebssicher und brandsi-
cher sein; sie durfen den ordnungsgemafen Betrieb von
Feuerungsanlagen nicht beeintrachtigen.

(2) Luftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und
Dammstoffe missen aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen; brennbare Baustoffe sind zuldssig, wenn ein Bei-
trag der Luftungsleitung zur Brandentstehung und Brand-
weiterleitung nicht zu beflrrchten ist. Liftungsleitungen
diurfen raumabschlieRende Bauteile, flr die eine Feu-
erwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur Gberbri-
cken, wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang nicht
zu befiurchten ist oder, wenn Vorkehrungen gegen eine
Brandausbreitung getroffen sind.

(3) Luftungsanlagen sind so herzustellen, dass sie Geru-
che und Staub nicht in andere Rdume ubertragen.

(4) Luftungsanlagen dirfen nicht in Abgasleitungen ein-
gefuhrt werden; die gemeinsame Nutzung von Liftungs-
leitungen zur Luftung und zur Ableitung der Abgase von
Feuerstatten ist zulassig, wenn keine Bedenken wegen
der Betriebssicherheit und des Brandschutzes bestehen.
Die Abluft ist ins Freie zu fihren. Nicht zur Liftungsan-
lage gehorende Einrichtungen sind in Liftungsleitungen
unzulassig.

(5) Die Absatze 2 und 3 gelten nicht

1. fir Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb von Wohnungen und

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als
400 m?2 Grundflache in nicht mehr als zwei Geschossen.

(6) Fur raumlufttechnische Anlagen und Warmluftheizun-
gen gelten die Abséatze 1 bis 5 entsprechend.

§ 45
Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur
Warmeerzeugung und Energiebereitstellung

(1) Feuerstatten und Abgasanlagen (Feuerungsanlagen)
mussen betriebssicher und brandsicher sein.

(2) Feuerstatten durfen in Raumen nur aufgestellt werden,
wenn nach der Art der Feuerstatte und nach der Lage, Gro-
Re, baulichen Beschaffenheit und Nutzung der Raume Ge-
fahren nicht entstehen.

(3) Abgase von Feuerstatten sind durch Abgasleitungen,
Schornsteine und Verbindungsstiicke (Abgasanlagen) so
abzuflihren, dass keine Gefahren oder unzumutbaren Be-
lastigungen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher Zahl
und Lage und so herzustellen, dass die Feuerstatten des
Gebaudes ordnungsgemaf angeschlossen werden kon-
nen. Sie missen leicht zu reinigen sein. Die Satze 1 bis 3
gelten nicht fir Feuerungsanlagen, die nach dem Stand
der Technik ohne eine Einrichtung zur Ableitung der Ab-
gase betrieben werden kdnnen.

(4) Behalter und Rohrleitungen fur brennbare Gase und
Flussigkeiten missen betriebssicher und brandsicher sein.
Diese Behalter und feste Brennstoffe sind so aufzustellen
oder zu lagern, dass keine Gefahren oder unzumutbaren
Belastigungen entstehen.

(5) Fir ortsfeste Verbrennungsmotoren, Blockheizkraftwer-
ke, Brennstoffzellen, Verdichter und Wasserstoff-Elektro-
lyseure sowie die Ableitung ihrer Prozessgase gelten die
Absatze 1 bis 3 entsprechend.

§ 46
Sanitare Anlagen, Wasserzahler

(1) Fensterlose Bader und Toilettenraume sind nur zulas-
sig, wenn eine wirksame LUftung gewahrleistet ist.

(2) In jeder Wohnung muss ein eigener Wasserzahler vor-
handen sein. Dies gilt nicht bei Nutzungsénderungen, wenn
die Anforderung nach Satz 1 nur mit unverhaltnismaRigem
Mehraufwand erfullt werden kann.

§ 47
Kleinklaranlagen, Gruben

Kleinklaranlagen und Gruben mussen wasserdicht und
ausreichend grof} sein. Sie missen dichte und sichere Ab-
deckungen sowie Reinigungs- und Entleerungséffnungen
haben. Diese Offnungen diirfen nur vom Freien aus zu-
ganglich sein. Die Anlagen sind so zu entliiften, dass Ge-
sundheitsschaden oder unzumutbare Belastigungen nicht
entstehen. Die Zuleitungen zu Abwasserentsorgungsanla-
gen missen geschlossen, dicht, und, soweit erforderlich,
zum Reinigen eingerichtet sein.

§48
Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Feste Abfallstoffe dirfen innerhalb von Gebauden voru-

bergehend aufbewahrt werden, in Gebduden der Gebau-

deklassen 3 bis 5 jedoch nur, wenn die dafir bestimm-
ten Raume

1. Trennwande und Decken als raumabschlielende Bau-
teile mit der Feuerwiderstandsféahigkeit der tragenden
Wande haben,

2. Offnungen vom Gebaudeinneren zum Aufstellraum mit
feuerhemmenden, dicht- und selbstschlielenden Ab-
schliissen haben,

3. unmittelbar vom Freien entleert werden konnen und

4. eine standig wirksame Liftung haben.
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§49
Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart oder Nut-
zung Blitzschlag leicht eintreten oder zu schweren Folgen
fihren kann, sind mit dauernd wirksamen Blitzschutzan-
lagen zu versehen.

Siebenter Abschnitt
Nutzungsbedingte Anforderungen

§ 50
Aufenthaltsraume

(1) Aufenthaltsraume mussen eine lichte Raumhdhe von
mindestens 2,40 m haben. Aufenthaltsrdume im Dach-
raum mussen eine lichte Raumhdhe von mindestens
2,20 m Uber mindestens der Halfte ihrer Netto-Raumfla-
che haben; Raumteile mit einer lichten Raumhohe bis zu
1,50 m bleiben auRer Betracht. Die Satze 1 und 2 gelten
nicht fir Aufenthaltsraume in Wohngebauden der Gebau-
deklassen 1 und 2.

(2) Aufenthaltsrdume missen ausreichend beliftet und
mit Tageslicht belichtet werden kénnen. Sie missen Fens-
ter mit einem Rohbaumal der Fensteréffnungen von min-
destens einem Achtel der Netto-Raumflache des Raumes,
einschlieRlich der Netto-Raumflache verglaster Vorbauten
und Loggien, haben.

(3) Aufenthaltsrdume, deren Benutzung eine Belichtung mit
Tageslicht verbietet, sowie Verkaufsraume, Schank- und
Speisegaststatten, arztliche Behandlungs-, Sport-, Spiel-,
Werk- und ahnliche Rdume sind ohne Fenster zulassig.

§ 51
Wohnungen

(1) Fensterlose Kiichen und Kochnischen sind zulassig,
wenn eine wirksame Liftung gewahrleistet ist.

(2) Fur Wohngebaude der Gebaudeklassen 3 bis 5 sind

1. barrierefrei zugangliche Abstellrdume fur Kinderwagen
und Mobilitatshilfsmittel,

2. leicht erreichbare Abstellrdume fir Fahrrader und

3. fur jede Wohnung ein Abstellraum

herzustellen; die Abstellrdume mussen ausreichend grof3

sein.

(3) In jeder Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder
Dusche und eine Toilette vorhanden sein.

(4) Zum Schutz von Leben und Gesundheit missen in
Wohnungen Schlafraume und Kinderzimmer sowie Flu-
re, die zu Aufenthaltsraumen fihren, jeweils mindestens
einen geeigneten Rauchwarnmelder haben. Die Rauch-
warnmelder missen so eingebaut und betrieben werden,
dass Brandrauch friihzeitig erkannt und gemeldet wird.

(5) Werden Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsraumen in
rechtmaRig bestehenden Gebauden in Wohnraum umge-
nutzt, sind auf bestehende Bauteile die §§ 6, 30, 31 und 33
bis 35 nicht anzuwenden.

§ 52
Notwendige Stellplatze und notwendige Abstellplatze
far Fahrrader

(1) Bei der Errichtung von Anlagen, bei denen ein Zu- und
Abgangsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, mus-
sen im erforderlichen Umfang geeignete Stellplatze herge-
stellt werden, wenn der Zu- und Abgangsverkehr mittels
Kraftfahrzeugen erfolgt (notwendige Stellplatze); die Stell-
platze kénnen auch in Garagen hergestellt werden. Ge-
eignete schwellenlos erreichbare Abstellplatze fur Fahr-
rader sind in solcher Zahl herzustellen, dass sie fir die
ordnungsgemafle Nutzung der Anlagen ausreichen (not-
wendige Abstellplatze fur Fahrrader). Bei der Bemessung
des Bedarfs von Stellplatzen und Abstellplatzen fir Fahr-
rader sind insbesondere zu berlicksichtigen:

1. die Zahl und die Art der durch die stadndige Benutzung
und den Besuch der Anlagen zu erwartenden Kraftfahr-
zeuge und Fahrrader,

die ortlichen Verkehrsverhaltnisse,

die zu erwartende Nutzung des 6ffentlichen Personen-
verkehrs, auch unter Beriicksichtigung geplanter An-
derungen-, und

4. gemeindliche Mobilitatskonzepte.

Bei Anderungen oder Nutzungsanderungen ist nur der
Mehrbedarf zu decken. Kreisfreie Stadte, Grole Kreis-
stadte und Grolie kreisangehdrige Stadte durfen durch
Satzung insbesondere unter Beriicksichtigung der Krite-
rien des Satzes 3 die Zahl der nach den Satzen 1 und 2
erforderlichen Stellplatze sowie Abstellplatze fir Fahrra-
der festlegen.

wn

(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 entfallen,
. soweit die Gemeinde durch ortliche Bauvorschrift nach
§ 97 oder durch stadtebauliche Satzung die Herstellung
von notwendigen Stellplatzen sowie notwendigen Ab-
stellplatzen fir Fahrrader ausschlie3t oder beschrankt,
2. wenn bei einem am 4. April 2023 rechtmafig bestehen-
den Gebaude eine Wohnung geteilt oder Wohnraum
durch Nutzungsanderung, durch Aufstocken des Ge-
baudes oder durch Ausbau des Dachraums geschaf-
fen wird und
3. bei Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2.

(3) Die notwendigen Stellplatze sowie die notwendigen
Abstellplatze fir Fahrrader sind auf dem Baugrundstuick
oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem anderen
geeigneten Grundstlick, dessen dauerhafte Benutzung fiir
diesen Zweck durch Baulast gesichert wird, herzustellen
oder nach Absatz 4 abzuldsen.

(4) Die notwendigen Stellplatze sowie die notwendigen
Abstellplatze fir Fahrrader kdnnen mit Einverstandnis der
Gemeinde durch Zahlung eines Geldbetrags abgeldst wer-
den. Die Héhe des Geldbetrags je Stellplatz und Abstell-
platz ist durch Satzung festzulegen und kann insbesonde-
re nach der Art der Nutzung und der Lage der baulichen
Anlage unterschiedlich geregelt werden. Der Geldbetrag
darf 60 Prozent der durchschnittlichen Herstellungskosten
von Stellplatzen oder Abstellplatzen nach Absatz 5 Nr. 1
einschlieRlich der Kosten des Grunderwerbs im Gemein-
degebiet oder in bestimmten Teilen des Gemeindegebiets
nicht Ubersteigen.
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(5) Die Gemeinde hat den Geldbetrag nach Absatz 4

zweckgebunden zu verwenden fiir

1. die Herstellung zusatzlicher oder die Instandhaltung, In-
standsetzung oder Modernisierung bestehender Stell-
platze oder Abstellplatze oder

2. sonstige investive Ma3nahmen zur Entlastung der 6f-
fentlichen Stralen vom ruhenden Verkehr.

§ 53
Barrierefreies Bauen

(1) In

1. Gebauden mit mehr als zwei Wohnungen missen die
Wohnungen mindestens eines Geschosses und

2. Gebauden, die nach § 42 Abs. 4 (iber einen Aufzug ver-
figen mussen, mussen die Wohnungen von mindes-
tens zwei Geschossen

barrierefrei erreichbar sein; diese Verpflichtung kann auch

durch eine entsprechende Zahl barrierefrei erreichbarer

Wohnungen in mehreren Geschossen erfiillt werden. In

diesen Wohnungen missen die Aufenthaltsraume, min-

destens ein Toilettenraum, mindestens ein Bad und, soweit

vorhanden, eine Kiiche oder Kochnische sowie ein Freisitz

sowie die zu diesen Rdumen fihrenden Flure barrierefrei

zuganglich sein. § 42 Abs. 4 bleibt unberihrt. Die Satze 1

und 2 gelten nicht, wenn durch

1. nachtraglichen Ausbau des Dachgeschosses oder

2. Aufstockung um bis zu zwei Geschosse oder

3. Teilung von Wohnungen

zusatzliche Wohnungen entstehen.

(2) Bauliche Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, mus-
sen in den dem allgemeinen Personenverkehr dienenden
Teilen barrierefrei sein. Dies gilt insbesondere flir

1. Einrichtungen der Kultur, des Bildungs- und Erzie-
hungswesens,

Sport- und Freizeitstatten,

Einrichtungen des Gesundheitswesens,

Buro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude,
Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstatten und
Stellplatze und Toilettenanlagen.

Fir die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden
Raume und Flachen genugt es, wenn sie in dem erforder-
lichen Umfang barrierefrei sind. Toilettenraume und not-
wendige Stellplatze fiir Besucherinnen, Besucher, Benut-
zerinnen und Benutzer miissen in der erforderlichen Anzahl
barrierefrei sein.
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(3) Fir bauliche Anlagen, die Uberwiegend von Menschen
mit Behinderung oder aufgrund von Alter oder Krankheit
beeintrachtigten Menschen genutzt werden, oder ihrer Be-
treuung dienen, gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend.

(4) Abweichungen nach § 73 von den Absatzen 1 bis 3

kdnnen auch zugelassen werden, soweit die Anforderun-

gen nur mit einem unverhaltnismaligen Mehraufwand er-

fullt werden kénnen, insbesondere

1. wegen schwieriger Gelandeverhaltnisse,

2. wegen des Einbaus eines sonst nicht erforderlichen
Aufzugs,

3. wegen unginstiger vorhandener Bebauung oder

4. im Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit Be-
hinderung.

§ 54
Sonderbauten

An Sonderbauten kénnen im Einzelfall zur Verwirklichung
der allgemeinen Anforderungen nach § 3 Satz 1 besonde-
re Anforderungen gestellt werden. Erleichterungen kénnen
gestattet werden, soweit es der Einhaltung von Bestimmun-
gen nach diesem Gesetz oder den aufgrund dieses Geset-
zes erlassenen Rechtsvorschriften wegen der besonderen

Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder Rdume oder we-

gen besonderer Anforderungen nicht bedarf. Die Anforde-

rungen und Erleichterungen nach den Satzen 1 und 2 kén-
nen sich insbesondere erstrecken auf:

1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grund-
stlick,

2. die Abstande von Nachbargrenzen, von anderen bau-
lichen Anlagen auf dem Grundsttick und von 6ffentli-
chen Verkehrsflachen sowie auf die GroRe der freizu-
haltenden Flachen der Grundstiicke,

3. die Offnungen nach éffentlichen Verkehrsflachen und
nach angrenzenden Grundstticken,

4. die Anlage von Zu- und Abfahrten,

5. die Anlage von Grunstreifen, Baumpflanzungen und
anderen Pflanzungen sowie die Begriinung oder Be-
seitigung von Halden und Gruben,

6. die Bauart und Anordnung aller fir die Stand- und Ver-
kehrssicherheit, den Brand-, Warme-, Schall- oder Ge-
sundheitsschutz wesentlichen Bauteile und die Verwen-
dung von Baustoffen,

7. die Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -vorkeh-

rungen,

die Léschwasserriickhaltung,

9. die Anordnung und Herstellung von Aufziigen, Trep-
pen, Treppenrdumen, Fluren, Ausgangen und sonsti-
gen Rettungswegen,

10. die Beleuchtung und Energieversorgung,

11. die Liftung und Rauchableitung,

12. die Feuerungsanlagen und Heizraume,

13. die Wasserversorgung,

14. die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwasser und
festen Abfallstoffen,

15. die Stellplatze und Abstellplatze,

16. die barrierefreie Nutzbarkeit,

17. die zulassige Zahl der Benutzerinnen und Besucher so-
wie die Anordnung und Zahl der zulassigen Sitz- und
Stehplatze bei Versammlungsstatten, Triblnen und
Fliegenden Bauten,

18. die Zahl der Toiletten fiir Besucherinnen und Besucher,

19. den Umfang, Inhalt und die Zahl besonderer Bauvorla-
gen, insbesondere eines Brandschutzkonzepts,

20. weitere zu erbringende Bescheinigungen,

21. die Bestellung und Qualifikation der bauleitenden Per-
son sowie der Fachbauleiterinnen oder Fachbauleiter,

22.den Betrieb und die Nutzung einschlieRlich der Be-
stellung und der Qualifikation einer oder eines Brand-
schutzbeauftragten und

23.die Erst- und Wiederholungsprifungen und die Be-
scheinigungen, die hierliber zu erbringen sind.

®
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Vierter Teil
Die am Bau Beteiligten

§ 55
Grundsatz

Bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsénderung und der
Beseitigung von Anlagen sind die Bauherrschaft und im
Rahmen ihres Wirkungskreises die anderen am Bau Be-
teiligten dafir verantwortlich, dass die 6ffentlich-rechtli-
chen Vorschriften eingehalten werden.

§ 56
Bauherrschaft

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr (Bauherrschaft) hat
zur Vorbereitung, Uberwachung und Ausfiihrung eines
nicht verfahrensfreien Bauvorhabens sowie der Beseiti-
gung von Anlagen geeignete Beteiligte nach MalRgabe der
§§ 57 bis 59 zu bestellen, soweit sie nicht selbst zur Erfil-
lung der Verpflichtungen nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes oder nach den aufgrund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsvorschriften geeignet ist. Der Bauherrschaft
obliegen auRerdem die nach den o6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften erforderlichen Antrage, Anzeigen und Nach-
weise. Sie hat die zur Erfillung der Anforderungen nach
diesem Gesetz oder nach den aufgrund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsvorschriften erforderlichen Nachweise
und Unterlagen zu den verwendeten Bauprodukten und
den angewandten Bauarten bereitzuhalten. Werden Bau-
produkte verwendet, die die CE-Kennzeichnung nach der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungser-
klarung bereitzuhalten. Die Bauherrschaft hat vor Baube-
ginn den Namen der bauleitenden Person und wahrend der
Bauausfiihrung einen Wechsel dieser Person unverzig-
lich der unteren Bauaufsichtsbehérde in Textform mitzu-
teilen. Wechselt die Bauherrschaft, hat die neue Bauherr-
schaft dies der unteren Bauaufsichtsbehdrde unverziglich
in Textform mitzuteilen.

(2) Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als
Bauherrschaft auf, kann die Bauaufsichtsbehorde verlan-
gen, dass ihr gegenlber eine sie vertretende Person be-
stellt wird, die die der Bauherrschaft nach Absatz 1 oblie-
genden Verpflichtungen zu erfiillen hat. Im Ubrigen findet
§ 18 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 VwVfG mit der Mal3-
gabe entsprechende Anwendung, dass eine Erklarung in
Textform ausreichend ist.

§ 57
Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser

(1) Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser
muss nach Sachkunde und Erfahrung zur Vorbereitung
des jeweiligen Bauvorhabens geeignet sein. Sie oder er
ist fr die Vollstandigkeit und Brauchbarkeit des Entwurfs
verantwortlich. Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfs-
verfasser hat dafurr zu sorgen, dass die fur die Ausfiihrung
erforderlichen Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen
und Anweisungen den o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
entsprechen.

(2) Hat die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfas-
ser auf einzelnen Fachgebieten nicht die erforderliche
Sachkunde und Erfahrung, sind geeignete Fachplanerin-
nen oder Fachplaner heranzuziehen. Diese sind fiir die
von ihnen gefertigten Unterlagen verantwortlich. Fir das
ordnungsgemale Ineinandergreifen aller Fachplanungen
bleibt die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser
verantwortlich.

§ 58
Unternehmen

(1) Jedes Unternehmen ist fur die mit den &ffentlich-recht-
lichen Vorschriften Gbereinstimmende Ausfiihrung der
von ihm Ubernommenen Arbeiten und insoweit fir die
ordnungsgemafe Einrichtung und den sicheren Betrieb
der Baustelle verantwortlich. Es hat die zur Erflllung der
Anforderungen nach diesem Gesetz oder nach den auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften er-
forderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwen-
deten Bauprodukten und den angewandten Bauarten zu
erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten. Bei Bau-
produkten, die die CE-Kennzeichnung nach der Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungserklarung
bereitzuhalten.

(2) Jedes Unternehmen hat auf Verlangen der Bauauf-
sichtsbehorde fiir Arbeiten, bei denen die Sicherheit der
Anlage in auBergewohnlichem MafRe von der besonde-
ren Sachkenntnis und Erfahrung des Unternehmens oder
von einer Ausstattung des Unternehmens mit besonderen
Vorrichtungen abhangt, nachzuweisen, dass es fir diese
Arbeiten geeignet ist und liber die erforderlichen Vorrich-
tungen verfugt.

§ 59
Bauleitung

(1) Die bauleitende Person (Bauleitung) hat dartber zu
wachen, dass die BaumaRnahme entsprechend den 6f-
fentlich-rechtlichen Vorschriften durchgefuhrt wird und die
dafir erforderlichen Weisungen zu erteilen. Sie hatim Rah-
men dieser Aufgabe auf den sicheren bautechnischen Be-
trieb der Baustelle, insbesondere auf das gefahrlose Inei-
nandergreifen der Arbeiten der Unternehmen zu achten.
Die Verantwortlichkeit der Unternehmen bleibt unberihrt.

(2) Die die Bauleitung ibernehmenden Personen mussen
Uber die fir ihre Aufgabe erforderliche Sachkunde und Er-
fahrung verfiigen. Verfligen sie auf einzelnen Teilgebieten
nicht Uber die erforderliche Sachkunde, so sind geeigne-
te Fachbauleitungen heranzuziehen. Diese treten insoweit
an die Stelle der bauleitenden Person. Die Bauleitung hat
die Tatigkeit der Fachbauleitungen und ihre Tatigkeit auf-
einander abzustimmen.
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Fiinfter Teil
Bauaufsichtsbehorden, Verfahren

Erster Abschnitt
Bauaufsichtsbehorden

§ 60
Aufbau und Zustandigkeit der Bauaufsichtsbehérden

(1) Bauaufsichtsbehorden sind

1. die Landkreise und die kreisfreien Stadte im tbertrage-
nen Wirkungskreis als untere Bauaufsichtsbehorden,

2. das Landesverwaltungsamt als obere Bauaufsichts-
behérde und

3. das fur das Bauordnungsrecht zustandige Ministerium
als oberste Bauaufsichtsbehorde.

Das Landesverwaltungsamt ist auch technische Fachbe-

hérde. Es unterstitzt auf Anforderung die Bauaufsichts-

behorden, insbesondere durch Gutachten und Beratung,

und wirkt bei der Normung mit.

(2) Fur den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer 6ffent-
lich-rechtlicher Vorschriften fiir die Errichtung, Anderung,
Nutzungsanderung, Instandhaltung, Nutzung oder die Be-
seitigung von Anlagen ist die untere Bauaufsichtsbehor-
de zustandig, soweit in diesem Gesetz oder in Rechts-
vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes
bestimmt ist.

(3) Kommt eine Bauaufsichtsbehdrde einer schriftlichen
Weisung ihrer Fachaufsichtsbehérde nicht innerhalb ei-
ner gesetzten angemessenen Frist nach, so kann die die
Fachaufsichtsbehérde leitende Person anstelle der ange-
wiesenen Behdrde handeln (Selbsteintritt).

(4) Die Bauaufsichtsbehérden sind zur Durchfiihrung ih-
rer Aufgaben ausreichend mit geeigneten Fachkraften zu
besetzen und mit den erforderlichen Vorrichtungen auszu-
statten. Den Bauaufsichtsbehdrden mussen insbesondere
auch Personen mit Ingenieur- oder Hochschulabschluss
im Bauwesen, die uber die erforderlichen Kenntnisse der
Bautechnik, der Baugestaltung und des 6ffentlichen Bau-
rechts verfigen, und Personen, die die Befahigung zum
Richteramt oder zum héheren nichttechnischen Verwal-
tungsdienst besitzen, angehodren; die oberste Bauauf-
sichtsbehdrde kann Ausnahmen von diesen Anforderun-
gen gestatten.

§ 61
Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrden

(1) Die Bauaufsichtsbehérden haben bei der Errichtung,
Anderung, Nutzungsédnderung, Instanthaltung, Nutzung
oder Beseitigung von Anlagen dartber zu wachen, dass
die offentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten wer-
den, soweit nicht andere, sachnahere Behorden zustan-
dig sind. Sie haben in Wahrnehmung dieser Aufgaben
nach pflichtgemalRem Ermessen die erforderlichen MaR-
nahmen zu treffen.

(2) Soweit die Regelungen nach den §§ 12 bis 53 und
nach den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
vorschriften nicht ausreichen, um die Anforderungen nach

§ 3 zu erfiillen, kdnnen die Bauaufsichtsbehdrden im Ein-
zelfall auch weitergehende Anforderungen stellen, um er-
hebliche Gefahren abzuwehren.

(3) Bauaufsichtliche Genehmigungen und sonstige Maf3-
nahmen gelten auch fur und gegen Rechtsnachfolgerin-
nen und Rechtsnachfolger.

(4) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Per-
sonen sind berechtigt, in Austubung ihres Amts Grundstu-
cke und bauliche Anlagen, einschlief3lich der Wohnungen,
zu betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung wird insoweit eingeschrankt (Artikel 13 des Grundge-
setzes, Artikel 8 der Verfassung des Freistaats Thiringen).

Zweiter Abschnitt
Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

§ 62
Grundsatz

(1) Die Errichtung, Anderung und Nutzungsénderung von
Anlagen bedurfen der Baugenehmigung, soweit in den
§§ 63, 64, 83 Abs. 2 und § 84 Abs. 1 nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Die Genehmigungsfreiheit nach den §§ 63, 64, § 83
Abs. 2 und § 84 Abs. 1 sowie die Beschrankung der bau-
aufsichtlichen Prifung nach den §§ 65, 66 und 72 Abs. 5
sowie § 84 Abs. 3 entbinden nicht von der Verpflichtung
zur Einhaltung der Anforderungen, die durch o6ffentlich-
rechtliche Vorschriften, insbesondere des Bauplanungs-
rechts, an Anlagen gestellt werden sowie von der Pflicht,
nach anderen Rechtsvorschriften erforderliche behordli-
che Entscheidungen, wie Genehmigungen, Erlaubnisse
und Bewilligungen, einzuholen und lassen die bauaufsicht-
lichen Eingriffsbefugnisse unberihrt. Die Verpflichtungen
der Bauherrschaft, der mit der Baubetreuung Beauftragten,
der Bauaufsichtsbehérden, der Gemeinden und der Ge-
meindeverbande sowie der Eigentimerinnen und Eigen-
timer nach § 6 Abs. 2 Satz 1 und § 7 Satz 1 des Hoch-
baustatistikgesetzes vom 5. Mai 1998 (BGBI. | S. 869) in
der jeweils geltenden Fassung bleiben unberihrt.

§ 63
Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen

(1) Verfahrensfrei sind
1. folgende Gebaude:

a) eingeschossige Gebaude mit einer Grundflache bis
zu 10 m?, aulRer im AuRenbereich,

b) Garagen und Gebaude zum Abstellen von Fahrra-
dern einschlieBlich Gberdachter Stellplatze und Ab-
stellplatze fiir Fahrrader mit einer mittleren Wand-
héhe im Sinne des § 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 bis zu
3 m und mit einer Grundflache bis zu 50 m?, aul3er
im AuRenbereich,

c) Gebaude ohne Feuerungsanlagen mit einer trauf-
seitigen Wandhoéhe bis zu 5 m, die einem land-
oder forstwirtschaftlichen Betrieb oder einem Be-
trieb der gartenbaulichen Erzeugung im Sinne des
§ 35 Abs. 1 Nr. 1 und 2 in Verbindung mit § 201
BauGB dienen, eine Grundflache von hdchstens
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100 m?2 haben und nur zur Unterbringung von Sa-
chen oder zum voriibergehenden Schutz von Tie-
ren bestimmt sind,

d) Gewachshauser mit einer Firsthdhe bis zu 5 m, die
einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb oder
einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung im
Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 1 und 2 in Verbindung
mit § 201 BauGB dienen und eine Grundflache von
hochstens 1.600 m? haben,

e) Fahrgastunterstande, die dem 6ffentlichen Perso-
nenverkehr oder der Beférderung von Schllerin-
nen und Schilern dienen,

f) Schutzhitten fir wandernde Personen, die jeder-
mann zuganglich sind und keine Aufenthaltsrau-
me haben,

g) Terrasseniiberdachungen mit einer Flache bis zu
30 m? und einer Tiefe bis zu 4 m, auRer im Aulien-
bereich,

h) vorderAuRenwand eines Gebaudes aus lichtdurch-
lassigen Baustoffen errichtete unbeheizte Winter-
garten mit einer Grundflache bis zu 20 m2und 75 m?3
Brutto-Rauminhalt,

i) Gartenlauben in Kleingartenanlagen im Sinne des
§ 1 Abs. 1 des Bundeskleingartengesetzes vom
28. Februar 1983 (BGBI. | S. 210) in der jeweils
geltenden Fassung und

j)  Wochenendhauser mit einer Grundflache bis zu
40 m? und einer Firsthohe bis zu 4 m in genehmig-
ten Wochenendhausgebieten;

. Anlagen der technischen Gebaudeausristung, ausge-

nommen freistehende Abgasanlagen mit einer Hohe

von mehr als 10 m;

. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien:

a) Solaranlagen in, an und auf Dach- und Aufienwand-
flachen, ausgenommen bei Hochhausern, sowie die
damit verbundene Anderung der Nutzung oder der
auleren Gestalt des Gebaudes,

b) gebaudeunabhangige Solaranlagen mit einer Hohe
bis zu 3 m und einer Gesamtlange bis zu 9 m,

c) sonstige Solaranlagen im Geltungsbereich eines
Bebauungsplans, der Regelungen Uber die Zulds-
sigkeit, den Standort und die GréRRe der Anlage ent-
halt, wenn sie den Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht widersprechen,

d) Windenergieanlagen bis zu 10 m Hohe, gemessen
von der Gelandeoberflache bis zum hdochsten Punkt
der vom Rotor bestrichenen Flache und einem Ro-
tordurchmesser bis zu 3 m, aufer in reinen Wohn-
gebieten und im AufRenbereich, soweit es sich um
geschutzte Teile von Natur und Landschaft im Sin-
ne des § 20 Abs. 2 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542) oder der
Thuringer Natura 2000-Erhaltungsziele-Verordnung
vom 29. Mai 2008 (GVBI. S. 181) jeweils in der je-
weils geltenden Fassung handelt,

e) Anlagen zur Wasserstofferzeugung, sofern der da-
rin erzeugte Wasserstoff dem Eigenverbrauch in
den baulichen Anlagen dient, fir die sie errichtet
werden und

f) Anlagen zur Erzeugung und Nutzung von Wasser-
stoff sowie die zugehdrigen Gasspeicher, bei de-
nen die Prozessschritte Erzeugung und Nutzung
in einem werksmaRig hergestellten Gerat kombi-

niert sind und die Speichermenge 20 kg nicht tber-
schreitet;

4. folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:

a) Brunnen und

b) Anlagen, die der Telekommunikation, der 6ffentli-
chen Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Ol, Wasser
oder Warme oder der Abwasserbeseitigung die-
nen, mit einer Hohe bis zu 5 m und einer Grundfla-
che bis zu 20 m?;

. folgende Masten, Antennen und ahnliche Anlagen:

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchst. b Antennen,
einschlielich der Masten mit einer Hohe bis zu
15 m, auf Gebauden gemessen ab dem Schnitt-
punkt der Anlage mit der Dachhaut, im Auf3enbe-
reich frei stehend mit einer H6he bis zu 20 m und
zugehdriger Versorgungseinheiten mit einem Brut-
to-Rauminhalt bis zu 10 m® sowie, soweit sie in, auf
oder an einer bestehenden baulichen Anlage errich-
tet werden, die damit verbundene Anderung der
Nutzung oder der dulReren Gestalt der Anlage; bei
Masten mit mehr als 10 m H6he muss vor Baube-
ginn die Standsicherheit der MaRnahme durch eine
qualifizierte Tragwerksplanerin oder einen qualifi-
zierten Tragwerksplaner im Sinne des § 72 Abs. 2
beurteilt und im erforderlichen Umfang nachgewie-
sen werden,

b) Masten und Unterstiitzungen fiir Fernsprechleitun-
gen, fur Leitungen zur Versorgung mit Elektrizitat,
fur Seilbahnen und firr Leitungen sonstiger Ver-
kehrsmittel, flr Sirenen und fir Fahnen,

c) Masten, die aus Griinden des Brauchtums errich-
tet werden,

d) Signalhochbauten fiir die Landesvermessung und

e) Flutlichtmasten mit einer Hohe bis zu 10 m;

. folgende Behalter:

a) ortsfeste Behalter flr Flissiggas mit einem Fas-
sungsvermogen von weniger als 3 t, fir nicht ver-
flissigte Gase mit einem Brutto-Rauminhalt bis
ZUu 6 m3,

b) ortsfeste Behalter fiir brennbare oder wasserge-
fahrdende Flissigkeiten mit einem Brutto-Raum-
inhalt bis zu 10 m?,

c) ortsfeste Behalter sonstiger Art mit einem Brutto-
Rauminhalt bis zu 50 m® und einer Hohe bis zu 3 m,

d) Garfutterbehalter mit einer Hohe bis zu 6 m und
Schnitzelgruben,

e) Fahrsilos und &hnliche Anlagen und

f) Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu
100 m3;

. folgende Mauern und Einfriedungen:

a) Mauern einschlieRlich Stiitzmauern und Einfrie-
dungen mit einer Hohe bis zu 2 m, aulRer im Au-
Renbereich, und

b) offene, sockellose Einfriedungen fir Grundstiicke,
die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb
oder einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung
im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 1 und 2 in Verbindung
mit § 201 BauGB dienen;

private Verkehrsanlagen, einschlieRlich Briicken und

Durchlasse mit einer lichten Weite bis zu 5 m und Un-

tertunnelungen mit einem Durchmesser bis zu 3 m;
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9.

10.

1.

12.

13.

Aufschittungen und Abgrabungen mit einer Héhe oder
Tiefe bis zu 2 m und einer Grundflache bis zu 30 m?,
im AuRRenbereich bis zu 300 m?;

folgende Anlagen in Garten und zur Freizeitgestaltung:

a) Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu
100 m3, einschliellich dazugehdriger luftgetragener
Uberdachungen, auer im AuRenbereich,

b) Sprungschanzen, Sprungtiirme und Rutschbahnen
mit einer Hohe bis zu 10 m,

c) Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung
von Spiel-, Abenteuerspiel-, Bolz- und Sportplatzen,
Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehrpfaden
dienen, ausgenommen Gebaude und Triblinen,

d) Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine
Gebaude sind, auf Camping-, Zelt- und Wochen-
endplatzen und

e) Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartenge-
staltung oder der zweckentsprechenden Einrich-
tung von Garten dienen, ausgenommen Gebaude
und Einfriedungen;

folgende tragende und nichttragende Bauteile:

a) nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in
baulichen Anlagen,

b) die Anderung tragender oder aussteifender Bau-
teile innerhalb von Wohngebauden der Gebaude-
klassen 1 und 2,

c) flreinzelne neue Raume in iberwiegend zu Wohn-
zwecken genutzten Gebauden sowie die damit ver-
bundene Nutzungsanderung,

d) Fensterund Tiiren sowie die dafiir bestimmten Off-
nungen,

e) AuBenwandverkleidungen, einschlieRlich Maf3-
nahmen der Warmedadmmung, ausgenommen bei
Hochhausern, Verblendungen und Verputz bauli-
cher Anlagen und

f) Bedachungen, einschliefllich Malnahmen der War-
medadmmung, ausgenommen bei Hochhausern;

folgende Werbeanlagen sowie, soweit sie in, auf oder

an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet wer-
den, die damit verbundene Anderung der Nutzung oder
der aufReren Gestalt der Anlage:

a) Werbeanlagen mit einer Ansichtsflache bis zu 1 m2,
aufler im AulRenbereich,

b) Warenautomaten,

c) Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck
nur voriibergehend fir hochstens zwei Monate an-
gebracht werden, auler im AufRenbereich,

d) Hinweisschilder und

e) Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetz-
ten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren Son-
dergebieten mit einer H6he bis zu 10 m;

folgende voribergehend aufgestellte oder benutzba-

re bauliche Anlagen:

a) Baustelleneinrichtungen, einschliellich Lagerhal-
len, Schutzhallen und Unterkiinfte,

b) Gerlste,

c) Toilettenwagen,

d) Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem
Katastrophenschutz oder der Unfallhilfe dienen,

e) bauliche Anlagen, die fiir hdchstens drei Monate auf
genehmigtem Messe- und Ausstellungsgelande er-
richtet werden, ausgenommen Fliegende Bauten,

14,

15.

f) Verkaufsstdnde und andere bauliche Anlagen auf
StralRenfesten, Volksfesten und Markten, ausge-
nommen Fliegende Bauten, und

g) ortsveranderliche Antennen einschlieRlich der Mas-
ten, die fir langstens zwei Jahre aufgestellt wer-
den; bei Masten mit mehr als 10 m Héhe muss vor
Baubeginn die Standsicherheit der MaRnahme
durch eine qualifizierte Tragwerksplanerin oder ei-
nen qualifizierten Tragwerksplaner im Sinne des
§ 72 Abs. 2 beurteilt und im erforderlichen Umfang
nachgewiesen werden;

folgende Platze:

a) unbefestigte Lager- und Abstellplatze, die einem
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb oder einem
Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung im Sinne
des § 35Abs. 1 Nr. 1 und 2 in Verbindung mit § 201
BauGB dienen,

b) andere Lager- und Abstellplatze mit einer Flache
bis zu 100 m?, auBer im AuRenbereich,

c) nicht Gberdachte Stellplatze und Abstellplatze fiir
Fahrrader mit einer Flache bis zu jeweils insgesamt
100 m? je Grundstlick und deren Zufahrten, aulRer
im AufRenbereich, und

d) Kinderspielplatze;

folgende sonstige bauliche Anlagen:

a) Zapfsaulen und Tankautomaten genehmigter Tank-
stellen sowie Ladestationen fir Elektromobilitat
und die damit verbundene Anderung der Nutzung,

b) Regale mit einer Oberkante Lagerguthdhe bis zu
7,50 m,

c) Grabdenkmale auf Friedhéfen, Feldkreuze, Denk-
maler, Skulpturen und sonstige Kunstwerke jeweils
mit einer Hohe bis zu 4 m,

d) Waren- und Leistungsautomaten sowie Packstati-
onen von Post- und Paketdienstleistern mit einem
Brutto-Rauminhalt bis zu 50 m® und einer Hohe
bis zu 3 m und

e) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende
Teile von Anlagen, wie Hauseingangsuberdachun-
gen, Markisen, Rollladen, Terrassen, Maschinen-
fundamente, StralRenfahrzeugwaagen, Pergolen,
Jagerstande, Wildfutterungen, Bienenfreistande,
Taubenh&user, Hofeinfahrten und Teppichstangen.

(2) Verfahrensfrei ist die Anderung der Nutzung von An-
lagen, wenn

1.

fur die neue Nutzung keine anderen 6ffentlich-rechtli-
chen Anforderungen nach § 66 in Verbindung mit § 72
als fur die bisherige Nutzung in Betracht kommen oder
die Errichtung oder Anderung der Anlagen nach Ab-
satz 1 verfahrensfrei ware.

(3) Verfahrensfrei ist die Beseitigung von

1.
2.

3.

Anlagen nach Absatz 1,

freistehenden Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 3
und

sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer
Hoéhe bis zu 10 m.

Im Ubrigen ist die beabsichtigte Beseitigung von Anlagen
mindestens einen Monat zuvor der Bauaufsichtsbehérde
anzuzeigen. Bei nicht freistehenden Gebauden muss die
Standsicherheit des Gebaudes oder der Gebaude, an die
das zu beseitigende Gebdude angebaut ist, durch eine
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qualifizierte Tragwerksplanerin oder einen qualifizierten
Tragwerksplaner im Sinne des § 72 Abs. 2 beurteilt und im
erforderlichen Umfang nachgewiesen werden; die Besei-
tigung ist, soweit notwendig, durch die qualifizierte Trag-
werksplanerin oder den qualifizierten Tragwerksplaner zu
Uberwachen. Satz 3 gilt nicht, soweit an verfahrensfreie
Gebaude angebaut ist. § 78 Abs. 6 Nr. 3 und Abs. 8 gilt
entsprechend.

(4) Verfahrensfrei sind Instandhaltungsarbeiten.

§ 64
Genehmigungsfreistellung

(1) Keiner Genehmigung bedarf unter den Voraussetzun-

gen des Absatzes 2

1. die Errichtung, Anderung und Nutzungsanderung von
a) Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,

b) sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind,

c) Nebengebauden und Nebenanlagen zu Vorhaben
nach den Buchstaben a und b und

2. unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 3 und 4
im Anwendungsbereich des
a) § 34 BauGB die Anderung und Nutzungsénderung

von Dachgeschossen zu Wohnzwecken einschlie3-
lich der Errichtung von Dachgauben,

b) § 35 Abs. 1 Nr. 8 Buchst. b BauGB die Errichtung
und Anderung von Anlagen zur Nutzung solarer
Strahlungsenergie,

3. die Modernisierung und der Ersatz von bestehenden
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien.

Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt nicht,

1. wenn die baulichen Anlagen Sonderbauten sind oder
werden,

2. fur Anlagen, die einer Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung oder einer Vorpriifung
nach dem Gesetz iber die Umweltvertraglichkeits-
prufung (UVPG) in der Fassung vom 18. Marz 2021
(BGBI. | S. 540) oder dem Thuringer UVP-Gesetz vom
20. Juli 2007 (GVBI. S. 85) jeweils in der jeweils gel-
tenden Fassung unterliegen,

3. fiir die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung
a) eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem

Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Gro-
3e von insgesamt mehr als 5.000 m? Grundflache
geschaffen werden, und

b) baulicher Anlagen, die &ffentlich zuganglich sind,
wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr
als 100 zusatzliche Besucherinnen und Besucher
ermoglicht wird,

die innerhalb eines vom Landesamt fir Umwelt, Bergbau

und Naturschutz im Internet bekannt gemachten angemes-

senen Sicherheitsabstands um einen Betriebsbereich im

Sinne des § 3 Abs. 5a des Bundes-Immissionsschutzgeset-

zes (BImSchG) in der Fassung vom 17. Mai 2013 (BGBI. |

S. 1274; 2021 S. 123) in der jeweils geltenden Fassung

liegen, es sei denn, die Immissionsschutzbehdrde hat auf-

grund ihr vorliegender Kenntnisse mitgeteilt, dass sich das

Vorhaben aufierhalb des angemessenen Sicherheitsab-

stands des Betriebsbereichs im Sinne des § 50 BImSchG

befindet; bei der Festlegung des angemessenen Abstands
sind insbesondere die im Betriebsbereich verwendeten

Stoffe, die Art des Umgangs mit diesen Stoffen, Gege-
benheiten der unmittelbaren Umgebung und reprasenta-
tive Szenarien eines schweren Unfalls zu berlicksichtigen.

(2) Bauvorhaben nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind

genehmigungsfrei gestellt, wenn

1. sie im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im
Sinne des § 30 Abs. 1 oder der §§ 12 und 30 Abs. 2
BauGB liegen,

2. sie den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht wi-
dersprechen,

3. die Erschliefung im Sinne des Baugesetzbuchs ge-
sichert ist und

4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3
Satz 2 erklart, dass das vereinfachte Genehmigungs-
verfahren durchgefiihrt werden soll, oder eine vorlau-
fige Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 BauGB be-
antragt.

(3) Die Bauherrschaft hat die erforderlichen Unterlagen bei
der Gemeinde einzureichen; die Gemeinde legt, soweit die
Unterlagen nicht elektronisch bei der Bauaufsichtsbehor-
de eingereicht wurden und sie nicht selbst Bauaufsichts-
behdrde ist, eine Fertigung der Unterlagen unverzuglich
der unteren Bauaufsichtsbehoérde vor. Mit dem Vorhaben
darf einen Monat nach Eingang der erforderlichen Unter-
lagen bei der Gemeinde begonnen werden. Teilt die Ge-
meinde der Bauherrschaft innerhalb der Frist nach Satz 2
mit, dass kein Genehmigungsverfahren durchgefihrt wer-
den soll und sie eine Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2
BauGB nicht beantragen wird, darf die Bauherrschaft mit
der Ausfiuhrung des Vorhabens beginnen. Von der Mit-
teilung nach Satz 3 hat die Gemeinde die Bauaufsichts-
behérde zu unterrichten. Das Recht zur Ausfuhrung des
Bauvorhabens entsprechend der eingereichten Unterla-
gen erlischt, wenn innerhalb von drei Jahren nach Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach den Satzen 2 und 3 mit
dessen Ausfiihrung nicht begonnen wurde oder die Bau-
ausfihrung mehr als drei Jahre unterbrochen worden ist.

(4) Die Erklarung der Gemeinde nach Absatz 2 Nr. 4, dass
das vereinfachte Genehmigungsverfahren durchgefiihrt
werden soll, kann insbesondere deshalb erfolgen, weil sie
eine Uberpriifung der sonstigen Voraussetzungen nach Ab-
satz 2 oder des Bauvorhabens aus anderen Griinden fiir
erforderlich halt. Darauf, dass die Gemeinde von ihrer Er-
klarungsmaoglichkeit keinen Gebrauch macht, besteht kein
Rechtsanspruch. Erklart die Gemeinde, dass das verein-
fachte Baugenehmigungsverfahren durchgefiihrt werden
soll, hat sie der Bauherrschaft vorgelegte Unterlagen zu-
riickzureichen. Hat die Bauherrschaft bei der Einreichung
der Unterlagen bestimmt, dass diese im Fall der Erklarung
nach Absatz 2 Nr. 4 als Bauantrag zu behandeln sind, lei-
tet die Gemeinde die Unterlagen gleichzeitig mit der Erkla-
rung an die Bauaufsichtsbehorde weiter. Werden Unterla-
gen gleichzeitig bei der Bauaufsichtsbehorde elektronisch
eingereicht, informiert die Gemeinde die Bauaufsichtsbe-
hérde Uber die Abgabe der Erklarung nach Absatz 2 Nr. 4
1. Alternative und gegebenenfalls lber die Erklarung der
Bauherrschaft, dass die Einreichung der Unterlagen als
Bauantrag behandelt werden soll.
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(5) § 72 bleibt unbertihrt. § 74 Abs. 2 Satz 1, § 75 Abs. 3
sowie § 78 Abs. 6 bis 8 sind entsprechend anzuwenden.

Dritter Abschnitt
Genehmigungsverfahren

§ 65
Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

(1) Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren wird

durchgefiihrt bei

1. Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,

2. Antennen einschlieRlich der Masten zur Telekommu-
nikationsversorgung,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind, und

4. Nebengebauden und Nebenanlagen zu Vorhaben nach
den Nummern 1 bis 3,

ausgenommen Sonderbauten und Anlagen, die einer

Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeits-

prifung oder einer Vorprifung nach dem Gesetz uber

die Umweltvertraglichkeitspriifung oder dem Thiringer

UVP-Gesetz unterliegen. Im vereinfachten Baugenehmi-

gungsverfahren prift die Bauaufsichtsbehorde

1. die Ubereinstimmung mit den Bestimmungen iber die
Zulassigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29
bis 38 BauGB,

2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 73 Abs. 1
und 2 Satz 2 sowie

3. andere o6ffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit we-
gen der Baugenehmigung eine Entscheidung nach an-
deren offentlich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder
ersetzt wird.

§ 72 bleibt unberthrt.

(2) Uber den Bauantrag ist innerhalb von drei Monaten
nach Vorlage der vollstandigen Antragsunterlagen zu ent-
scheiden; die Bauaufsichtsbehérde kann diese Frist ge-
genuber der Antragstellerin oder dem Antragsteller aus
wichtigem Grund um bis zu zwei Monate verlangern. Der
Antrag gilt als genehmigt, wenn tber ihn nicht innerhalb der
nach Satz 1 mafigeblichen Frist entschieden worden ist.

(3) Absatz 1 gilt auch fir Anlagen, die in den Anwendungs-
bereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 fallen. Bei diesen An-
lagen ist Uber den Bauantrag innerhalb eines Jahres nach
Vollstéandigkeit der Antragsunterlagen zu entscheiden; die
Bauaufsichtsbehoérde kann diese Frist gegentuber der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller aus wichtigem Grund
um bis zu einem Jahr verlangern. Der Antrag gilt als ge-
nehmigt, wenn uber ihn nicht innerhalb der nach Satz 2
mafgeblichen Frist entschieden worden ist.

§ 66
Baugenehmigungsverfahren

Bei genehmigungsbediirftigen baulichen Anlagen, die nicht

unter § 65 fallen, prift die Bauaufsichtsbehdrde

1. die Ubereinstimmung mit den Bestimmungen iber die
Zulassigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29
bis 38 BauGB,

2. die Anforderungen nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes erlassener
Rechtsvorschriften sowie

3. andere o6ffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit we-
gen der Baugenehmigung eine Entscheidung nach an-
deren offentlich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder
ersetzt wird.

§ 72 bleibt unberihrt.

§ 67
Bauvorlageberechtigung

(1) Bauvorlagen fur die nicht verfahrensfreie Errichtung

und Anderung von Gebauden miissen von einer Entwurfs-

verfasserin oder einem Entwurfsverfasser erstellt sein, die

oder der bauvorlageberechtigt ist. Dies gilt nicht fir

1. Bauvorlagen, die Ublicherweise von Fachkraften mit
anderer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst wer-
den, und

2. geringfigige oder technisch einfache Bauvorhaben.

(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer

1. die Berufsbezeichnung "Architektin" oder "Architekt"
fihren darf oder

2. in die von der Ingenieurkammer Thiiringen gefihrte
Liste der Bauvorlageberechtigten eingetragen ist oder
ohne eine solche Listeneintragung nach § 71 bauvor-
lageberechtigt ist; einer Eintragung in diese Liste be-
darf es nicht, wenn die antragstellende Person auf-
grund einer vergleichbaren Regelung eines anderen
Landes bauvorlageberechtigt ist.

(3) Bauvorlageberechtigt sind ferner Berufsangehorige,
1. die Uber die in § 68 genannten inlandischen oder aus-
landischen Hochschulabschliisse verfigen fur die in
Absatz 1 Satz 2 genannten Bauvorlagen und Bauvor-
haben und fir
a) freistehende oder nur einseitig angebaute oder
anbaubare Wohngebaude der Gebaudeklassen 1
bis 3,

b) eingeschossige gewerblich genutzte Gebaude, die
keine Sonderbauten sind, und

c) land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebaude, die
keine Sonderbauten sind,

2. die die Berufsbezeichnung "Innenarchitektin" oder "In-
nenarchitekt" fihren dirfen, fir die mit der Berufsaufga-
be der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten ver-
bundenen baulichen Anderungen von Gebauden sowie

3. die einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss
eines Studiums der Fachrichtung Bauingenieurwesen
gemal den in der Anlage geregelten Leitlinien zu Aus-
bildungsinhalten oder der Fachrichtung Architektur
nachweisen kdnnen und nach diesem Abschluss min-
destens zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfspla-
nung von Gebauden praktisch tatig gewesen und Be-
dienstete einer juristischen Person des o6ffentlichen
Rechts sind, fiir die dienstliche Tatigkeit.

(4) Die Bauvorlageberechtigten nach Absatz 3 Nr. 1 mis-
sen in ein von der Ingenieurkammer Thuringen zu fihren-
des Verzeichnis eingetragen sein und zur Deckung der sich
aus ihrer Berufsausubung ergebenden Haftpflichtgefahren
eine angemessene Berufshaftpflichtversicherung fur die
Dauer ihrer Eintragung sowie eine Nachhaftungszeit von
mindestens funf Jahren nach Beendigung des Versiche-
rungsvertrags aufrechterhalten; § 33 des Thiringer Archi-
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tekten- und Ingenieurkammergesetzes (ThirAIKG) vom
14. Dezember 2016 (GVBI. S. 529) in der jeweils gelten-
den Fassung gilt entsprechend.

§ 68
Voraussetzungen fur die Eintragung in die Liste nach
§ 67 Abs. 2 Nr. 2

(1) Auf Antrag ist in die Liste nach § 67 Abs. 2 Nr. 2 von der

Ingenieurkammer Thiringen einzutragen, wer

1. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss ei-
nes Studiums der Fachrichtung Bauingenieurwesen
gemalf den in der Anlage geregelten Leitlinien zu Aus-
bildungsinhalten an einer deutschen Hochschule nach-
weist und

2. nach dem in Nummer 1 genannten Abschluss mindes-
tens zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung
von Gebauden praktisch tatig gewesen ist.

(2) Abweichend von Absatz 1 ist auf Antrag in die Liste
nach § 67 Abs. 2 Nr. 2 einzutragen, wer Uber einen auslan-
dischen Hochschulabschluss verfiigt, der den in Absatz 1
Nr. 1 genannten Anforderungen gleichwertig ist, und die
Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 2 erfillt.

(3) Auf Antrag ist in die Liste nach § 67 Abs. 2 Nr. 2 ein-

zutragen, wer

1. in Bezug auf die Studienanforderungen nach Absatz 1
Nr. 1 einen Ausbildungsnachweis nach Artikel 11 der
Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 7. September 2005 Uber die An-
erkennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom
30.9.2005, S. 22) in der jeweils geltenden Fassung
besitzt, soweit diese Studienanforderungen in einem
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem die-
sem durch Abkommen gleichgestellten Staat erforder-
lich sind, um in dessen Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur
Aufnahme und Auslibung dieses Berufs zu erhalten,

2. mit dem Ausbildungsnachweis nach Nummer 1 die
Anforderungen nach Artikel 13 Abs. 1 Unterabs. 2 der
Richtlinie 2005/36/EG erfullt und

3. eine berufspraktische Tatigkeit nachweist, die den An-
forderungen nach Absatz 1 Nr. 2 gleichwertig ist.

Satz 1 gilt auch fiir eine antragstellende Person, die nach-

weist, dass sie

1. diese berufspraktische Tatigkeit ein Jahr lang in Voll-
zeit oder wahrend einer entsprechenden Gesamtdau-
er in Teilzeit wahrend der vorhergehenden zehn Jahre
in Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder einem
gleichgestellten Staat ausgelibt hat, sofern der Beruf
im Niederlassungsmitgliedstaat nicht reglementiert ist,

2. im Besitz eines Ausbildungs- oder Befahigungsnach-
weises ist, der die Anforderungen nach Artikel 13 Abs. 2
Unterabs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG erfillt, und

3. keine wesentlichen Unterschiede zum Abschluss nach
Absatz 1 Nr. 1 bestehen.

Antragstellende Personen nach den Satzen 1 und 2 mis-

sen zur Deckung der sich aus ihrer Berufsaustibung erge-

benden Haftpflichtgefahren eine angemessene Berufshaft-

pflichtversicherung fiir die Dauer ihrer Eintragung sowie

eine Nachhaftungszeit von mindestens funf Jahren nach

Beendigung des Versicherungsvertrags aufrechterhalten;

§ 33 ThurAIKG gilt entsprechend.

(4) Uber die Eintragung in die Liste nach § 67 Abs. 2 Nr. 2
ist eine Bescheinigung auszustellen.

(5) Einer Eintragung in die Liste nach § 67 Abs. 2 Nr. 2 be-
darf es nicht, wenn die antragstellende Person aufgrund ei-
ner vergleichbaren Regelung eines anderen Landes bau-
vorlageberechtigt ist.

§ 69
Eintragung und Léschung von antragstellenden
Personen nach § 68 Abs. 3

(1) Der Antrag auf Eintragung kann schriftlich oder elektro-
nisch gestellt werden. Fur die Form, die einzureichenden
Unterlagen und das Eintragungsverfahren gelten im Ubri-
gen § 12 Abs. 2 bis 5 und § 13 des Thiringer Berufsqua-
lifikationsfeststellungsgesetzes (ThirBQFG) vom 16. Ap-
ril 2014 (GVBI. S. 139) in der jeweils geltenden Fassung
entsprechend.

(2) Antragstellende Personen haben der Ingenieurkam-
mer Thuringen Unterlagen nach Artikel 50 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Anhang VII Nr. 1 Buchst. a und b Satz 1 sowie
auf Anforderung nach Anhang VII Nr. 1 Buchst. b Satz 2
der Richtlinie 2005/36/EG vorzulegen. Gibt die antragstel-
lende Person an, hierzu nicht in der Lage zu sein, wen-
det sich die Ingenieurkammer Thiringen zur Beschaffung
der erforderlichen Unterlagen an die Kontaktstelle, die zu-
sténdige Behorde oder die jeweilige Ausbildungsstelle. Bei
Ausbildungsnachweisen nach Artikel 3 Abs. 1 Buchst. c der
Richtlinie 2005/36/EG kann die Ingenieurkammer Thurin-
gen bei berechtigten Zweifeln von der zustandigen Stelle
des Herkunftsmitgliedstaats die Uberpriifung der Kriterien
nach Artikel 50 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG verlan-
gen. War die antragstellende Person bereits in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem
gleichgestellten Staat auf dem Gebiet der Entwurfsplanung
von Gebauden tatig, kann die Ingenieurkammer Thiringen
im Fall berechtigter Zweifel von der im Herkunftsmitglied-
staat zusténdigen Behorde eine Bestatigung der Tatsache
verlangen, dass die Auslibung dieses Berufes durch die
antragstellende Person nicht aufgrund schwerwiegenden
standeswidrigen Verhaltens oder einer Verurteilung we-
gen strafbarer Handlungen untersagt worden ist. Artikel 50
Abs. 1 in Verbindung mit Anhang VII Nr. 1 Buchst. d, e, f
und g der Richtlinie 2005/36/EG findet Anwendung. Die
auf Verlangen Ubermittelten Unterlagen und Bescheini-
gungen durfen bei ihrer Vorlage nicht alter als drei Mona-
te sein. Der Informationsaustausch erfolgt Gber das Bin-
nenmarkt-Informationssystem.

(3) Die Liste nach § 67 Abs. 2 Nr. 2 muss folgende Anga-
ben Uber die antragstellende Person enthalten:
Zeitpunkt der Eintragung,

Familienname, Geburtsname und Vornamen,
Geburtsdatum, Geburtsort und Geschlecht,
akademische Grade und Titel,

ladungsfahige Adresse,

Staatsangehdrigkeit,

Bezeichnung des Staates, in dem die Berufsqualifika-
tion erworben wurde.

Wesentliche Anderungen in den nach Satz 1 Nr. 1 bis 5
eingetragenen Angaben hat die antragstellende Person

NoohkrwN =
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der Ingenieurkammer Thuringen unverziglich mitzuteilen.
Fir die L6schung aus der Liste ist § 12 ThirAIKG entspre-
chend anzuwenden.

(4) Kann eine Eintragung in die Liste nach § 67 Abs. 2 Nr. 2
nicht erfolgen, weil die Ingenieurkammer Thiringen fest-
stellt, dass die antragstellende Person die Voraussetzun-
gen nach § 68 Abs. 3 Satz 2 nicht erfullt, ist dies durch Be-
scheid im Sinne des § 10 ThirBQFG festzustellen.

§70
Ausgleichsmalnahmen

(1) Antragstellende Personen, die nicht in die Liste nach
§ 67 Abs. 2 Nr. 2 eingetragen werden koénnen, weil sie
aufgrund von wesentlichen Unterschieden nicht uiber eine
gleichwertige Berufsqualifikation verfugen, aber Uber ei-
nen Ausbildungsnachweis verfligen, der dem Berufsqua-
lifikationsniveau nach Artikel 11 Buchst. b, ¢, d oder e der
Richtlinie 2005/36/EG entspricht, kdnnen einen hochstens
dreijahrigen Anpassungslehrgang absolvieren oder eine
Eignungsprufung ablegen. Beantragt eine Person mit ei-
ner Berufsqualifikation nach Artikel 11 Buchst. a der Richt-
linie 2005/36/EG die Anerkennung ihrer Berufsqualifikation
und ist die erforderliche Berufsqualifikation unter Artikel 11
Buchst. d der Richtlinie 2005/36/EG eingestuft, kann die
Ingenieurkammer Thiringen sowohl einen Anpassungs-
lehrgang als auch eine Eignungsprifung vorschreiben.

(2) Die Einzelheiten zur Durchfiihrung von Ausgleichsmal3-
nahmen sind durch Satzung der Ingenieurkammer Thrin-
gen festzulegen.

(3) Die Ingenieurkammer Thuringen kann mit anderen zu-
sténdigen Stellen innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land Vereinbarungen zur Durchfihrung von Ausgleichs-
maflnahmen schlieen. Die Vereinbarungen bedirfen der
Genehmigung der obersten Bauaufsichtsbehdérde.

§71
Vorubergehende und gelegentliche
Dienstleistungserbringung durch bauvorlageberechtigte
Ingenieurinnen und Ingenieure, Anzeigeverfahren

(1) Dienstleisterinnen und Dienstleister sind zur vortber-
gehenden und gelegentlichen Erstellung von Bauvorlagen
berechtigt, wenn sie in ein entsprechendes Verzeichnis
bei der Ingenieurkammer Thiringen eingetragen sind. Sie
mussen zur Deckung der sich aus ihrer Berufsausiibung
ergebenden Haftpflichtgefahren eine angemessene Be-
rufshaftpflichtversicherung fiir die Dauer ihrer Eintragung
sowie eine Nachhaftungszeit von mindestens fiinf Jahren
nach Beendigung des Versicherungsvertrags aufrechter-
halten; § 33 ThurAIKG gilt entsprechend.

(2) Dienstleisterinnen und Dienstleister, die die vorlber-
gehende und gelegentliche Erstellung von Bauvorlagen
beabsichtigen, haben das erstmalige Erbringen dieser
Dienstleistungen zuvor der Ingenieurkammer Thiringen
in Textform anzuzeigen; ob Dienstleistungen voriiberge-
hend und gelegentlich erbracht werden, ist von der Inge-
nieurkammer Thuringen im Einzelfall zu beurteilen, ins-
besondere anhand ihrer Dauer, Haufigkeit, regelmafigen

Wiederkehr und Kontinuitat. Einer Anzeige nach Satz 1

Halbsatz 1 bedarf es nicht, wenn die jeweilige Dienstleis-

terin oder der jeweilige Dienstleister bereits aufgrund ei-

ner Regelung eines anderen Landes zur Dienstleistungs-
erbringung berechtigt ist. Zusammen mit der Anzeige nach

Satz 1 Halbsatz 1 sind folgende Unterlagen beizufligen:

1. ein Nachweis Uber die Staatsangehorigkeit,

2. eine Bescheinigung darlber, dass die Dienstleisterin
oder der Dienstleister in einem Mitgliedstaat der Euro-
paischen Union oder einem diesem durch Abkommen
gleichgestellten Staat rechtmaRig zur Austibung der
betreffenden Tatigkeit niedergelassen ist und ihr oder
ihm die Auslbung dieser Tatigkeit zum Zeitpunkt der
Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vortber-
gehend, untersagt ist,

3. ein Berufsqualifikationsnachweis,

4. indenin § 68 Abs. 3 Satz 2 genannten Fallen ein Nach-
weis in beliebiger Form daruber, dass die Tatigkeit nach
§ 68 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 mindestens ein Jahr wahrend
der vorhergehenden zehn Jahre ausgeulbt wurde, so-
fern der Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat nicht re-
glementiert ist,

5. ein Nachweis Uber den beruflichen Versicherungs-
schutz.

§ 12 Abs. 2 bis 5 und § 13 ThurBQFG gelten fur das An-

zeigeverfahren entsprechend.

(3) Die Vorlage der Anzeige nach Absatz 2 berechtigt die
Dienstleisterin oder den Dienstleister zur Erstellung von
Bauvorlagen. Die Ingenieurkammer Thiringen ist berech-
tigt, die Unterlagen nach Absatz 2 Satz 3 nachzuprifen.
Die Erstellung von Bauvorlagen ist der Dienstleisterin oder
dem Dienstleister von der Ingenieurkammer Thiringen
zu untersagen, wenn die nach Absatz 2 Satz 3 geforder-
ten Unterlagen nicht oder nicht vollstandig vorgelegt wer-
den oder wenn nach Prifung dieser Unterlagen durch die
Ingenieurkammer Thiringen keine ausreichende Dienst-
leistungserbringung zu erwarten ist; in diesem Fall ist der
Dienstleisterin oder dem Dienstleister die Mdglichkeit ein-
zurdumen, fehlende Kenntnisse, Fahigkeiten und Kom-
petenzen durch einen Anpassungslehrgang zu erwerben
oder durch eine Eignungsprifung nachzuweisen. Ist die
Dienstleisterin oder der Dienstleister zur Austibung des-
selben Berufs rechtmafig in einem Mitgliedstaat niederge-
lassen oder erfiillt sie oder er die Voraussetzungen nach
§ 68 Abs. 3 Satz 2, so darf ihr oder ihm die Erstellung von
Bauvorlagen nicht aufgrund ihrer oder seiner Berufsqua-
lifikation beschrankt werden. Fur die Bestimmung des-
selben Berufs im Sinne dieses Absatzes gilt das gestufte
System nach § 67.

(4) Auslandische bauvorlageberechtigte Ingenieurinnen
und Ingenieure haben die Berufspflichten zu beachten. Sie
sind hierfur wie Mitglieder der Ingenieurkammer Thiringen
zu behandeln. Die Ingenieurkammer Thiringen stellt Gber
die Eintragung in das Verzeichnis nach Absatz 1 Satz 1
eine auf funf Jahre befristete Bescheinigung aus, die auf
Antrag verlangert werden kann.
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§72
Bautechnische Nachweise

(1) Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicher-
heit, den Brand-, Schall- und Erschitterungsschutz ist nach
MaRgabe der Rechtsverordnung nach § 95 Abs. 3 nachzu-
weisen (bautechnische Nachweise); dies gilt nicht fur ver-
fahrensfreie Bauvorhaben einschlieBlich der Beseitigung
von Anlagen, soweit nicht in diesem Gesetz oder in der
Rechtsverordnung nach § 95 Abs. 3 etwas anderes be-
stimmt ist. Die Bauvorlageberechtigung nach § 67 Abs. 2
und 3 Nr. 3 schlief3t die Berechtigung zur Erstellung der
bautechnischen Nachweise ein, soweit nicht in den Abséat-
zen 2 bis 5 Abweichendes bestimmt ist.

(2) Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 und sons-
tigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind, muss
der Standsicherheitsnachweis von

1. einer Person mit einem berufsqualifizierenden Hoch-
schulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Ar-
chitektur, Hochbau oder Bauingenieurwesen mit einer
mindestens dreijahrigen Berufserfahrung in der Trag-
werksplanung oder

2. einer Prifingenieurin oder einem Prifingenieur fur
Standsicherheit

erstellt sein. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der

Standsicherheitsnachweis von einer Person nach Satz 1

erstellt werden. Der Standsicherheitsnachweis muss

1. bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5,

2. bei unterirdischen Mittelgaragen und GroRgaragen im
Sinne der Rechtsverordnung nach § 95 Abs. 1 Nr. 3
oder

3. wenn dies nach MaRgabe eines in der Rechtsverord-
nung nach § 95 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 geregelten Kriteri-
enkatalogs erforderlich ist, bei
a) Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,

b) Behaltern, Briicken, Stiitzmauern, Tribiinen,
c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude
sind, mit einer H6he von mehr als 10 m und
d) Fundamenten fur Windenergieanlagen mit einer
Héhe von mehr als 10 m, deren weitere Bestandtei-
le dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/42/
EG unterliegen,
bauaufsichtlich gepruft sein; dies gilt nicht fir Wohngebau-
de der Gebaudeklassen 1 und 2.

(3) Bei Bauvorhaben der Gebaudeklasse 4, ausgenom-
men Sonderbauten sowie Mittel- und Grof3garagen im Sin-
ne der Rechtsverordnung nach § 95 Abs. 1 Nr. 3, muss der
Brandschutznachweis von
1. einer fir das Bauvorhaben bauvorlageberechtigten
Person, die die erforderlichen Kenntnisse des Brand-
schutzes nachgewiesen hat,
2. einer oder einem
a) Angehorigen der Fachrichtung Architektur, Hoch-
bau, Bauingenieurwesen oder eines Studien-
gangs mit Schwerpunkt Brandschutz, die oder der
ein Studium an einer deutschen Hochschule oder
ein gleichwertiges Studium an einer auslandischen
Hochschule abgeschlossen hat, oder
b) Absolventin oder Absolventen, die oder der die Aus-
bildung fir mindestens den gehobenen feuerwehr-
technischen Dienst abgeschlossen hat,

und nach dem Abschluss mindestens zwei Jahre auf
dem Gebiet der brandschutztechnischen Planung und
Ausfiihrung von Gebauden oder deren Prifung prak-
tisch tatig gewesen ist und die erforderlichen Kenntnis-
se des Brandschutzes nachgewiesen hat, oder

3. einer Prifingenieurin oder einem Prifingenieur fir
Brandschutz

erstellt sein. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der

Brandschutznachweis von einer der in Satz 1 genannten

Personen erstellt werden. Bei

1. Sonderbauten,

2. Mittel- und GrofRgaragen im Sinne der Rechtsverord-
nung nach § 95 Abs. 1 Nr. 3 und

3. Gebauden der Gebaudeklasse 5

muss der Brandschutznachweis bauaufsichtlich geprift

sein.

(4) Die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und Absatz 3 Satz 1 Nr. 1
und 2 genannten Personen mussen in eine von der Archi-
tektenkammer Thiringen und der Ingenieurkammer Thirin-
gen gemeinsam geflhrte Liste eingetragen sein; die §§ 11
und 12 ThirAlKG gelten entsprechend. Eintragungen in
vergleichbaren Listen anderer Lander gelten auch in Thi-
ringen. Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der
Européaischen Union oder einem nach dem Recht der Eu-
ropaischen Gemeinschaften oder der Europaischen Union
gleichgestellten Staat zur Erstellung von Standsicherheits-
oder Brandschutznachweisen niedergelassen sind, sind
nachweisberechtigt, wenn sie in ihrem Niederlassungsstaat
vergleichbare Anforderungen erfiillen mussten; sie haben
das erstmalige Tatigwerden der Architektenkammer Thi-
ringen oder der Ingenieurkammer Thiringen in Textform
anzuzeigen und dabei die in § 71 Abs. 2 Satz 3 genann-
ten Unterlagen beizufligen. Bei Bediensteten einer juris-
tischen Person des offentlichen Rechts ist fir die dienst-
liche Tatigkeit eine Eintragung in die Liste nach Satz 1
nicht erforderlich, wenn ihnen die obere Bauaufsichtsbe-
hérde bestétigt hat, dass sie im Ubrigen die Vorausset-
zungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 oder Absatz 3 Satz 1
Nr. 1 oder 2 erflllen.

(5) Soweit abweichend von Absatz 4 Satz 1 die Erstelle-
rin oder der Ersteller eines Standsicherheits- oder Brand-
schutznachweises nicht in die in Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1
genannte Liste eingetragen ist, ist die bauaufsichtliche Pri-
fung des Standsicherheits- oder Brandschutznachweises
erforderlich. AuRer in den Fallen nach Satz 1, nach Ab-
satz 2 Satz 3 und nach Absatz 3 Satz 3 sind bautechni-
sche Nachweise nicht zu prifen; § 73 bleibt unberuhrt.
Einer bauaufsichtlichen Priifung bedarf es ferner nicht,
soweit fiir das Bauvorhaben Standsicherheitsnachweise
vorliegen, die von einem Prifamt fir Standsicherheit all-
gemein geprUft sind (Typenprifung); Typenprifungen an-
derer Lander gelten auch in Thiringen.

§73
Abweichungen

(1) Die Bauaufsichtsbehorde soll Abweichungen von An-
forderungen dieses Gesetzes und aufgrund dieses Ge-
setzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter
Beriicksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung
und unter Wirdigung der 6ffentlich-rechtlich geschiitzten
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nachbarlichen Belange mit den 6ffentlichen Belangen, ins-

besondere den Anforderungen nach § 3 Satz 1, vereinbar

sind. Dies gilt insbesondere fir

1. Bauvorhaben, die der Weiternutzung bestehender Ge-
baude dienen,

2. Bauvorhaben zur Energieeinsparung und Nutzung er-
neuerbarer Energien oder

3. Bauvorhaben zur Erprobung neuer Bau- und Wohn-
formen.

§ 96 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberthrt. Der gesonderten Zu-

lassung einer Abweichung bedarf es nicht, soweit bautech-

nische Nachweise bauaufsichtlich geprift werden.

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von
Ausnahmen und Befreiungen von den Festsetzungen ei-
nes Bebauungsplans oder einer sonstigen stadtebaulichen
Satzung oder von Regelungen der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017
(BGBI. I S. 3786) in der jeweils geltenden Fassung ist ge-
sondert in Textform zu beantragen; der Antrag ist zu be-
griinden. Fur Anlagen, die keiner Genehmigung bedurfen,
sowie fur Abweichungen von Vorschriften, die im Geneh-
migungsverfahren nicht gepruft werden, gilt Satz 1 ent-
sprechend.

(3) Uber Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von ortli-
chen Bauvorschriften sowie tiber Ausnahmen und Befrei-
ungen nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet bei verfahrens-
freien Bauvorhaben die Gemeinde nach MalRRgabe der
Absatze 1 und 2. Im Ubrigen sind Abweichungen von ért-
lichen Bauvorschriften durch die Bauaufsichtsbehorde im
Einvernehmen mit der Gemeinde zuzulassen; § 36 Abs. 2
Satz 2 BauGB gilt entsprechend.

(4) Zulassungen von Abweichungen nach Absatz 2 Satz 2

und Absatz 3 erléschen, wenn

1. innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der
Ausflihrung des Vorhabens nicht begonnen oder

2. die Bauausflihrung langer als drei Jahre unterbrochen

worden ist. § 79 gilt entsprechend.

§74
Bauantrag und Bauvorlagen

(1) Der Bauantrag ist bei der Bauaufsichtsbehérde ein-
zureichen.

(2) Mit dem Bauantrag sind alle fur die Beurteilung des
Bauvorhabens und die Bearbeitung des Bauantrags er-
forderlichen Unterlagen (Bauvorlagen) einzureichen. Die
Bauaufsichtsbehodrde kann gestatten, dass einzelne Bau-
vorlagen nachgereicht werden.

(3) In besonderen Fallen kann die Bauaufsichtsbehorde
verlangen, dass zur Beurteilung der Einwirkung des Bau-
vorhabens auf die Umgebung das Bauvorhaben in geeig-
neter Weise auf dem Grundstiick dargestellt wird.

(4) Ist die Bauherrschaft nicht Grundstlickseigenttimerin,
kann die Bauaufsichtsbehérde die Zustimmung der Grund-
stlickseigentimerin oder des Grundstiickseigentiimers zu
dem Bauvorhaben fordern.

§75
Behandlung des Bauantrags

(1) Die Bauaufsichtsbehoérde hért zum Bauantrag die Ge-

meinde und diejenigen Stellen an,

1. deren Beteiligung oder Anhérung fiir die Entschei-
dung uber den Bauantrag durch Rechtsvorschrift vor-
geschrieben ist, oder

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfahigkeit
des Bauantrags nicht beurteilt werden kann.

Die Anhdérung entfallt, wenn die Gemeinde oder die je-

weilige Stelle dem Bauantrag bereits vor Einleitung des

Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt oder auf eine

Beteiligung verzichtet hat. Bedarf die Erteilung der Bau-

genehmigung der Zustimmung oder des Einvernehmens

einer anderen Kdrperschaft, Behdrde oder sonstigen Stel-
le, so gilt diese als erteilt, wenn sie nicht zwei Monate nach

Eingang des Ersuchens verweigert wird; von der Frist nach

Halbsatz 1 abweichende Regelungen durch Rechtsvor-

schrift bleiben unberihrt. Stellungnahmen bleiben unbe-

ricksichtigt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach

Aufforderung zur Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbe-

hérde eingehen, es sei denn, die verspatete Stellungnah-

me ist fur die RechtmaRigkeit der Entscheidung tber den

Bauantrag von Bedeutung.

(2) Die Bauaufsichtsbehdrde hat den Bauantrag innerhalb
von zehn Arbeitstagen auf Vollstandigkeit zu prifen und
der Bauherrschaft den Eingang des Antrags zu bestatigen.
Ist der Bauantrag unvollstandig oder weist er sonstige er-
hebliche Mangel auf, fordert die Bauaufsichtsbehorde die
Bauherrschaft zur Behebung der Mangel innerhalb einer
angemessenen Frist auf; werden die Mangel innerhalb der
Frist nicht behoben, gilt der Antrag als zurlickgenommen.

(3) Betrifft das Bauvorhaben eine Anlage, die in den An-

wendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 fallt, gilt

erganzend zu Absatz 1 und 2, dass

1. aufAntrag der Bauherrschaft das bauaufsichtliche Ver-
fahren sowie alle sonstigen Zulassungsverfahren, die
fur die Durchfiihrung des Bauvorhabens nach Bundes-
oder Landesrecht erforderlich sind, tber eine einheit-
liche Stelle nach § 71a VwVfG abgewickelt werden,

2. die einheitliche Stelle nach Nummer 1 ein Verfahrens-
handbuch fur Bauherrschaften bereitstellt und diese
Informationen auch im Internet zuganglich macht; da-
bei muss sie gesondert auch auf kleinere Bauvorha-
ben und Bauvorhaben zur Eigenversorgung mit Elekt-
rizitat eingehen und in den im Internet verdéffentlichten
Informationen darauf hinweisen, fiir welche Bauvorha-
ben sie zustandig ist und welche weiteren einheitlichen
Stellen in Thiringen fir Bauvorhaben nach Satz 1 zu-
standig sind und

3. die Bauaufsichtsbehdrde und die zu beteiligenden Be-
hérden die zur Priifung des Bauantrags zusatzlich er-
forderlichen Unterlagen in einer einmaligen Mitteilung
an die Bauherrschaft zusammenfassen, die Bauauf-
sichtsbehdrde nach Eingang der vollstandigen Unterla-
gen einen Zeitplan fur das weitere Verfahren erstellt und
diesen Zeitplan in den Fallen der Nummer 1 der ein-
heitlichen Stelle, andernfalls der Bauherrschaft mitteilt.
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§76
Beteiligung benachbarter Personen und
der Offentlichkeit

(1) Die Bauaufsichtsbehérde soll die Eigentiimerinnen und
Eigentiimer benachbarter Grundstiicke (benachbarte Per-
sonen) vor der Erteilung von Abweichungen und Befreiun-
gen durch Zustellung benachrichtigen, wenn zu erwarten
ist, dass offentlich-rechtlich geschitzte nachbarliche Be-
lange berlhrt werden. Die Beteiligung der benachbarten
Personen und der Offentlichkeit erfolgt ohne Nennung von
Namen und Anschrift der Bauherrschaft, der Entwurfsver-
fasserin oder des Entwurfsverfassers und der oder des
Bauvorlageberechtigten, wenn der Zweck der Beteiligung
auch auf diese Weise ohne zusétzliche Erschwerung er-
reicht werden kann, und wenn die Bauherrschaft entspre-
chende Bauvorlagen einreicht. Einwendungen sind inner-
halb eines Monats nach Zustellung der Benachrichtigung
bei der Bauaufsichtsbehdrde in Textform oder zur Nieder-
schrift vorzubringen. Die nach Satz 1 durch Zustellung be-
nachrichtigten, beteiligten benachbarten Personen sind mit
allen éffentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen,
die nicht innerhalb der Frist nach Satz 3 geltend gemacht
worden sind; auf diese Rechtsfolge ist in der Benachrich-
tigung nach Satz 1 hinzuweisen.

(2) Die Benachrichtigung nach Absatz 1 Satz 1 entfallt,
wenn die benachbarten Personen dem Bauvorhaben zu-
gestimmt haben. Haben benachbarte Personen dem Bau-
vorhaben nicht zugestimmt, istihnen die Baugenehmigung
mit dem Teil der Bauvorlagen, auf den sich die Einwendun-
gen beziehen, zuzustellen.

(3) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffen-

heit oder ihres Betriebs geeignet sind, die Allgemeinheit

oder benachbarte Personen zu gefahrden, zu benachteili-
gen oder zu belastigen, kann die Bauaufsichtsbehorde auf

Antrag der Bauherrschaft das Bauvorhaben in ihrem amt-

lichen Veroffentlichungsblatt sowie zusatzlich im Internet

oder in ortlichen Tageszeitungen, die im Bereich des Stand-
orts der Anlage verbreitet sind, 6ffentlich bekannt machen.

Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsénderung

1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem
Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Gro-
Re von insgesamt mehr als 5.000 m? Grundflache ge-
schaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die offentlich zuganglich sind,
wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr
als 100 zusatzliche Besucherinnen und Besucher er-
moglicht wird, und

3. baulicher Anlagen, die nach Durchfiihrung des Bauvor-
habens Sonderbauten nach § 2 Abs. 4 Nr. 9, 10, 12,
13, 15 oder 16 sind,

ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu machen,

wenn es innerhalb des angemessenen Sicherheitsab-

stands eines Betriebsbereichs nach § 3 Abs. 5a BImSchG
liegt; ist der angemessene Sicherheitsabstand nicht be-
kannt, ist mafRgeblich, ob sich das Vorhaben innerhalb
des Achtungsabstands des Betriebsbereichs im Sinne des

Leitfadens KAS-18 der Kommission fir Anlagensicherheit

(KAS) vom November 2010, abzurufen auf der Internetsei-

te der KAS, befindet. Satz 2 gilt nicht, wenn

1. die Bauaufsichtsbehdrde zu dem Ergebnis kommt, dass
dem Gebot, den angemessenen Sicherheitsabstand zu
wahren, bereits in einem Bebauungsplan Rechnung
getragen ist oder

2. bei der Anderung von Vorhaben nach Satz 2 Nr. 3
sich die Zahl der gleichzeitig anwesenden Personen
nicht erhoht.

Verfahrt die Bauaufsichtsbehoérde nach den Satzen 1

oder 2, finden die Absatze 1 und 2 keine Anwendung.

(4) In der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 1 und 2

ist zu informieren

1. Uber den Gegenstand des Vorhabens,

2. Uber die fur die Genehmigung zusténdige Behdrde,
bei der der Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht aus-
gelegt wird sowie wo und wann Einsicht genommen
werden kann,

3. dass Personen, deren Belange beruhrt sind, und Ver-
einigungen, welche die Anforderungen nach § 3 Abs. 1
oder § 2 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in
der Fassung vom 23. August 2017 (BGBI. | S. 3290) in
der jeweils geltenden Fassung erfiillen (betroffene Of-
fentlichkeit), Einwendungen bei einer in der Bekannt-
machung bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach
Ablauf der Auslegungsfrist erheben kdnnen; dabei ist
darauf hinzuweisen, dass mit Ablauf der Frist alle 6ffent-
lich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen sind
und der Ausschluss von umweltbezogenen Einwen-
dungen nur fur das Genehmigungsverfahren gilt, und

4. dass die Zustellung der Entscheidung uber die Ein-
wendungen durch 6ffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden kann.

Bei der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 2 ist zu-

satzlich Uber

1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Durch-
fuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung des Vor-
habens nach § 5 UVPG sowie erforderlichenfalls die
Durchfiihrung einer grenziiberschreitenden Beteiligung
nach den §§ 55 und 56 UVPG,

2. die Art moglicher Entscheidungen oder, soweit vorhan-
den, den Entscheidungsentwurf, und

3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens
zur Unterrichtung der Offentlichkeit und Anhérung der
betroffenen Offentlichkeit

zu informieren.

(5) Nach der Bekanntmachung sind der Antrag und die
Bauvorlagen sowie die entscheidungserheblichen Be-
richte und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehérde
im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, einen Mo-
nat zur Einsicht auszulegen. Bauvorlagen, die Geschéafts-
oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind nicht auszule-
gen; fur sie gilt § 10 Abs. 2 BImSchG entsprechend. Bis
zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann die
Offentlichkeit gegeniiber der zusténdigen Behérde schrift-
lich Einwendungen erheben; mit Ablauf dieser Frist sind
alle éffentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen.
Satz 3 gilt fir umweltbezogene Einwendungen nur fur das
Genehmigungsverfahren.

(6) Ist mehr als 20 benachbarten Personen eine Bauge-
nehmigung nach Absatz 2 Satz 2 zuzustellen, kann die Zu-
stellung durch &ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden;
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wurde eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 4 durch-
gefiihrt, ist der Genehmigungsbescheid 6ffentlich bekannt
zu machen. Ist eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Ab-
satz 3 Satz 2 erfolgt, sind in die Begriindung die wesent-
lichen tatsachlichen und rechtlichen Griinde, die die Bau-
aufsichtsbehorde zu ihrer Entscheidung bewogen haben,
die Behandlung der Einwendungen sowie Angaben Uber
das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit aufzuneh-
men; § 78 Abs. 2 bleibt unberihrt. Fir die Durchfiihrung
der offentlichen Bekanntmachung ist § 10 Abs. 8 Satz 2
bis 6 BImSchG entsprechend anzuwenden.

(7) Erbbauberechtigte treten an die Stelle der Eigentu-
merinnen oder der Eigentiimer. Steht das Eigentum des
Nachbargrundstiicks im Eigentum einer Wohnungseigen-
timergemeinschaft nach dem Wohnungseigentumsge-
setz (WEG) in der Fassung vom 12. Januar 2021 (BGBI. |
S. 34) in der jeweils geltenden Fassung, gentigt die Be-
teiligung der Vertretung im Sinne des § 9b WEG; ihre Un-
terschrift gilt jedoch nicht als Zustimmung der einzelnen
Wohnungseigentiimerinnen oder Wohnungseigentimer.

§77
Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens

(1) Hat eine Gemeinde ihr nach § 14 Abs. 2 Satz 2, § 22
Abs. 5 Satz 1, § 36 Abs. 1 Satz 1 und 2 BauGB oder nach
§ 73 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 erforderliches Einverneh-
men rechtswidrig versagt, ist das fehlende Einvernehmen
durch Genehmigung nach MaRgabe der Absatze 2 bis 4
durch die Bauaufsichtsbehoérde oder die Widerspruchsbe-
hérde zu ersetzen. Wird in einem anderen Genehmigungs-
verfahren Uber die Zulassigkeit des Vorhabens entschie-
den, so tritt die fir dieses Verfahren zustandige Behorde
an die Stelle der Bauaufsichtsbehorde.

(2) § 120 der Thiringer Kommunalordnung in der Fassung
vom 28. Januar 2003 (GVBI. S. 41) in der jeweils gelten-
den Fassung findet keine Anwendung.

(3) Die Gemeinde ist vor Erlass der Genehmigung von der
fur die Ersetzung des Einvernehmens zustandigen Behor-
de anzuhdren. Dabei ist ihr Gelegenheit zu geben, binnen
angemessener Frist erneut Uber das gemeindliche Einver-
nehmen zu entscheiden.

(4) Die Genehmigung gilt zugleich als Ersatzvornahme. Sie
ist insoweit zu begriinden. Widerspruch und Anfechtungs-
klage haben auch insoweit keine aufschiebende Wirkung,
als die Genehmigung als Ersatzvornahme gilt.

§78
Baugenehmigung und Baubeginn

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bau-
vorhaben keine 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entge-
genstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmigungsver-
fahren zu priifen sind; die Bauaufsichtsbehérde darf den
Bauantrag auch ablehnen, wenn das Bauvorhaben ge-
gen sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften verstoft.
Die durch eine Umweltvertraglichkeitsprifung ermittelten,
beschriebenen und bewerteten Umweltauswirkungen sind

nach MaRgabe der hierfiir geltenden Vorschriften zu be-
rucksichtigen.

(2) Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform; sie ist
nur insoweit zu begriinden, als Abweichungen, Ausnah-
men oder Befreiungen von nachbarschitzenden Vorschrif-
ten zugelassen werden und benachbarte Personen nicht
nach § 76 Abs. 2 Satz 1 zugestimmt haben.

(3) Die Baugenehmigung kann unter Auflagen, Bedingun-
gen und dem Vorbehalt des Widerrufs oder der nachtrag-
lichen Aufnahme, Anderung oder Ergéanzung einer Aufla-
ge sowie befristet erteilt werden. Nach Widerruf oder nach
Ablauf der gesetzten Frist ist die bauliche Anlage ohne Ent-
schadigung zu beseitigen; ein ordnungsgemafer Zustand
ist herzustellen. Um die Erfullung von mit der Baugeneh-
migung verbundenen Verpflichtungen zu gewahrleisten,
kann eine Sicherheitsleistung bis zur Héhe der fir die Er-
fullung der Verpflichtung voraussichtlich anfallenden Kos-
ten verlangt werden.

(4) Die Baugenehmigung ist unbeschadet der privaten
Rechte Dritter zu erteilen.

(5) Der Gemeinde ist, wenn sie nicht Bauaufsichtsbehor-
de ist, die Entscheidung der Bauaufsichtsbehérde durch
eine Ubermittlung des Genehmigungsbescheids zur Kennt-
nis zu geben.

(6) Mit der Bauausfiihrung oder mit der Ausfiihrung des je-

weiligen Bauabschnitts darf erst begonnen werden, wenn

1. die Baugenehmigung der Bauherrschaft zugegan-
gen ist,

2. die Prufungen nach § 72 Abs. 2 und 3 erfolgt sind und

3. die Baubeginnsanzeige der Bauaufsichtsbehorde vor-
liegt.

(7) Vor Baubeginn muss die Grundflache der baulichen An-
lage abgesteckt und ihre Hohenlage festgelegt sein. Die
Bauaufsichtsbehérde kann verlangen, dass Absteckung
und Héhenlage von ihr abgenommen oder die Einhaltung
der festgelegten Grundflache und Hohenlage nachgewie-
sen wird. Baugenehmigungen, Bauvorlagen und bautechni-
sche Nachweise, soweit es sich nicht um Bauvorlagen han-
delt, missen an der Baustelle von Baubeginn an vorliegen.

(8) Die Bauherrschaft hat den Ausfiihrungsbeginn geneh-
migungsbedirftiger Vorhaben und die Wiederaufnahme der
Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von mehr als drei
Monaten mindestens eine Woche vorher der Bauaufsichts-
behdrde in Textform anzuzeigen (Baubeginnsanzeige).

§79
Geltungsdauer der Genehmigung

(1) Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmigung,
einschliellich der durch die Baugenehmigung nach § 65
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, § 66 Satz 1 Nr. 3 ersetzten Entschei-
dungen, sowie Abweichungen nach § 73 Abs. 2 Satz 2 und
Abs. 3 Satz 1 erléschen, wenn

1. innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der

Ausfiihrung des Vorhabens nicht begonnen oder

2. die Bauausfiihrung langer als drei Jahre unterbrochen
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worden ist. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs hemmt den
Lauf der jeweiligen Frist nach Satz 1 bis zur Unanfechtbar-
keit der jeweiligen Genehmigung.

(2) Die Frist nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 kann auf Antrag
der Bauherrschaft in Textform jeweils um drei Jahre ver-
langert werden. Sie kann auch riickwirkend verlangert wer-
den, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der Bauaufsichts-
behorde eingegangen ist.

§ 80
Teilbaugenehmigung

Ist ein Bauantrag eingereicht, so kann der Beginn der Bau-
arbeiten fir die Baugrube und fir einzelne Bauteile oder
Bauabschnitte auf Antrag in Textform schon vor Erteilung
der Baugenehmigung schriftlich gestattet werden (Teilbau-
genehmigung). § 78 gilt entsprechend.

§ 81
Typengenehmigung

(1) Fur bauliche Anlagen, die in derselben Ausfihrung an
mehreren Stellen errichtet werden sollen, ist auf Antrag in
Textform durch die obere Bauaufsichtsbehérde eine Ty-
pengenehmigung zu erteilen, wenn die baulichen Anla-
gen oder Teile von baulichen Anlagen den Anforderungen
nach diesem Gesetz oder nach den aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsvorschriften entsprechen. Eine
Typengenehmigung kann auch fiir bauliche Anlagen erteilt
werden, die in unterschiedlicher Ausflhrung, aber nach ei-
nem bestimmten System und aus bestimmten Bauteilen
an mehreren Stellen errichtet werden sollen; in der Typen-
genehmigung ist die zulassige Veranderbarkeit festzule-
gen. Fur Fliegende Bauten kann eine Typengenehmigung
nicht erteilt werden.

(2) Die Typengenehmigung gilt finf Jahre. Die Frist kann
auf Antrag in Textform jeweils um bis zu finf Jahre verlan-
gert werden; § 79 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Typengenehmigungen anderer Lander gelten auch in
Thiringen, soweit die obere Bauaufsichtsbehérde inner-
halb von acht Wochen nach Eingang des vollstéandigen
Antrags bestatigt hat, dass die Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 erflllt sind; die Bestatigung kann innerhalb dieser
Frist auch mit Auflagen und Nebenbestimmungen versehen
werden. Die Bestatigung gilt als erteilt, wenn Uber sie nicht
innerhalb der Frist nach Satz 1 entschieden worden ist.

(4) Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Ver-
pflichtung, ein bauaufsichtliches Verfahren durchzufiih-
ren. Die in der Typengenehmigung entschiedenen Fragen
sind von der Bauaufsichtsbehérde nicht mehr zu priifen.

§82
Vorbescheid

Vor Einreichung des Bauantrags ist auf Antrag in Textform
der Bauherrschaft zu einzelnen Fragen des Bauvorhabens,
die im Baugenehmigungsverfahren zu prifen sind, ein
Vorbescheid zu erteilen. Der Vorbescheid gilt drei Jahre.
Die §§ 74 bis 77, 78 Abs. 1 bis 5 sowie § 79 Abs. 1 Satz 2

und Abs. 2 gelten entsprechend; die Bauaufsichtsbehor-
de soll auf Antrag der Bauherrschaft von der Anwendung
des § 76 absehen.

§ 83
Fliegende Bauten

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeig-
net und bestimmt sind, an verschiedenen Orten wieder-
holt aufgestellt und zerlegt zu werden. Baustelleneinrich-
tungen und Baugeruste sind keine Fliegenden Bauten.

(2) Fliegende Bauten beddrfen, bevor sie erstmals aufge-
stellt und in Gebrauch genommen werden, einer Ausfiih-
rungsgenehmigung. Dies gilt nicht fur

1. erdgeschossige Zelte mit einer Grundflache bis zu
75 m?,

2. erdgeschossige Verkaufs- und Schaugeschafte mit ei-
ner Hohe bis zu 5 m und einer Grundflache bis zu 75 m?,

3. umwebhrte Tribiinen und Podien ohne Uberdachung mit
einer Grundflache bis zu 75 m? und einer Hohe der be-
tretbaren Flachen bis zu 1 m,

4. Biihnen, einschlieBlich Uberdachungen und sonstigen
Aufbauten, mit einer Hohe bis zu 5 m, einer Grundflache
bis zu 100 m? und einer FulRbodenhdhe bis zu 1,50 m,

5. Kinderfahrgeschafte mit einer Hoéhe bis zu 5 m und ei-
ner Geschwindigkeit von héchstens 1 m/s,

6. aufblasbare Spielgerate mit einer Hohe des betretba-
ren Bereichs von bis zu 5 m oder mit iberdachten Be-
reichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht
mehr als 3 m, sofern ein Absinken der Uberdachung
konstruktiv verhindert wird, nicht mehr als 10 m, be-
tragt, und

7. andere Fliegende Bauten mit einer Hohe bis zu 5 m,
die nicht dazu bestimmt sind, von Besucherinnen und
Besuchern betreten zu werden.

(3) Die Ausfuihrungsgenehmigung ist von der oberen Bau-

aufsichtsbehorde zu erteilen, wenn

1. die antragstellende Person ihre Hauptwohnung oder
gewerbliche Niederlassung in Thiringen hat oder

2. die antragstellende Person ihre Hauptwohnung oder
gewerbliche Niederlassung auRerhalb der Bundesre-
publik Deutschland hat und der Fliegende Bau in Thi-
ringen erstmals aufgestellt und in Gebrauch genom-
men werden soll.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann durch Rechts-
verordnung bestimmen, dass Ausfiihrungsgenehmigun-
gen fur Fliegende Bauten abweichend von Absatz 3 nur
durch von ihr bestimmte Stellen erteilt werden dirfen und
die Vergutung dieser Stellen regeln.

(5) Die Ausfiihrungsgenehmigung ist fiir eine bestimmte
Frist zu erteilen, die héchstens funf Jahre betragen soll;
sie kann auf Antrag in Textform von der fiir die Ausfiih-
rungsgenehmigung zustandigen Behdrde jeweils um bis
zu funf Jahre verlangert werden, wenn das die Inhaberin
oder der Inhaber der Ausfiihrungsgenehmigung vor Ablauf
der Frist beantragt; § 79 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.
Die Ausflihrungsgenehmigungen und die Verlangerun-
gen ihrer Frist sind von der fur die Ausfuhrungsgenehmi-
gung zustandigen Behorde in ein Prifbuch einzutragen,
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dem eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungsver-
merk zu versehenden Bauvorlagen beizufiigen ist. In der
Ausfiihrungsgenehmigung kann vorgeschrieben werden,
dass der Fliegende Bau vor jeder Inbetriebnahme oder in
bestimmten zeitlichen Abstanden jeweils vor einer Inbe-
triebnahme von einer oder einem Sachverstandigen ab-
zunehmen ist. Ausfiihrungsgenehmigungen anderer Lan-
der gelten auch in Thuringen.

(6) Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausfiihrungsge-
nehmigung hat den Wechsel des Wohnsitzes oder der
gewerblichen Niederlassung oder die Ubertragung eines
Fliegenden Baus an Dritte unverzuglich der zuletzt zu-
standigen Behérde anzuzeigen. Die Behdrde hat die An-
derungen in das Prufbuch nach Absatz 5 Satz 2 einzutra-
gen und sie, wenn mit den Anderungen ein Wechsel der
Zustandigkeit verbunden ist, der nunmehr zustandigen Be-
hoérde mitzuteilen.

(7) Fliegende Bauten, die einer Ausfiihrungsgenehmigung
bedirfen, durfen unbeschadet anderer 6ffentlich-recht-
licher Vorschriften nur in Gebrauch genommen werden,
wenn ihre Aufstellung der Bauaufsichtsbehérde des Auf-
stellungsorts rechtzeitig unter Vorlage des Prifbuchs nach
Absatz 5 Satz 2 oder unter Angabe der wesentlichen Da-
ten des Fliegenden Baus, insbesondere Angaben zu der
Art des Fliegenden Baus, den GrofRenabmessungen, der
Geltungsdauer der Ausfliihrungsgenehmigung und den Ne-
benbestimmungen, der geplanten Betriebszeit und der Be-
treiberin oder dem Betreiber, in Textform angezeigt ist. Die
Bauaufsichtsbehorde kann die Inbetriebnahme dieser Flie-
genden Bauten von einer Gebrauchsabnahme abhéangig
machen. Das Ergebnis der Gebrauchsabnahme oder der
Verzicht darauf ist in das Prifbuch einzutragen.

(8) Die fur die Erteilung der Gebrauchsabnahme zustan-
dige Bauaufsichtsbehoérde kann Auflagen erteilen oder die
Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender Bauten unter-
sagen, soweit dies nach den ortlichen Verhaltnissen oder
zur Abwehr von Gefahren erforderlich ist, insbesondere,
weil die Betriebssicherheit oder Standsicherheit nicht oder
nicht mehr gewabhrleistet ist oder weil von der Ausfiihrungs-
genehmigung abgewichen wird. Ist die Aufstellung oder der
Gebrauch untersagt, ist dies in das Priifbuch nach Absatz 5
Satz 2 einzutragen. Die ausstellende Behorde ist zu be-
nachrichtigen, das Prufbuch ist einzuziehen und der aus-
stellenden Behorde zuzuleiten, wenn die Herstellung ord-
nungsgemaler Zustande innerhalb angemessener Frist
nicht zu erwarten ist.

(9) Bei Fliegenden Bauten, die von Besucherinnen oder
Besuchern betreten und langere Zeit an einem Aufstel-
lungsort betrieben werden, kann die fir die Gebrauchsab-
nahme zustandige Bauaufsichtsbehdrde aus Griinden der
Sicherheit Nachabnahmen durchfiihren. Das Ergebnis der
jeweiligen Nachabnahme ist in das Priifbuch einzutragen.

(10) § 74 Abs. 1, 2 und 4 und § 88 Abs. 1, 3 und 4 gelten
entsprechend.

§ 84
Bauaufsichtliche Zustimmung

(1) Nicht verfahrensfreie Bauvorhaben bedurfen keiner
Genehmigung, Genehmigungsfreistellung und Bauuber-
wachung, wenn
1. die Bauherrschaft die Leitung der Entwurfsarbeiten und
der Bauuberwachung einer Baudienststelle des Bun-
des oder der Lander Ubertragen hat und
2. die Baudienststelle nach Nummer 1 mit beamtetem Per-
sonal des héheren technischen Verwaltungsdienstes
der Fachrichtung Hochbau oder Bauingenieurwesen
oder diesen gleichgestellten Bediensteten mit entspre-
chender Vorbildung besetzt ist, die Uber die erforder-
lichen Kenntnisse der Bautechnik, der Baugestaltung
und des 6ffentlichen Baurechts verfiigen.
Bauliche Anlagen nach Satz 1 bediirfen jedoch der Zustim-
mung der oberen Bauaufsichtsbehérde. AuRer bei der Er-
richtung und Anderung von Sonderbauten entfallt die Zu-
stimmung nach Satz 2, wenn die Gemeinde nicht innerhalb
von zwei Monaten ab Eingang des Ersuchens der Bau-
dienststelle widerspricht und, soweit ihre 6ffentlich-recht-
lich geschutzten Belange von Abweichungen, Ausnahmen
und Befreiungen berthrt sein kdnnen, die benachbarten
Personen innerhalb eines Monats ab Eingang des Ersu-
chens der Baudienststelle dem Vorhaben zustimmen. Kei-
ner Genehmigung, Genehmigungsfreistellung oder Zustim-
mung bedurfen unter den Voraussetzungen nach Satz 1
Baumaflnahmen in oder an bestehenden Gebauden, so-
weit sie nicht zu einer Erweiterung des Bauvolumens oder
zu einer nicht verfahrensfreien Nutzungsanderung fiihren.
Satz 3 gilt nicht fir bauliche Anlagen, fir die nach § 76
Abs. 3 eine Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren ist.

(2) Der Antrag auf Zustimmung nach Absatz 1 Satz 2 ist
in Textform bei der oberen Bauaufsichtsbehérde einzu-
reichen.

(3) Die obere Bauaufsichtsbehorde pruift
1. die Ubereinstimmung mit den Regelungen {iber die
Zulassigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29
bis 38 BauGB und
2. andere Offentlich-rechtliche Anforderungen, soweit we-
gen der Zustimmung eine Entscheidung nach ande-
ren Offentlich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder er-
setzt wird.
Sie fuihrt bei den in Absatz 1 Satz 4 genannten Anlagen die
Offentlichkeitsbeteiligung nach § 76 Abs. 3 bis 6 durch. Eine
Prifung bautechnischer Nachweise findet nicht statt. Die
obere Bauaufsichtsbehdrde entscheidet iber Ausnahmen,
Befreiungen und Abweichungen von den nach Satz 1 zu
prifenden sowie von anderen Rechtsvorschriften, soweit
sie nachbarschiitzend sind und die benachbarten Perso-
nen nicht zugestimmt haben. Im Ubrigen bedarf die Zuls-
sigkeit von Ausnahmen, Befreiungen und Abweichungen
keiner bauaufsichtlichen Entscheidung.

(4) Die Gemeinde ist vor Erteilung der Zustimmung zu
horen. § 36 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 BauGB gilt entspre-
chend. Im Ubrigen sind die Bestimmungen (iber das Bau-
genehmigungsverfahren entsprechend anzuwenden.
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(5) Anlagen, die der Landesverteidigung, dienstlichen Zwe-
cken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevdlkerungs-
schutz dienen, sind abweichend von den Absatzen 1 bis 4
der oberen Bauaufsichtsbehdrde vor Baubeginn in geeig-
neter Weise zur Kenntnis zu bringen; Absatz 1 Satz 3 gilt
entsprechend. Im Ubrigen wirken die Bauaufsichtsbehor-
den nicht mit. § 83 Abs. 2 bis 10 findet auf Fliegende Bau-
ten, die der Landesverteidigung, dienstlichen Zwecken der
Bundespolizei oder dem zivilen Bevdlkerungsschutz die-
nen, keine Anwendung.

(6) Die Baudienststelle nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 tragt die
Verantwortung, dass die Errichtung, die Anderung, die Nut-
zungsanderung und die Beseitigung baulicher Anlagen den
offentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen; die Verant-
wortung fur die Unterhaltung baulicher Anlagen tragt sie
nur, soweit und solange ihr diese Verantwortung durch die
oder den fir die Anlage Verantwortliche oder Verantwort-
lichen Ubertragen ist.

Vierter Abschnitt
Bauaufsichtliche MaBnahmen

§85
Verbot unrechtmaBig gekennzeichneter Bauprodukte

Sind Bauprodukte entgegen § 24 mit dem U-Zeichen ge-
kennzeichnet, kann die Bauaufsichtsbehorde die Verwen-
dung dieser Bauprodukte untersagen und deren Kenn-
zeichnung entwerten oder beseitigen lassen.

§ 86
Baueinstellung

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtli-
chen Vorschriften errichtet, gedndert oder beseitigt, kann
die Bauaufsichtsbehorde die Einstellung der Arbeiten an-
ordnen. Das gilt auch dann, wenn
1. die Ausfliihrung eines Vorhabens entgegen den Rege-
lungen nach § 78 Abs. 6 bis 8 begonnen wurde,
2. bei der Ausfiihrung
a) eines genehmigungsbedurftigen Vorhabens von
den genehmigten Bauvorlagen oder
b) eines genehmigungsfreigestellten Vorhabens von
den eingereichten Unterlagen
abgewichen wird,
3. Bauprodukte verwendet werden, die
a) entgegen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 keine
CE-Kennzeichnung oder entgegen § 24 kein U-Zei-
chen tragen, oder
b) unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung oder dem
U-Zeichen nach § 24 Abs. 3 bis 5 gekennzeich-
net sind.

(2) Werden unzulassige Bauarbeiten trotz einer schriftlich
oder miindlich verfugten Einstellung fortgesetzt, kann die
Bauaufsichtsbehorde die Baustelle versiegeln oder die an
der Baustelle vorhandenen Bauprodukte, Gerate, Maschi-
nen und Bauhilfsmittel in amtlichen Gewahrsam bringen.

§ 87
Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtli-
chen Vorschriften errichtet oder gedndert, kann die Bau-
aufsichtsbehdérde die teilweise oder vollstandige Beseiti-
gung der Anlagen anordnen, wenn nicht auf andere Weise
rechtmalige Zustédnde hergestellt werden kénnen. Wer-
den Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften genutzt, kann die Bauaufsichtsbehoérde diese Nut-
zung untersagen.

(2) Die Bauaufsichtsbehérde kann die Beseitigung einer
Anlage auch dann anordnen, wenn diese nicht genutzt wird
und zu verfallen droht und ein ¢ffentliches oder schutz-
wirdiges privates Interesse an ihrem Erhalt nicht besteht.

Fiinfter Abschnitt
Bautiberwachung

§88
Bauuberwachung

(1) Die Bauaufsichtsbehérde kann die Einhaltung der 6f-
fentlich-rechtlichen Vorschriften und Anforderungen und
die ordnungsgemale Erfullung der Pflichten der am Bau
Beteiligten uberprifen.

(2) Die Bauaufsichtsbehdrde oder die Prufingenieurin oder
der Prufingenieur Uberwacht die Bauausfiihrung bei bauli-
chen Anlagen hinsichtlich des von ihr oder ihm gepriften
1. Standsicherheitsnachweises nach § 72 Abs. 2 Satz 3
und

2. Brandschutznachweises nach § 72 Abs. 3 Satz 3
nach naherer Mafigabe der Rechtsverordnung nach § 95
Abs. 2. Bei Gebauden der Gebaudeklasse 4, ausgenom-
men Sonderbauten sowie Mittel- und Grof3garagen im Sin-
ne der Rechtsverordnung nach § 95 Abs. 1 Nr. 3, ist die mit
dem Brandschutznachweis lbereinstimmende Bauausfuh-
rung von der Nachweiserstellerin oder vom Nachweiser-
steller oder einer oder einem anderen Nachweisberech-
tigten nach § 72 Abs. 3 Satz 1 zu bestatigen.

(3) Im Rahmen der Bauliberwachung kann die Bauauf-
sichtsbehdérde Proben von Bauprodukten, soweit erfor-
derlich, auch aus fertigen Bauteilen zu Prifzwecken ent-
nehmen.

(4) Im Rahmen der Bauliberwachung ist jederzeit Zutritt
zur Baustelle und Betriebsstatte sowie Einblick in die Ge-
nehmigungen, Zulassungen, Priifzeugnisse, Ubereinstim-
mungszertifikate, Zeugnisse und Aufzeichnungen Uber die
Prifungen von Bauprodukten, in die CE-Kennzeichnun-
gen und Leistungserklarungen nach der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011, in die Bautagebiicher und andere vorge-
schriebene Aufzeichnungen zu gewahren.

(5) Die Kosten fiir die Uberpriifung nach Absatz 1, fiir die
Probeentnahmen und Prifungen nach Absatz 3 sowie fir
Leistungen aufgrund von Rechtsverordnungen nach § 95
Abs. 1 Nr. 6 und Abs. 3 tragt die Bauherrschaft.
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(6) Die Bauaufsichtsbehorde, die Priifingenieurin und der
Prifingenieur sollen, soweit sie im Rahmen der Bauuber-
wachung Erkenntnisse Uber systematische Rechtsverstde
gegen die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 erlangen, diese
der fiir die Marktiiberwachung zusténdigen Stelle mitteilen.

§89
Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

(1) Die Bauaufsichtsbehdrde und die Prufingenieurin oder
der Prifingenieur kénnen verlangen, dass ihnen Beginn
und Beendigung bestimmter Bauarbeiten angezeigt wer-
den. Die Bauarbeiten durfen erst fortgesetzt oder die An-
lagen erst genutzt werden, wenn die Bauaufsichtsbe-
hoérde oder die Prufingenieurin oder der Prifingenieur
zugestimmt hat.

(2) Die Bauherrschaft hat die beabsichtigte Aufnahme der

Nutzung einer nicht verfahrensfreien baulichen Anlage min-

destens zwei Wochen vorher der Bauaufsichtsbehdrde an-

zuzeigen. Mit der Anzeige nach Satz 1 sind

1. bei Bauvorhaben nach § 72 Abs. 2 Satz 3 eine Be-
scheinigung der Priifingenieurin oder des Priifingeni-
eurs Uber die ordnungsgemafle Bauausfiihrung hin-
sichtlich der Standsicherheit,

2. beiBauvorhaben nach § 72 Abs. 3 Satz 3 eine Beschei-
nigung der Prifingenieurin oder des Prifingenieurs
Uber die ordnungsgemafe Bauausfiihrung hinsichtlich
des Brandschutzes, soweit die Nachweise nicht durch
die Bauaufsichtsbehoérde geprift wurden, und

3. inden Fallen nach § 88 Abs. 2 Satz 2 die jeweilige Be-
statigung

vorzulegen. Eine bauliche Anlage darf erst genutzt werden,
wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversorgungs-, Ab-
wasserentsorgungs- sowie Gemeinschaftsanlagen in dem
erforderlichen Umfang sicher nutzbar sind, nicht jedoch vor
dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt. Feuerstatten diirfen
erst in Betrieb genommen werden, wenn die bevollmach-
tigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte
Bezirksschornsteinfeger die sichere Abgasabfiihrung und
beim Anschluss an eine Abgasanlage deren Tauglichkeit
bescheinigt hat; Verbrennungsmotoren und Blockheizkraft-
werke erst nach Bescheinigung der Tauglichkeit und siche-
ren Nutzbarkeit der Leitungen zur Abfiihrung von Verbren-
nungsgasen durch vorgenannte Personen.

Sechster Abschnitt
Baulasten

§ 90
Baulasten und Baulastenverzeichnis

(1) Durch Erklarung gegentber der Bauaufsichtsbehdrde
kénnen Grundstiickseigentimerinnen oder Grundstuicks-
eigentimer offentlich-rechtliche Verpflichtungen zu einem
ihre Grundstlicke betreffenden Tun, Dulden oder Unterlas-
sen ubernehmen, die sich nicht schon aus 6ffentlich-recht-
lichen Vorschriften ergeben (Baulasten). Baulasten wer-
den unbeschadet der Rechte Dritter mit der Eintragung in
das Baulastenverzeichnis wirksam und wirken auch ge-
genuber Rechtsnachfolgerinnen oder Rechtsnachfolgern.

(2) Die Erklarung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform; die
Unterschrift muss offentlich oder von einer Vermessungs-
stelle nach § 17 Abs. 2 des Thiringer Vermessungs- und
Geoinformationsgesetzes vom 16. Dezember 2008 (GVBI.
S. 574) in der jeweils geltenden Fassung beglaubigt oder
vor der Bauaufsichtsbehdrde geleistet oder vor ihr aner-
kannt werden.

(3) Die Baulast geht durch Verzicht der Bauaufsichtsbe-
horde unter. Der Verzicht ist zu erklaren, wenn ein 6ffentli-
ches Interesse an der Baulast nicht mehr besteht. Vor dem
Verzicht sollen die oder der Verpflichtete und die durch
die Baulast Begunstigten angehért werden. Der Verzicht
ist mit der Léschung der Baulast im Baulastenverzeich-
nis wirksam.

(4) Das Baulastenverzeichnis ist von der Bauaufsichtsbe-

hérde zu flihren. In das Baulastenverzeichnis kdnnen auch

1. andere baurechtliche Verpflichtungen der Grundstiicks-
eigentiimerin oder des Grundstiickseigentiimers zu ei-
nem ihr oder sein Grundstiick betreffenden Tun, Dul-
den oder Unterlassen und

2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufs-
vorbehalte

eingetragen werden.

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Bau-
lastenverzeichnis Einsicht nehmen und sich einen Auszug
erstellen lassen.

Sechster Teil
Marktiiberwachung nach der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011

§ 91
Aufbau der Marktiiberwachungsbehérden

Marktiiberwachungsbehérden nach der Verordnung (EU)

Nr. 305/2011 sind

1. die obere Bauaufsichtsbehdrde als obere Marktiber-
wachungsbehorde,

2. die oberste Bauaufsichtsbehodrde als oberste Markt-
Uberwachungsbehérde und

3. das Deutsche Institut fir Bautechnik als gemeinsame
Marktiiberwachungsbehérde.

§92
Aufgaben und Befugnisse der
Marktiiberwachungsbehdrden

(1) Die Marktiiberwachungsbehérden nehmen die Aufga-

ben nach

1. derVerordnung (EU) 2019/1020 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 20. Juni 2019 Gber Markt-
Uberwachung und die Konformitat von Produkten sowie
zur Anderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011
(ABI. L 169 vom 25.6.2019, S. 1) in der jeweils gelten-
den Fassung,

2. dem Produktsicherheitsgesetz vom 27. Juli 2021
(BGBI. I S. 3146 -3147-) in der jeweils geltenden Fas-
sung, soweit es auf die Marktiiberwachung nach dem
Bauproduktengesetz vom 5. Dezember 2012 (BGBI. |
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S. 2449 -2450-) in der jeweils geltenden Fassung An-
wendung findet,
3. der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 und
4. dem Bauproduktengesetz
wabhr. Fur die Rechts- und Fachaufsicht tiber die gemeinsa-
me Marktiberwachungsbehdrde gilt Artikel 5 des Abkom-
mens Uber das Deutsche Institut fir Bautechnik.

(2) Den Marktuberwachungsbehdérden stehen die sich aus
den Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 ergebenden Befug-
nisse zu.

§93
Zustandigkeit der Marktiberwachungsbehérden

(1) Zustandig ist die obere Marktiberwachungsbehorde,
soweit in den Absatzen 2 bis 5 nichts Abweichendes be-
stimmt ist.

(2) Die gemeinsame Marktiiberwachungsbehorde ist zu-
standig fur die einheitliche Prifung und Bewertung von
Bauprodukten in technischer Hinsicht. Sie ist auRerdemin
den Fallen, in denen Bauprodukte nach den Anforderun-
gen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 die in Bezug auf
die wesentlichen Merkmale erklarte Leistung nicht erbrin-
gen oder eine Gefahr im Sinne des Artikels 58 der Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 darstellen, dafiir zustandig, die den
Marktiberwachungsbehérden zustehenden Anordnungen
und MaRnahmen nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011,
nach dem Produktsicherheitsgesetz und nach der Verord-
nung (EU) 2019/1020 zu ergreifen.

(3) Besteht fur die obere Marktliberwachungsbehérde
Grund zu der Annahme, dass Mal3nahmen oder Anordnun-
gen nach Absatz 2 in Betracht kommen, gibt sie die Sach-
behandlung fir das Produkt an die gemeinsame Markttber-
wachungsbehdérde ab. Die Zustandigkeit der gemeinsamen
Marktiiberwachungsbehdérde beginnt mit dem Eingang der
Abgabe. Sie umfasst alle Aufgaben und Befugnisse nach
§ 92 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 und schlie3t die Zustandig-
keit der oberen Marktiiberwachungsbehérde auch dann
aus, wenn sie durch die Abgabe der Sachbehandlung fur
das Produkt durch eine Marktiiberwachungsbehérde ei-
nes anderen Landes begriindet worden ist. Die Befugnis
der oberen Marktiiberwachungsbehérde, bei Gefahr im
Verzug vorlaufige MalRnahmen und Anordnungen zu tref-
fen, bleibt unberthrt.

(4) Die Aufhebung eines Verwaltungsakts einer Marktiber-
wachungsbehorde, der nicht nach § 44 VwVfG nichtig ist,
kann nicht allein deshalb beansprucht werden, weil die Vo-
raussetzungen nach Satz 1 nicht vorgelegen haben oder
die obere Marktiiberwachungsbehdérde die Sachbehand-
lung nicht an die gemeinsame Marktiberwachungsbehorde
abgegeben hat, obwohl die Voraussetzungen nach Satz 1
vorgelegen haben; im Ubrigen bleiben die §§ 45 und 46
VwV{G unberiihrt.

(5) Anordnungen und MafRnahmen der gemeinsamen
Marktiiberwachungsbehdérde gelten auch in Thiringen.

(6) Der Vollzug von Anordnungen und MaRnahmen der
gemeinsamen Marktiiberwachungsbehdrde, einschliel3-

lich der Anordnung von MaRnahmen des Verwaltungs-
zwangs, obliegt der oberen Marktiiberwachungsbehorde.

Siebenter Teil
Ordnungswidrigkeiten,
Verordnungsermachtigungen,
weitere Rechtsvorschriften

§ 94
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer nach § 95 Abs. 1 bis 4 erlassenen Rechtsverord-
nung oder einer nach § 97 Abs. 1 oder 2 erlassenen
Satzung zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung
oder die Satzung fiir einen bestimmten Tatbestand auf
diese BuRRgeldbestimmung verweist,

2. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bau-
aufsichtsbehérde zuwiderhandelt, die aufgrund dieses
Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem Gesetz er-
lassenen Rechtsverordnung oder Satzung ergangen
ist, sofern die Anordnung auf diese Buligeldbestim-
mung verweist,

3. ohne die erforderliche
a) Genehmigung nach den §§ 65 und 66,

b) Teilbaugenehmigung nach § 80,

c) Zulassung der Abweichung nach § 73 oder abwei-
chend davon oder

d) abweichend von den nach § 64 Abs. 3 eingereichten
Vorlagen bauliche Anlagen errichtet, &ndert, nutzt
oder entgegen § 63 Abs. 3 Satz 2, 3 und 5 beseitigt,

4. Fliegende Bauten ohne Ausfiihrungsgenehmigung
nach § 83 Abs. 2 Satz 1 in Gebrauch nimmt oder ohne
Anzeige und Abnahme nach § 83 Abs. 7 in Gebrauch
nimmt,

5. entgegen
a) §64 Abs. 3 oder § 78 Abs. 6 Bauarbeiten beginnt,
b) § 89 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 Beginn und Been-

digung bestimmter Arbeiten nicht anzeigt oder Ar-
beiten fortsetzt oder
c) § 89 Abs. 2 Satz 3 und 4 bauliche Anlagen nutzt,

6. die Baubeginnsanzeige nach § 78 Abs. 8 nicht oder
nicht fristgerecht erstattet,

7. entgegen § 5 Abs. 2 Zu- oder Durchfahrten sowie Auf-
stell- und Bewegungsflachen nicht standig freihalt oder
Fahrzeuge dort abstellt,

8. als Bauherrin, Bauherr, Unternehmerin oder Unterneh-
mer entgegen § 11 Abs. 4 Vorkehrungen zum Schutz
von Baumen, Hecken und sonstigen Bepflanzungen
nicht trifft,

9. Bauprodukte mit dem U-Zeichen kennzeichnet, ohne
dass dafir die Voraussetzungen nach § 24 Abs. 3 vor-
liegen,

10. entgegen § 17 Bauarten ohne Bauartgenehmigung
oder allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis fur
Bauarten anwendet,

11. entgegen § 24 Abs. 3 Bauprodukte ohne das U-Zei-
chen verwendet,

12. entgegen § 53 Anlagen nicht barrierefrei ausfihrt, so-
weit die Abweichung nicht durch die Bauaufsichtsbe-
horde zugelassen wurde oder

13. als Bauherrin, Bauherr, Entwurfsverfasserin, Entwurfs-
verfasser, Unternehmerin, Unternehmer, bauleitende
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Person oder als deren Vertreterin oder Vertreter den
Regelungen der § 56 Abs. 1 Satz 1, 2, 4 und 5, § 57
Abs. 1 Satz 3, § 58 Abs. 1 oder § 59 Abs. 1 Satz 1
und 2 zuwiderhandelt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres

Wissen

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Plane oder
Unterlagen vorlegt, um einen nach diesem Gesetz vor-
gesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu ver-
hindern,

2. als Prifingenieurin oder Prufingenieur unrichtige Prif-
berichte erstellt oder

3. unrichtige Angaben in dem Kriterienkatalog nach § 72
Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufe bis zu
funfhunderttausend Euro geahndet werden.

(4) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 8 bis 10
begangen worden, kdnnen Gegenstande, auf die sich die
Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezogen werden.

(5) Zustandige Verwaltungsbehorde nach § 36 Abs. 1 Nr. 1
des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten vom 19. Februar
1987 (BGBI. | S. 602) in der jeweils geltenden Fassung ist
in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 9 bis 11 die oberste Bau-
aufsichtsbehorde, in den Ubrigen Fallen die untere Bau-
aufsichtsbehdrde.

§95
Rechtsverordnungen

(1) Zur Verwirklichung der in § 3 Satz 1, § 17 Abs. 1 und

§ 18 Abs. 1 bezeichneten Anforderungen wird die oberste

Bauaufsichtsbehdrde ermachtigt, durch Rechtsverordnung

1. die nahere Bestimmung allgemeiner Anforderungen
nach den §§ 4 bis 51,

2. Anforderungen an Feuerungsanlagen, sonstige Anla-
gen zur Warmeerzeugung und Energiebereitstellung
nach § 45,

3. Anforderungen an Garagen und Stellplatze sowie Ge-
baude und Raume fur Abstellplatze fir Fahrrader nach
§ 2 Abs. 7 und § 52,

4. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die
sich aus der besonderen Art oder Nutzung der bauli-
chen Anlagen nach § 54 fiir die Errichtung, Anderung,
Unterhaltung, den Betrieb und die Nutzung ergeben,
sowie uber die Anwendung solcher Anforderungen auf
bestehende bauliche Anlagen dieser Art,

5. Erst-, Wiederholungs- und Nachprifungen von An-
lagen, die zur Verhiutung erheblicher Gefahren oder
Nachteile standig ordnungsgemaf unterhalten werden
mussen, und die Erstreckung dieser Nachprifungs-
pflicht auf bestehende Anlagen und

6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb
technisch schwieriger baulicher Anlagen und Einrich-
tungen einschlieRlich des Nachweises der Befahigung
dieser Personen,

zu regeln.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehdérde wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung Naheres iber

1. Prifingenieurinnen, Prifingenieure und Prifamter und

2. Prifsachverstandige, die im Auftrag der Bauherrschaft
oder der oder des sonstigen nach Bauordnungsrecht
Verantwortlichen die Einhaltung bauordnungsrechtli-
cher Anforderungen priifen und bescheinigen,

zu bestimmen. In den Rechtsverordnungen nach Satz 1

sind, soweit erforderlich,

1. die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen
Prufingenieurinnen, Prifingenieure, Prifamter und
Prifsachverstandige tatig werden,

2. die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerken-
nungsverfahren,

3. das Erléschen, die Riicknahme und der Widerruf der
Anerkennung, einschlieBlich der Festlegung einer Al-
tersgrenze,

4. die Aufgabenerledigung und

5. die Vergltung

zu regeln. Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann durch

Rechtsverordnung die Zustandigkeit fir die Anerkennung

oder Teile des Anerkennungsverfahrens auf eine Behorde

eines anderen Landes Ubertragen, die der Aufsicht einer
obersten Bauaufsichtsbehorde untersteht oder an deren

Willensbildung eine oberste Bauaufsichtsbehdrde mitwirkt.

(3) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird ermachtigt, zum

bauaufsichtlichen Verfahren durch Rechtsverordnung

1. Form, Umfang, Inhalt und die Zahl der erforderlichen
Unterlagen, einschlieBlich der Vorlagen bei der Anzei-
ge der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen nach
§ 63 Abs. 3 Satz 2 und bei der Genehmigungsfreistel-
lung nach § 64,

2. die erforderlichen Antrage und Anzeigen sowie Nach-
weise, Bescheinigungen und Bestatigungen, ein-
schlieRlich deren Formerfordernissen, auch bei ver-
fahrensfreien Bauvorhaben und

3. das Verfahren im Einzelnen, insbesondere denin § 72
Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 genannten Kriterienkatalog,

zu regeln. Sie kann dabei

1. die Art der Ubermittlung,

2. furverschiedene Arten von Bauvorhaben unterschied-
liche Anforderungen und Verfahren festlegen und

3. den Gebrauch der von der obersten Bauaufsichtsbe-
hérde verdffentlichten Formulare

vorschreiben.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehoérde wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung
1. die Zustandigkeit fur die vorhabenbezogene Bauart-
genehmigung nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und den
Verzicht darauf im Einzelfall nach § 17 Abs. 4 sowie
die Zustimmung und den Verzicht auf Zustimmung im
Einzelfall nach § 23 Satz 2
a) auf andere Behorden und
b) fur Bauprodukte, die in Baudenkmalern nach dem
Thiringer Denkmalschutzgesetz in der Fassung
vom 14. April 2004 (GVBI. S. 465) in der jeweils
geltenden Fassung verwendet werden sollen, all-
gemein oder flr bestimmte Bauprodukte auf die un-
tere Bauaufsichtsbehoérde
zu Ubertragen,
2. die Zustandigkeit fur die Anerkennung von Pruf-, Zer-
tifizierungs- und Uberwachungsstellen nach § 27 auf
andere Behdrden zu lGbertragen,
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3. besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen
nach § 17 Abs. 6 und § 28 Abs. 1, insbesondere auch
Mindestanforderungen an die Ausbildung, die durch
Prifung nachzuweisende Befahigung und die Ausbil-
dungsstatten einschlief3lich der Anerkennungsvoraus-
setzungen zu stellen,

4. das U-Zeichen nach § 24 Abs. 3 festzulegen und zu
diesem Zeichen zusatzliche Angaben zu verlangen und

5. das Anerkennungsverfahren nach § 27, die Vorausset-
zungen fiir die Anerkennung, ihre Ricknahme, ihren
Widerruf und ihr Erléschen zu regeln, insbesondere
auch Altersgrenzen festzulegen, sowie eine ausrei-
chende berufliche Haftpflichtversicherung zu fordern.

Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann durch Rechtsver-

ordnung die Zustandigkeit nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. a und

Nr. 2 auf eine Behdrde eines anderen Landes Ubertragen,

die der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbehdrde un-

tersteht oder an deren Willensbildung eine oberste Bau-
aufsichtsbehdrde mitwirkt.

(5) Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann durch Rechts-
verordnung festlegen, dass fiir bestimmte Bauprodukte und
Bauarten, auch soweit sie Anforderungen nach anderen
Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich dieser Anforde-
rungen § 17 Abs. 2 sowie die §§ 20 bis 28 ganz oder teil-
weise anwendbar sind, wenn dies nach anderen Rechts-
vorschriften verlangt oder zugelassen ist.

(6) Die oberste Bauaufsichtsbehdérde wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass die Anfor-
derungen der aufgrund des § 31 des Gesetzes Uber tber-
wachungsbediirftige Anlagen (UAnIG) vom 27. Juli 2021
(BGBI. I S. 3146 -3162-) und des § 49 Abs. 4 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBI. | S. 1970,
3621) jeweils in der jeweils geltenden Fassung erlassenen
Rechtsverordnungen entsprechend fur Anlagen gelten, die
weder gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen
und in deren Gefahrenbereich auch keine Arbeithehmerin-
nen und Arbeitnehmer beschaftigt werden. Sie kann auch
die Verfahrensregelungen dieser Rechtsverordnungen fiir
anwendbar erklaren oder selbst das Verfahren bestimmen
sowie Zustandigkeiten und Verwaltungskosten regeln. Da-
bei kann sie auch vorschreiben, dass nach diesen Rechts-
verordnungen zu erteilende Erlaubnisse die Baugenehmi-
gung oder die Zustimmung nach § 84, einschlieRlich der
zugehorigen Abweichungen, einschliefen, sowie dass § 27
Abs. 5 UANIG insoweit Anwendung findet.

§ 96
Technische Baubestimmungen

(1) Die Anforderungen nach § 3 kdnnen durch Techni-
sche Baubestimmungen konkretisiert werden. Die Tech-
nischen Baubestimmungen sind zu beachten. Von den
in den Technischen Baubestimmungen enthaltenen Pla-
nungs-, Bemessungs- und Ausflihrungsregelungen kann
abgewichen werden, wenn mit einer anderen Lésung in
gleichem Male die Anforderungen erfiillt werden und in
der Technischen Baubestimmung eine Abweichung nicht
ausgeschlosseniist; § 17 Abs. 2, § 20 Abs. 1 Nr.2und § 73
Abs. 1 bleiben unberihrt.

(2) Die Konkretisierungen nach Absatz 1 Satz 1 kdnnen

durch Bezugnahmen auf technische Regeln und deren

Fundstellen oder auf andere Weise erfolgen, insbeson-

dere in Bezug auf

1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,

2. die Planung, Bemessung und Ausfiihrung baulicher
Anlagen und ihrer Teile,

3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten bauli-
chen Anlagen oder ihren Teilen, insbesondere:

a) Planung, Bemessung und Ausflihrung baulicher An-
lagen bei Einbau eines Bauprodukts,

b) Merkmale von Bauprodukten, die sich firr einen Ver-
wendungszweck auf die Erflllung der Anforderun-
gen nach § 3 Satz 1 auswirken,

c) Verfahren fir die Feststellung der Leistung eines
Bauprodukts im Hinblick auf Merkmale, die sich fiir
einen Verwendungszweck auf die Erfullung der An-
forderungen nach § 3 Satz 1 auswirken,

d) zulassige oder unzulassige besondere Verwen-
dungszwecke,

e) die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug
auf bestimmte Verwendungszwecke und,

f) die fur einen bestimmten Verwendungszweck an-
zugebende oder erforderliche und anzugebende
Leistung in Bezug auf ein Merkmal, das sich fiir ei-
nen Verwendungszweck auf die Erfullung der An-
forderungen nach § 3 Satz 1 auswirkt, soweit vor-
gesehen in Klassen und Stufen,

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines all-
gemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnisses nach § 17
Abs. 3 oder nach § 22 Abs. 1 beddrfen,

5. Voraussetzungen zur Abgabe der Ubereinstimmungs-
erklarung fur ein Bauprodukt nach § 25 und

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Doku-
mentation.

(3) Die Technischen Baubestimmungen sollen nach den
in Anhang | der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 enthalten-
den Grundanforderungen gegliedert sein.

(4) Die Technischen Baubestimmungen enthalten die in
§ 20 Abs. 3 genannte Liste.

(5) Das Deutsche Institut fiir Bautechnik macht nach An-
hérung der beteiligten Kreise im Einvernehmen mit der
obersten Bauaufsichtsbehoérde zur Durchfiihrung dieses
Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen die Technischen Baubestimmungen
nach Absatz 1 bekannt. Die nach Satz 1 bekannt gemach-
ten Technischen Baubestimmungen sind mit Bekanntma-
chung durch die oberste Bauaufsichtsbehorde als Verwal-
tungsvorschrift im Thiringer Staatsanzeiger verbindlich.
Bei der Bekanntmachung kann hinsichtlich des Inhalts auf
die Fundstelle der Technischen Baubestimmungen ver-
wiesen werden.

§ 97
Ortliche Bauvorschriften

(1) Die Gemeinden kénnen durch Satzung im eigenen Wir-
kungskreis 6rtliche Bauvorschriften erlassen tber
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1. besondere Anforderungen an die duflere Gestaltung
baulicher Anlagen, Werbeanlagen und Warenauto-
maten zur Erhaltung und Gestaltung von Ortsbildern,

2. das Verbot von Werbeanlagen und Warenautomaten
aus ortsgestalterischen Griinden,

3. die Lage, Grofie, Beschaffenheit, Ausstattung und Un-
terhaltung von Kinderspielplatzen,

4. die Gestaltung der Stellplatze fir Kraftfahrzeuge, der
Abstelimdglichkeiten fir Fahrrader, der Stellplatze fir
bewegliche Abfallbehalter und der unbebauten Flachen
der bebauten Grundstiicke sowie Uber die Notwen-
digkeit, Art, Gestaltung und Hohe von Einfriedungen,

5. von § 6 abweichende Malie der Abstandsflachentie-
fe, soweit dies zur Gestaltung des Ortsbildes oder zur
Verwirklichung der Festsetzungen einer stadtebauli-
chen Satzung erforderlich ist,

6. die Begrunung baulicher Anlagen und

7. die Untersagung oder Einschréankung der Herstellung
von Stellplatzen in bestimmten Teilen des Gemeinde-
gebiets oder flr bestimmte Nutzungen in bestimmten
Teilen des Gemeindegebiets, wenn Griinde des 6f-
fentlichen Verkehrs oder stadtebauliche Griinde dies
rechtfertigen.

Ortliche Bauvorschriften sollen die Nutzung erneuerbarer

Energien nicht verhindern.

(2) Ortliche Bauvorschriften kénnen auch durch Bebau-
ungsplan oder, soweit das Baugesetzbuch dies vorsieht,
durch andere Satzungen nach den Bestimmungen des
Baugesetzbuchs erlassen werden. Werden die ortlichen
Bauvorschriften durch Bebauungsplan oder durch eine
sonstige stadtebauliche Satzung nach dem Baugesetzbuch
erlassen, so sind die Bestimmungen des Ersten und des
Dritten Abschnitts des Ersten Teils, des Ersten Abschnitts
des Zweiten Teils sowie die §§ 13, 13a, 30, 31, 33, 36, 214
und 215 BauGB entsprechend anzuwenden.

(3) Anforderungen nach den Absatzen 1 und 2 kénnen in-
nerhalb der drtlichen Bauvorschrift auch in Form zeichne-
rischer Darstellungen gestellt werden. Ihre Bekanntgabe
kann dadurch ersetzt werden, dass dieser Teil der o6rtli-
chen Bauvorschrift bei der Gemeinde zur Einsicht ausge-
legt wird; hierauf ist in den Ortlichen Bauvorschriften hin-
zuweisen.

§98
Bestehende bauliche Anlagen

(1) Werden in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund
dieses Gesetzes andere Anforderungen als nach dem bis-
herigen Recht gestellt, kann verlangt werden, dass beste-
hende oder nach genehmigten Bauvorlagen bereits be-
gonnene bauliche Anlagen angepasst werden, wenn dies
zur Abwehr von erheblichen Gefahren fur Leben und Ge-
sundheit notwendig ist.

(2) Sollen bauliche Anlagen wesentlich gedndert werden,
kann gefordert werden, dass auch die nicht unmittelbar
berlhrten Teile der baulichen Anlage mit diesem Gesetz
oder den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschrif-
ten in Einklang gebracht werden, wenn

1. die Bauteile, die diesen Vorschriften nicht mehr ent-
sprechen, mit den beabsichtigten Arbeiten in einem
konstruktiven Zusammenhang stehen und

2. die Durchfiihrung dieser Vorschriften bei den von den
Arbeiten nicht bertihrten Teilen der baulichen Anlage
keine unzumutbaren Mehrkosten verursacht.

§99
Windenergie

(1) § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB findet auf Vorhaben, die der
Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windener-
gie dienen, nur Anwendung, wenn diese Vorhaben einen
Mindestabstand von 1.000 m zu Wohngebauden in Ge-
bieten mit Bebauungsplanen nach § 30 BauGB und in-
nerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile nach § 34
BauGB einhalten, sofern in diesen Gebieten Wohngebau-
de nicht nur ausnahmsweise zuldssig sind. Der Abstand
von Windenergieanlagen bemisst sich von der Mitte des
MastfuRes bis zum nachstgelegenen Wohngebaude im
Sinne des Satzes 1, das rechtmaRig errichtet wurde oder
errichtet werden darf.

(2) Das fur die Landesplanung zustandige Ministerium hat
den in Absatz 1 festgelegten Mindestabstand unverziglich
durch Rechtsverordnung anzupassen, wenn dies zur Um-
setzung bundesgesetzlicher Bedarfsvorgaben zu Flachen-
beitragswerten fur Windenergie an Land erforderlich ist.

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung

1. auf Windenergieanlagen mit einer Gesamthéhe von
nicht mehr als 50 m,

2. wenn ein Raumordnungsplan oder ein Flachennut-
zungsplan Flachen fir Vorhaben nach Absatz 1 dar-
stellt; die Aufstellung von Raumordnungs- oder Fla-
chennutzungsplénen bleibt durch Absatz 1 unberthrt
und

3. aufFlachen in Windenergiegebieten nach § 2 Nr. 1 des
Windenergieflachenbedarfsgesetzes vom 20. Juli 2022
(BGBI. I S. 1353) in der jeweils geltenden Fassung.

Achter Teil
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 100
Ubergangsregelungen

(1) Verfahren, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
oder einer Anderung dieses Gesetzes eingeleitet wurden,
sind nach den zum Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung gel-
tenden Rechtsvorschriften abzuschlief3en. Abweichend von
Satz 1 sind auf Vorhaben, fiir die vor dem Inkrafttreten ei-
ner Anderung nach Satz 1 ein Verfahren eingeleitet wurde,
die geanderten materiell-rechtlichen Vorschriften insoweit
anzuwenden, als sie fir die Bauherrschaft eine glinstige-
re Regelung als die zum Zeitpunkt der Einleitung des Ver-
fahrens geltenden Rechtsvorschriften enthalten.

(2) Solange § 20 Abs. 1 BauNVO zur Begriffsbestimmung
des Vollgeschosses auf Landesrecht verweist, gelten Ge-
schosse als Vollgeschosse, wenn deren Deckenoberkante
im Mittel mehr als 1,40 m Uber die Geldndeoberflache hin-
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ausragt und sie Uber mindestens zwei Drittel ihrer Grund-
flache eine lichte Hohe von mindestens 2,30 m haben.

(3) Bis zum Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Ande-
rung der Thiringer Bauordnung vom 29. Juni 2018 (GVBI.
S. 297) fur Bauarten erteilte allgemeine bauaufsichtliche
Zulassungen oder Zustimmungen im Einzelfall gelten als
Bauartgenehmigung fort.

(4) Bestehende Anerkennungen als Priif-, Uberwachungs-
und Zertifizierungsstellen bleiben in dem bis zum Inkraft-
treten des Zweiten Gesetzes zur Anderung der Thiiringer
Bauordnung geregelten Umfang wirksam.

(5) Die in der Anlage bestimmten Ausbildungsanforde-
rungen finden keine Anwendung auf Personen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ihr Studium
bereits begonnen haben. Fir diese Personen gelten die
Ausbildungsanforderungen des § 64 der Thiringer Bauord-
nung vom 13. Marz 2014 (GVBI. S. 49), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 29. Juli 2022 (GVBI. S. 321).

(6) § 99 Abs. 1 findet keine Anwendung

1. soweit vor dem 26. August 2022 bei der zustandigen
Behorde ein vollstandiger Antrag auf Genehmigung von
Vorhaben zur Erforschung, Entwicklung oder Nutzung
der Windenergie eingegangen ist,

2. soweit vor Ablauf des 26. August 2022 das Vorhaben
zur Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind-
energie zwar noch nicht errichtet, aber entweder be-
reits genehmigt war oder ein vollstandiger Antrag fir
das Vorhaben vorlag und stattdessen ein Vorhaben am
selben Standort mit gleicher, geringfiigig hoherer oder
niedrigerer Hohe errichtet werden soll.

§ 101
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz
gelten jeweils auch fir Personen, die mit der Angabe "di-
vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 102
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt die
Thiringer Bauordnung vom 13. Marz 2014 (GVBI. S. 49),
zuletzt geandert durch Gesetz vom 29. Juli 2022 (GVBI.
S. 321), auBer Kraft.
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Anlage
(zu § 67 Abs. 3 Nr. 3, § 68 Abs. 1 Nr. 1 und § 100 Abs. 5 Satz 1)

Leitlinien zu Ausbildungsinhalten

Allgemeines

Die theoretischen und praktischen Inhalte des Studiums missen auf die umfassenden Berufsaufgaben sowie auf die be-
ruflichen Fahigkeiten und Tatigkeiten von Bauingenieurinnen und Bauingenieuren ausgerichtet sein. Die Tatigkeit von Bau-
ingenieurinnen und Bauingenieuren umfasst im Wesentlichen die Planung, den Entwurf, die Konstruktion, die Ausfiihrung,
die Instandhaltung, den Betrieb und den Riickbau von Gebauden und baulichen Anlagen jeder Art, insbesondere in den
Bereichen des Hoch-, Verkehrs-, Tief- und Wasserbaus.

Inhaltliche Anforderungen an das Studium der Fachrichtung Bauingenieurwesen

Im Rahmen eines hauptsachlich auf das Bauingenieurwesen ausgerichteten Studiengangs mit der Bezeichnung
"Bauingenieurwesen" oder entsprechenden Studiengdngen mit mindestens drei Studienjahren, die 180 Leistungspunkten
im Sinne des Europaischen Systems zur Ubertragung und Akkumulierung von Studienleistungen - European Credit Trans-
fer System - ECTS entsprechen, missen mindestens 135 ECTS-Punkte in Studienfachern erworben werden, die dem Bau-
wesen zugeordnet werden kénnen.

Hierzu gehdren:

1. Studienfacher, die ein fundiertes Grundlagenwissen im thematisch-naturwissenschaftlichen Bereich vermitteln, insbe-
sondere Héhere Mathematik, technische Mechanik, Bauphysik, Bauchemie, Baustoffkunde und Technisches Darstel-
len,

2. Studienfacher, die allgemeine fachspezifische Grundlagen des Bauingenieurwesens vermitteln, insbesondere Baukon-
struktion, Objektplanung Gebaude, Tragwerksplanung, Bauinformatik, Geoinformatik, Digitales Bauen, numerische Mo-
dellierung, Geotechnik, Bodenmechanik und Geodasie,

3. Studienfacher, die spezifische Kenntnisse des konstruktiven Ingenieurbaus vermitteln: insbesondere Baustatik, Massiv-
bau (Beton-, Stahlbeton- und Mauerwerksbau), Stahl- und Metallbau, Holzbau, Verbundbau, Glasbau und Kunststoffe,
Briickenbau,

4. Studienfacher, die vertiefte Kenntnisse in bauingenieurspezifischen Spezialbereichen vermitteln, insbesondere Was-
serwirtschaft, Wasserbau, Siedlungswasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Altlasten, Verkehrsplanung, 6ffentliche Ver-
kehrssysteme und Verkehrswege (Stral’e, Schiene), Stralenwesen,

5. Studienfacher, die vertiefte Kenntnisse des Baumanagements vermitteln, insbesondere Bauprojektmanagement, Bau-
prozessmanagement und Baubetriebswirtschaft, Bauplanungsmanagement,

6. Studieninhalte, die weitere allgemeine Grundlagen vermitteln, insbesondere Baurecht (Planungsrecht, Ordnungsrecht,
Zivilrecht -Vertrage, Haftung-, Bauen im Bestand, Okologie, Fremdsprachen -Fachwortschatz- und technische Geb&u-
deausristung).

Der Anteil der Studienfacher nach den Nummern 1 bis 4 muss dabei mindestens 110 ECTS-Punkte betragen.

Erfurt, den 2. Juli 2024
In Vertretung
Der Vizeprasident des Landtags
Worm
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Thiiringer Gesetz
zur Anpassung der Besoldung und Versorgung in den Jahren 2024 und 2025 und zur Anderung
besoldungs- und versorgungsrechtlicher sowie anderer Vorschriften
Vom 2. Juli 2024

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thiringer Gesetz
zur Anpassung der Besoldung und Versorgung in
den Jahren 2024 und 2025

§ 1

Erhéhung von Dienst- und Anwarterbeziigen

(1) Die im Thiringer Besoldungsgesetz (ThirBesG) in der
Fassung vom 18. Januar 2016 (GVBI. S. 1, 166, 202) in der
jeweils geltenden Fassung in den Anlagen 5 und 9 ausge-
wiesenen Betrage der Grundgehaltssatze werden ab dem
1. November 2024 um 1,462 Prozent erhoht; die sich nach
der Erhéhung nach Halbsatz 1 ergebenden Betrage wer-
den ab dem 1. Februar 2025 um weitere 5,5 Prozent erhoht.

(2) Die im Thiringer Besoldungsgesetz in Anlage 6 ausge-
wiesenen Betrége des Familienzuschlags nach § 37 Abs. 1
und des Anrechnungsbetrags nach § 37 Abs. 2, die in An-
lage 8 Tabelle 1 ausgewiesenen Betrage der Stellenzula-
gen nach Anlage 1 Abschnitt Il Nr. 7 der Vorbemerkungen
zu den Besoldungsordnungen A und B sowie Anlage 3
Nr. 2 der Vorbemerkungen zur Besoldungsordnung R, die
in Anlage 8 Tabelle 2 ausgewiesenen Betrage der Amts-
zulagen, die in Anlage 8 Tabelle 3 ausgewiesenen Betra-
ge der sonstigen Zulagen zur Besoldungsordnung W so-
wie die in Anlage 9 ausgewiesenen Betrage der sonstigen
Zulagen zur Besoldungsordnung C werden ab dem 1. No-
vember 2024 um 1,462 Prozent erhoht; die sich nach der
Erhéhung nach Halbsatz 1 ergebenden Betrdge werden
ab dem 1. Februar 2025 um weitere 5,5 Prozent erhoht.

(3) Die in Anlage 7 des Thiringer Besoldungsgesetzes
ausgewiesenen Anwartergrundbetrage in der ab 1. De-
zember 2022 geltenden Fassung werden ab dem 1. No-
vember 2024 um 100 Euro erhdht. Die nach Satz 1 er-
héhten Anwartergrundbetrage werden ab dem 1. Februar
2025 um 50 Euro erhéht, soweit deren Erhéhung um wei-
tere 5,5 Prozent nicht gunstiger ist.

(4) Die Betrage der Grundgehaltsspannen in Anlage 10 Ta-
belle 1 des Thiringer Besoldungsgesetzes erhéhen sich ab
dem 1. November 2024 und ab dem 1. Februar 2025 ent-
sprechend Absatz 1. Die Betrage des Auslandszuschlags
in Anlage 10 Tabelle 1 des Thiringer Besoldungsgesetzes
werden ab dem 1. November 2024 um 1,17 Prozent er-
héht; die sich nach der Erhéhung nach Halbsatz 1 erge-
benden Betrage werden ab dem 1. Februar 2025 um wei-
tere 4,4 Prozent erhdht. In Anlage 10 Tabelle 2 erhéhen
sich abdem 1. November 2024 die Monatsbetrage um 1,17
Prozent; die sich nach der Erh6hung nach Halbsatz 1 er-
gebenden Betrage werden ab dem 1. Februar 2025 um
weitere 4,4 Prozent erhoht.

§2

Weitere Anpassungen

(1) Die Bezulige der nach § 97 Abs. 8 des Thuringer Hoch-
schulgesetzes vom 10. Mai 2018 (GVBI. S. 149) in der je-
weils geltenden Fassung entpflichteten Professorinnen
und Professoren sowie die nach § 66 Abs. 1 ThirBesG in
Verbindung mit § 77 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset-
zes weiter gewahrten Zuschisse zum Grundgehalt nach
Anlage Il zum Bundesbesoldungsgesetz Nr. 1 und 2 der
Vorbemerkungen zur Bundesbesoldungsordnung C in der
am 22. Februar 2002 geltenden Fassung, soweit sie nicht
als Unterschiedsbetrag zwischen Besoldungsgruppen fest-
gesetzt wurden, werden ab dem 1. November 2024 um
1,462 Prozent erhéht; die sich nach der Erhéhung nach
Halbsatz 1 ergebenden Betrdge werden ab dem 1. Feb-
ruar 2025 um weitere 5,5 Prozent erhoht.

(2) Fir Versorgungsempfangerinnen und Versorgungs-
empfanger gelten nach § 4 des Thiringer Beamtenver-
sorgungsgesetzes (ThirBeamtVG) in der Fassung vom
17. Februar 2022 (GVBI. S. 39, 313) in der jeweils gelten-
den Fassung die Erhéhungen nach § 1 Abs. 1 und 2 so-
wie nach Absatz 1 entsprechend.

(3) Die in der Anlage des Thiringer Beamtenversorgungs-
gesetzes ausgewiesenen Betrdge werden mit Ausnahme
des Absatzes 1 der Anlage des Thiringer Beamtenversor-
gungsgesetzes ab dem 1. November 2024 um 1,462 Pro-
zent erhoht; die sich nach der Erh6hung nach Halbsatz 1
ergebenden Betrage werden ab dem 1. Februar 2025 um
weitere 5,5 Prozent erhoht. Der in Absatz 1 der Anlage des
Thiringer Beamtenversorgungsgesetzes ausgewiesene
Betrag wird ab dem 1. November 2024 um 4,76 Prozent
erhoht; der sich nach der Erhéhung nach Halbsatz 1 er-
gebende Betrag wird ab dem 1. Februar 2025 um weite-
re 5,5 Prozent erhoht.

(4) Die Betrage nach § 4 Abs. 1 und 2 der Thiringer Mehr-
arbeitsverglitungsverordnung vom 1. Februar 2010 (GVBI.
S. 16) in der jeweils geltenden Fassung werden ab dem
1. November 2024 um 4,76 Prozent erhoht; die sich nach
der Erhéhung nach Halbsatz 1 ergebenden Betrdge wer-
den ab dem 1. Februar 2025 um weitere 5,5 Prozent erhoht.

§3
Sonderzahlungen im Jahr 2024

(1) Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Rich-
ter mit Anspruch auf Dienstbezuge, deren Dienstverhaltnis
am 9. Dezember 2023 bestanden hat und die im Zeitraum
vom 1. August 2023 bis zum 8. Dezember 2023 an min-
destens einem Tag Anspruch auf Dienstbezlige hatten, er-
halten zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherprei-
se im Jahr 2024 eine einmalige Sonderzahlung in Hohe
von 3.000 Euro. § 6 Abs. 1 und § 7 Satz 1 ThirBesG gel-
ten entsprechend. MaRRgebend sind die Verhaltnisse am
9. Dezember 2023. Der Anspruch nach den Satzen 1 bis 3
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vermindert sich um den Gesamtbetrag der der berechtig-
ten Person aufgrund des § 3 des Thiiringer Gesetzes zur
Gewahrleistung einer verfassungsgemafien Alimentation
im Jahr 2023 vom 10. Juni 2023 (GVBI. S. 192) geleiste-
ten Sonderzahlungen.

(2) Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Rich-
ter mit Anspruch auf Dienstbezuge, die nach dem 9. De-
zember 2023 erstmals in ein Dienstverhaltnis berufen oder
zu einem Dienstherrn im Geltungsbereich des Thuringer
Besoldungsgesetzes versetzt wurden, erhalten zur Abmil-
derung der gestiegenen Verbraucherpreise im Zeitraum
vom 1. Januar 2024 bis zum Ablauf des 31. Oktober 2024
eine monatliche Sonderzahlung in H6he von 120 Euro,
wenn in dem jeweiligen Monat mindestens an einem Tag
ein Anspruch auf Dienstbeziige besteht. § 6 Abs. 1 und
§ 7 Satz 1 ThirBesG gelten entsprechend. MalRgebend
sind die Verhaltnisse im jeweiligen Monat, fiir den der An-
spruch auf Dienstbeziige besteht.

(3) Beamtinnen auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und
Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Anwarterin-
nen und Anwarter) sowie Referendarinnen und Referen-
dare in einem 6ffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhaltnis,
deren Anwarter- oder Ausbildungsverhaltnis am 9. Dezem-
ber 2023 bestanden hat und die im Zeitraum vom 1. Au-
gust 2023 bis zum 8. Dezember 2023 an mindestens einem
Tag Anspruch auf Anwarterbeziige oder Unterhaltsbeihil-
fe hatten, erhalten zur Abmilderung der gestiegenen Ver-
braucherpreise im Jahr 2024 eine einmalige Sonderzah-
lung in Héhe von 1.000 Euro. § 6 Abs. 1 und § 7 Satz 1
ThirBesG gelten entsprechend. Mafigebend sind die Ver-
héaltnisse am 9. Dezember 2023.

(4) Anwarterinnen und Anwarter sowie Referendarinnen
und Referendare in einem &ffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhaltnis erhalten zur Abmilderung der gestiege-
nen Verbraucherpreise im Zeitraum vom 1. Januar 2024
bis zum Ablauf des 31. Oktober 2024 eine monatliche Son-
derzahlung in H6he von 50 Euro, wenn in dem jeweiligen
Monat mindestens an einem Tag ein Anspruch auf Anwar-
terbezilige oder Unterhaltsbeihilfe besteht. § 6 Abs. 1 und
§ 7 Satz 1 ThirBesG gelten entsprechend. MaflRgebend
sind die Verhaltnisse im jeweiligen Monat, fir den der An-
spruch auf Anwarterbeziige oder Unterhaltsbeihilfe besteht.

(5) Empfangerinnen und Empféanger von Ruhegehalt nach
§ 2 Nr. 1 ThirBeamtVG und entpflichtete Professorinnen
und Professoren nach § 89 ThirBeamtVG, die sich am
9. Dezember 2023 im Ruhestand befanden und die im
Zeitraum vom 1. August 2023 bis zum 8. Dezember 2023
fir mindestens einen Tag Anspruch auf Dienstbeziige oder
Ruhegehalt hatten oder ohne Anwendung der Ruhensre-
gelungen des Thuringer Beamtenversorgungsgesetzes
gehabt hatten, erhalten zur Abmilderung der gestiegenen
Verbraucherpreise im Jahr 2024 eine einmalige Sonder-
zahlung in Héhe von 1.800 Euro. Der Anspruch nach Satz 1
vermindert sich um den Gesamtbetrag der der berechtig-
ten Person aufgrund des § 3 des Thiiringer Gesetzes zur
Gewahrleistung einer verfassungsgemafien Alimentation
im Jahr 2023 geleisteten Sonderzahlungen.

(6) Empfangerinnen und Empfanger von Witwen- oder
Waisengeld nach § 2 Nr. 2 ThirBeamtVG, die am 9. De-
zember 2023 dem Grunde nach Anspruch auf Hinterblie-
benenversorgung hatten, erhalten im Jahr 2024 eine ein-
malige Sonderzahlung in Hohe des dem Anteilssatz der
Hinterbliebenenversorgung entsprechenden Betrags von
1.800 Euro. Der Anspruch nach Satz 1 vermindert sich um
den Gesamtbetrag der der berechtigten Person oder der
Versorgungsurheberin oder dem Versorgungsurheber auf-
grund des § 3 des Thiringer Gesetzes zur Gewahrleistung
einer verfassungsgemafen Alimentation im Jahr 2023 ge-
leisteten Sonderzahlungen.

(7) Auf die nach den Absatzen 1 bis 6 zustehenden Son-
derzahlungen sind Sonderzahlungen anzurechnen, die der
berechtigten Person im Rahmen eines Beschéftigungsver-
héaltnisses aufgrund von tarifrechtlichen Regelungen durch
denselben Arbeitgeber im steuerlichen Sinne gewahrt wer-
den. Die Anrechnung nach Satz 1 sowie die Anrechnung
von Sonderzahlungen, die nach § 3 des Thuringer Geset-
zes zur Gewahrleistung einer verfassungsgemafien Ali-
mentation im Jahr 2023 gewahrt wurden, erfolgt hdchs-
tens bis zu dem Betrag, der als Sonderzahlung ohne die
Anrechnungen zustehen wiirde.

(8) Die Sonderzahlung nach den Absatzen 1 bis 7 wird je-
der berechtigten Person nur einmal gewahrt. Der Anspruch
aus einem Beamtenverhaltnis geht dem Anspruch aus ei-
nem Rechtsverhaltnis als Versorgungsempfangerin oder
Versorgungsempfanger im Sinne des Absatzes 5 vor. Der
Anspruch als Empfangerin oder Empfanger von Ruhege-
halt oder als entpflichtete Professorin oder entpflichteter
Professor nach Absatz 5 geht dem Anspruch aus einer
Hinterbliebenenversorgung nach Absatz 6 vor. Beste-
hen nach Anwendung der Satze 1 bis 3 noch Anspriiche
nach Absatz 5 aus mehreren gleichrangigen Versorgungs-
beziigen, so geht der Anspruch aus dem neuen Versor-
gungsbezug den Anspriichen aus friiheren Versorgungs-
beziigen vor. Sonderzahlungen nach den Absatzen 1 bis
6 werden bei der Anwendung der Ruhens- und Kirzungs-
bestimmungen des Thiringer Beamtenversorgungsgeset-
zes nicht bertcksichtigt.

(9) Fir am 9. Dezember 2023 ohne Dienstbeziige beur-
laubte oder in Elternzeit ohne Dienstbeziige befindliche
Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, An-
warterinnen und Anwarter oder Referendarinnen und Re-
ferendare in einem o6ffentlich-rechtlichen Ausbildungsver-
haltnis sind fir die Sonderzahlung nach Absatz 1 oder 3
deren Verhaltnisse am letzten Tag vor Beginn der Beur-
laubung oder der Elternzeit maRgeblich.

Artikel 2
Anderung des Thiiringer Besoldungsgesetzes

Das Thiringer Besoldungsgesetz in der Fassung vom
18. Januar 2016 (GVBI. S. 1, 166, 202), zuletzt geadndert
durch Gesetz vom 14. Dezember 2023 (GVBI. S. 370),
wird wie folgt geéndert:

1. Nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 wird folgende Nummer 3 a ein-
gefugt:
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"3 a. alimentativer Erganzungszuschlag,"

In § 4 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 werden nach dem Wort
"Familienzuschlag" die Worte "und beim alimentativen
Ergadnzungszuschlag" eingeflgt.

In § 12 Satz 3 wird die Verweisung "Burgerlichen Ge-
setzbuchs" durch die Verweisung "Biirgerlichen Ge-
setzbuchs (BGB)" ersetzt.

. Nach § 30 Abs. 1 Satz 4 wird folgender Satz eingefligt:

"Im Fall einer Wiederwahl des Prasidenten oder Kanz-
lers werden die nach den Satzen 2 und 3 vergebenen
Funktions-Leistungsbeziige flur die Dauer der Wahr-
nehmung dieser Funktion weitergewahrt."

. § 33 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fir kiinst-
lerische Entwicklungsvorhaben und fir Forschungs-
vorhaben, die nach § 85 Abs. 6 ThirHG gemeinsam
berufene Hochschullehrer aufRerhalb der Hochschu-
le durchfiihren."

. Der Uberschrift des Dritten Abschnitts werden die Wor-

te "und alimentativer Erganzungszuschlag" angefligt.
. § 38 Abs. 4 wird wie folgt geandert:
a) Satz 2 erhalt folgende Fassung:

"Auf das Kind entfallt derjenige Betrag, der sich aus
der Reihenfolge der Geburten der beim Beamten
oder Richter zu bericksichtigenden Kinder ergibt."

b) Nach Satz 2 werden die folgenden Satze eingefigt:

"Das alteste Kind ist das erste Kind. In der Reihen-
folge der Kinder werden auch diejenigen mitgezahlt,
fur die dem Beamten oder Richter ohne Berticksich-
tigung des § 64 oder des § 65 des Einkommensteu-
ergesetzes oder des § 3 oder des § 4 des Bundes-
kindergeldgesetzes Kindergeld zustehen wirde."

. Nach § 39 wird folgender § 39 a eingeflgt:

"§39a
Alimentativer Ergédnzungszuschlag

(1) Ein Beamter oder Richter mit Anspruch auf Dienst-
bezlige, der verheiratet ist und dem ein kinderbezoge-
ner Familienzuschlag gewahrt wird, erhalt im Jahr 2024
einen alimentativen Erganzungszuschlag in Héhe von
monatlich 531,23 Euro und im Jahr 2025 in H6he von
monatlich 332,79 Euro, wenn sein Ehegatte nicht min-
destens ein monatliches Einkommen in H6he des Be-
trags erhalt, der nach § 8 Abs. 1a Satz 2 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) ermittelten Gering-
fugigkeitsgrenze entspricht. Als monatliches Einkom-
men nach Satz 1 gilt die Summe aus

1. Erwerbseinkommen nach § 18a Abs. 2 und 2a

SGB IV,

2. Erwerbsersatzeinkommen nach § 18a Abs. 3
SGB IV,
3. Vermogenseinkommen nach § 18a Abs. 4 SGB 1V,
4. Elterngeld im Sinne des Bundeselterngeld- und EI-
ternzeitgesetzes in der Fassung vom 27. Januar
2015 (BGBI. I S. 33) in der jeweils geltenden Fas-
sung und
5. Aufstockungsbetrage und Zuschlage nach § 3
Nr. 28 des Einkommensteuergesetzes.
§ 18a Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB IV gilt entsprechend.
Die Berticksichtigung des Einkommens erfolgt monats-
bezogen in dem Kalendermonat, zu dem es wirtschaft-
lich gehdrt. Wird Einkommen nicht in Monatsbetragen
erzielt, ist das Einkommen des Kalenderjahres geteilt
durch zwolf Kalendermonate anzusetzen. Bei einmali-
gen Zahlungen gilt ein Zwolftel des gezahlten Betrags
als monatliches Einkommen. Ist ein Einkommen, das
auf zwolf Monate verteilt wird, nachweislich nicht im
ganzen Kalenderjahr erzielt worden, wird das Einkom-
men auf die tatsdchliche Anzahl der Monate verteilt, de-
nen es wirtschaftlich zuzurechnen ist.

(2) Der alimentative Ergdnzungszuschlag ist jahrlich
neu zu ermitteln und nimmt nicht an regelmafRigen
Besoldungsanpassungen nach § 14 teil. Der Betrag
des alimentativen Ergdnzungszuschlags vermindert
sich um den Betrag der gewéahrten Stellenzulagen mit
Ausnahme der allgemeinen Zulage nach Anlage 1 Ab-
schnitt [I Nr. 7 der Vorbemerkungen zu den Besoldungs-
ordnungen A und B oder Anlage 3 Nr. 2 der Vorbemer-
kungen zur Besoldungsordnung R, Ausgleichszulagen,
soweit durch diese anrechenbare Stellenzulagen aus-
geglichen werden, und um Leistungsbeziige nach
§ 27. Als Einmalzahlung gewahrte Leistungsbezu-
ge sind dem Jahr des Bezugs wirtschaftlich zuzuord-
nen; ein Zwolftel der Einmalzahlung gilt als der den
alimentativen Erganzungszuschlag mindernde Betrag
nach Satz 2.

(3) Das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1
ist durch den Beamten oder Richter und seinen Ehe-
gatten zu erklaren. Diese sind auf Verlangen der Be-
zugestelle verpflichtet, alle fir das Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 erheblichen Tatsachen
vollstandig und wahrheitsgemaR offenzulegen und
Nachweise vorzulegen. Der Umfang dieser Pflichten
richtet sich nach den Umstanden des Einzelfalls. Die
Bezligestelle des Beamten oder Richters kann den
Ehegatten auffordern, die Richtigkeit der behaupteten
Tatsachen uber seine Einkommensverhaltnisse nach
Absatz 1 unter den Voraussetzungen des § 27 Abs. 1
Satz 2 und 3 des Thiringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes an Eides statt zu versichern. Die Versiche-
rung an Eides statt wird von der Beziigestelle des Be-
amten oder Richters zur Niederschrift aufgenommen.
Zur Aufnahme sind der Behdérdenleiter, sein standiger
Vertreter sowie Angehdrige des 6ffentlichen Dienstes
befugt, welche die Befahigung zum Richteramt haben.
Der Beamte oder Richter, dem ein alimentativer Ergan-
zungszuschlag nach Absatz 1 gewahrt wird, oder sein
Ehegatte ist ferner verpflichtet, der Bezlgestelle den
Bezug und jede Anderung von Ehegatteneinkommen
nach Absatz 1 unverzlglich anzuzeigen. Soweit ali-
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10.

1.

12.

13.

14.

15

16.

mentative Erganzungszuschlage wegen Einkommens-
bezugs des Ehegatten zurtiickzuzahlen sind, unterliegt
der Beamte oder Richter dabei abweichend von § 13
Abs. 2 unabhangig von seiner Kenntniserlangung ab
dem Zeitpunkt des Einkommensbezugs des Ehegat-
ten der verscharften Haftung des § 819 Abs. 1 BGB."

Nach § 50 Abs. 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

"Die Anwartergrundbetrage nehmen an den Anpassun-
gen der Besoldung nach § 14 teil; soweit dabei Fest-
betrage vorgesehen sind, ist eine Gunstigerpriufung
entsprechend der prozentualen Erhéhung der Grund-
gehaltssatze vorzunehmen."

In § 54 Abs. 1 werden die Worte "in der ersten Stufe"
durch die Worte "als Anfangsgrundgehalt" ersetzt.

In § 55 Satz 3 werden das Wort "Anfangsgehalt" durch
das Wort "Anfangsgrundgehalt" ersetzt und der Klam-
merzusatz "(Grundgehalt der ersten Stufe und Famili-
enzuschlag)" gestrichen.

In § 63 Abs. 3 werden nach dem Wort "Familienzu-
schlag," die Worte "alimentativer Ergdnzungszuschlag,"
eingefiigt.

In § 67 e Abs. 2 Satz 3 wird die Verweisung "§ 38 Abs. 4
Satz 3" durch die Verweisung "§ 38 Abs. 4 Satz 5" er-
setzt.

In § 67 f Satz 3 wird die Verweisung "§ 38 Abs. 4 Satz 3"
durch die Verweisung "§ 38 Abs. 4 Satz 5" ersetzt.

.§ 67 g erhalt folgende Fassung:

'§679
Ubergangsregelung aufgrund des
Thiringer Gesetzes zur Anpassung der Besoldung
und Versorgung in den Jahren 2024 und 2025 und
zur Anderung besoldungs- und
versorgungsrechtlicher sowie anderer Vorschriften

(1) Fur den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2024 erhoht sich der Monats-
betrag des Familienzuschlags nach § 38 Abs. 2 fir
das dritte zu bertcksichtigende Kind nach Anlage 6
um 110 Euro und fiir das vierte und jedes weitere zu
beriicksichtigende Kind nach Anlage 6 um 132 Euro.

(2) Fur den Zeitraum vom 1. Januar 2025 bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2025 erhoht sich der Monats-
betrag des Familienzuschlags nach § 38 Abs. 2 fiir
das dritte zu berticksichtigende Kind nach Anlage 6
um 73 Euro und fiir das vierte und jedes weitere zu
bericksichtigende Kind nach Anlage 6 um 102 Euro.

(3) Der Erhéhungsbetrag nach den Absatzen 1 und 2
gilt als Familienzuschlag im Sinne der §§ 37 bis 39."

Nach § 67 g wird folgender § 67 h eingefugt:

"§ 67 h
Zuordnung der Beamten und Richter der Besol-
dungsordnungen A und R in die ab 1. Januar 2024
mafgeblichen Grundgehaltstabellen

Beamte und Richter, die am 31. Dezember 2023 das
Grundgehalt der jeweils ersten mit einem Monatsbe-
trag belegten Erfahrungsstufe der jeweiligen Besol-
dungsgruppe erhalten haben, werden der jeweils ers-
ten mit einem Monatsbetrag belegten Erfahrungsstufe
der jeweiligen Besoldungsgruppe der Anlage 5 in der
ab 1. Januar 2024 geltenden Fassung zugeordnet. Fur
diese Beamten und Richter beginnt mit der Zuordnung
zu einer Erfahrungsstufe des Grundgehalts der Anla-
ge 5 nach Satz 1 das Aufsteigen in die weiteren Er-
fahrungsstufen nach Maf3gabe der Absténde des § 24
Abs. 2 oder § 36 Satz 2 neu. Bei Beurlaubten ohne
Anspruch auf Bezuge ist das Grundgehalt der Erfah-
rungsstufe mafigeblich, dass bei einer Beendigung der
Beurlaubung am 31. Dezember 2023 maligebend ge-
wesen ware. Flir Beamte und Richter, die am 31. De-
zember 2023 das Grundgehalt einer héheren als der
jeweils ersten mit einem Monatsbetrag belegten Stufe
einer Besoldungsgruppe erhalten haben, richtet sich
der Aufstieg in den Erfahrungsstufen nach der bis zum
Ablauf des 31. Dezember 2023 geltenden Rechtslage."

17. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-

gen angepasst.

18. Anlage 1 Besoldungsordnung A wird wie folgt gean-

dert:
a) Die Besoldungsgruppe A9 wird wie folgt geandert:
aa)Das Amt "Sonderpadagogischer Assistent?"
wird durch das Amt "Sonderpadagogischer As-
sistent? 3" ersetzt.

bb) Folgende FuBnote wird angefugt:

") Fir Sonderpadagogische Fachkrafte ohne
abgeschlossene Hochschulausbildung"

b) Die Besoldungsgruppe A 10 wird wie folgt geandert:
aa)Folgendes Amt wird angefugt:
"Sonderpadagogischer Assistent?"
bb) Folgende FuRnote wird angefugt:

"2 Fir Sonderpadagogische Fachkrafte mit ab-
geschlossener Hochschulausbildung"

19. Anlage 5 wird wie folgt gedndert:

a) Nummer 1 erhélt folgende Fassung:
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Artikel 3
Weitere Anderung des Thiiringer
Besoldungsgesetzes

Das Thiringer Besoldungsgesetz in der Fassung vom
18. Januar 2016 (GVBI. S. 1, 166, 202), zuletzt geadndert
durch Artikel 2 dieses Gesetzes, wird wie folgt geandert:

1. § 14 erhalt folgende Fassung:

"§ 14
Anpassung der Besoldung sowie Gewahrleistung
einer verfassungsgemafen Alimentation

Die Besoldung wird entsprechend der Entwicklung der
allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhalt-
nisse und unter Berucksichtigung der mit den Dienst-
aufgaben verbundenen Verantwortung durch Gesetz
regelmafig angepasst. Eine den Maf3staben des Arti-
kels 33 Abs. 5 des Grundgesetzes entsprechende Ali-
mentation ist unabhangig davon zu gewahrleisten."

2. Anlage 1 Abschnitt I| Nr. 7 Buchst. a der Vorbemerkun-
gen zu den Besoldungsordnungen A und B erhalt fol-
gende Fassung:

"a) Beamte des mittleren Dienstes,"

3. Die Anlagen 5 bis 10 erhalten folgende Fassung:
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glltig ab 1. November 2024
2. Thiiringer Besoldungsordnung B

Grundgehaltssitze
(Monatsbetrage in Euro)

Besoldungsgruppe
B 2 8 567,43
B 3 9 071,88
B 4 9 600,21
B 5 10 206,42
B 6 10 778,83
B 7 11 335,68
B 8 11 916,01
B 9 12 636,59
B 10 14 874,31
glltig ab 1. November 2024
3. Thiiringer Besoldungsordnung W
Grundgehaltssitze
(Monatsbetrage in Euro)
Besoldungsgruppe W1 W2 W3

5 168,57 6 635,65 7 480,33
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Anlage 6
(zu § 37)
glltig ab 1. November 2024
Familienzuschlag und Anrechnungsbetrag
(Monatsbetrage in Euro)
Tabelle 1
Familienzuschlag nach § 37 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 ilr?;elér:]r?)
1. Stufe 1 nach § 38 Abs. 1 168,01
2. Stufe 2 und folgende Stufen nach § 38 Abs. 2:
Familienzuschlag fur das
a) erste zu bericksichtigende Kind 309,39
b) zweite zu berlcksichtigende Kind 501,57
c) dritte zu berlicksichtigende Kind 787,20
d) vierte und jedes weitere zu beriicksichtigende Kind jeweils 761,36
Tabelle 2
Anrechnungsbetrag nach § 37 Abs. 2 Betrag
' in Euro
1. in den Besoldungsgruppen A 6 bis A 8 141,18
2. in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 147,85
Anlage 7

(zu § 50 Abs. 2 Satz 1)

glltig ab 1. November 2024

Anwirtergrundbetrag
(Monatsbetrage in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwarter
nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes Grundbetrag
unmittelbar eintritt
A6bisA8 1414,24
A 9 bis A 11 1471,39
A12 1619,34
A13 1653,00
A 13 mit Zulage nach Anlage 1 Abschnitt Il
Nr. 7 Buchst. b oder R 1 1689,97
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glltig ab 1. November 2024

Anlage 8

(zu § 30 Abs. 1 Satz 1 bis 3,

Zulagen
(Monatsbetrage in Euro)

Anlagen 1 und 3)

Tabelle 1
Art der Dem Grunde nach geregelt in Vorbemerkung .Betrag
Zulage in Euro
Stellenzulage Anlage 1 Abschnitt Il
zu den Besoldungsordnungen
Aund B Nummer 1 Abs. 1
Buchst. a 412,00
Buchst. b 329,00
Nummer 2
Beamte der
Besoldungsgruppe
A6 bisA9 174,00
A 10 und hoher 215,00
Nummern 3 bis 5
nach einer Dienstzeit
von einem Jahr 73,00
von zwei Jahren 145,00
Nummer 6
fir Beamte des
mittleren Dienstes 50,00
gehobenen Dienstes 75,00
Nummer 7
Buchst. a 97,08
Buchst. b 106,41
Nummern 9 bis 11 300,00
Nummer 12
bei einem Lehramtsanwarter 100,00
bei zwei bis einschliellich
vier Lehramtsanwartern 200,00
ab fiinf Lehramtsanwartern 300,00
Anlage 3
zur Besoldungsordnung R Nummer 2 106,41




352

Gesetz- und Verordnungsblatt fir den Freistaat Thiringen

Tabelle 2
Art der Zulage | Dem Grunde nach geregelt in Besoldungs- FuRnote .Betrag
gruppe in Euro
Amtszulage Fuflnoten in den
Besoldungsordnungen A und R A 6 2 46,71
A 9 1 345,10
A9 2 210,64
A11 3 237,11
A13 1bis 3,5 345,87
A13 6 237,11
A14 2,4 237,11
A15 2,3 237,11
A 16 3,6 264,19
R 1 1,2 261,17
R 2 3 bis 7 261,17
R 3 2 261,17
A 14 kw 1 237,11
Tabelle 3
Art der Zulage | Dem Grunde nach geregelt in Vorbemerkung iieéruar%
Sonstige
Zulagen Anlage 2 zur
Besoldungsordnung W Nummer 1
wenn ein Amt ausgelibt wird
der Besoldungsgruppe R 1 296,55
der Besoldungsgruppe R 2 331,96
Nummer 2 377,58
Tabelle 4
Hochschule Hochschulleitungsfunktion
Prasident Kanzler
Vom Hundert des Vom Hundert des
Grundgehaltes Grundgehaltes
Universitat Erfurt 45 30
Technische Universitat limenau 50 35
Friedrich-Schiller-Universitat Jena 68 48
Bauhaus-Universitat Weimar 45 30
Hochschule fiir Musik Franz Liszt Weimar 28 15
Fachhochschule Erfurt 40 20
Fachhochschule Jena 40 20
Fachhochschule Nordhausen 28 15
Fachhochschule Schmalkalden 35 17
Duale Hochschule Gera-Eisenach 25 10
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Tabelle 2

Monats-

Zonen- ..
stufe petrage
in Euro
1 165,29
2 182,22
3 199,13
4 216,05
5 234,30
6 251,19
7 268,13
8 285,04
9 301,95
10 318,88
11 335,82
12 352,71
13 369,65
14 386,55
15 403,48
16 420,40
17 437,32
18 454,24
19 472,46
20 489,39"

Artikel 4

Weitere Anderung des
Thiiringer Besoldungsgesetzes

Die Anlagen 5 bis 10 des Thiringer Besoldungsgesetzes in
der Fassung vom 18. Januar 2016 (GVBI. S. 1, 166, 202),
das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes gedndert wor-
den ist, erhalten folgende Fassung:
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glltig ab 1. Februar 2025
2. Thiiringer Besoldungsordnung B

Grundgehaltssitze
(Monatsbetrage in Euro)

Besoldungsgruppe
B 2 9 038,64
B 3 9 570,83
B 4 10 128,22
B 5 10 767,77
B 6 11 371,67
B 7 11 959,14
B 8 12 571,39
B 9 13 331,60
B 10 15 692,40
glltig ab 1. Februar 2025
3. Thiiringer Besoldungsordnung W
Grundgehaltssitze
(Monatsbetrage in Euro)
Besoldungsgruppe W1 W2 W3

5452,84 7 000,61 7 891,75
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Anlage 6
(zu § 37)
glltig ab 1. Februar 2025
Familienzuschlag und Anrechnungsbetrag
(Monatsbetrage in Euro)
Tabelle 1
Familienzuschlag nach § 37 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 iﬁeéfr%
1. Stufe 1 nach § 38 Abs. 1 177,25
2. Stufe 2 und folgende Stufen nach § 38 Abs. 2:
Familienzuschlag fiir das
a) erste zu berlicksichtigende Kind 326,41
b) zweite zu berucksichtigende Kind 529,16
c) dritte zu berlcksichtigende Kind 830,50
d) vierte und jedes weitere zu beriicksichtigende Kind jeweils 803,23
Tabelle 2
Anrechnungsbetrag nach § 37 Abs. 2 Betrag
' in Euro
1. in den Besoldungsgruppen A 6 bis A 8 148,94
2. in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 155,98
Anlage 7

gliltig ab 1. Februar 2025

Anwartergrundbetrag
(Monatsbetrage in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwarter
nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes Grundbetrag
unmittelbar eintritt
ABbisA8 1492,02
A 9 bis A 11 1552,32
A12 1708,40
A13 1743,92
A 13 mit Zulage nach Anlage 1 Abschnitt Il
Nr. 7 Buchst. b oder R 1 1782,92

(zu § 50 Abs. 2 Satz 1)
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glltig ab 1. Februar 2025

Anlage 8

(zu § 30 Abs. 1 Satz 1 bis 3,

Zulagen
(Monatsbetrage in Euro)

Anlagen 1 und 3)

Tabelle 1
Art der . Betrag
Zulage Dem Grunde nach geregelt in Vorbemerkung in Euro
Stellenzulage Anlage 1 Abschnitt I
zu den Besoldungsordnungen
Aund B Nummer 1 Abs. 1
Buchst. a 412,00
Buchst. b 329,00
Nummer 2
Beamte der
Besoldungsgruppe
A6 bisA9 174,00
A 10 und hoher 215,00
Nummern 3 bis 5
nach einer Dienstzeit
von einem Jahr 73,00
von zwei Jahren 145,00
Nummer 6
fir Beamte des
mittleren Dienstes 50,00
gehobenen Dienstes 75,00
Nummer 7
Buchst. a 102,42
Buchst. b 112,26
Nummern 9 bis 11 300,00
Nummer 12
bei einem Lehramtsanwarter 100,00
bei zwei bis einschliellich
vier Lehramtsanwartern 200,00
ab funf Lehramtsanwartern 300,00
Anlage 3
zur Besoldungsordnung R Nummer 2 112,26
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Tabelle 2
Art der Zulage | Dem Grunde nach geregelt in Besoldungs- FuRnote .Betrag
gruppe in Euro
Amtszulage Fuflnoten in den
Besoldungsordnungen A und R A 6 2 49,28
A9 1 364,08
A9 2 222,23
A11 3 250,15
A13 1 bis 3,5 364,89
A13 6 250,15
A14 2,4 250,15
A15 2,3 250,15
A 16 3,6 278,72
R 1 1,2 275,53
R 2 3bis7 275,53
R 3 2 275,53
A 14 kw 1 250,15
Tabelle 3
Art der Zulage | Dem Grunde nach geregelt in Vorbemerkung iieéruar%
Sonstige
Zulagen Anlage 2
zur Besoldungsordnung W Nummer 1
wenn ein Amt ausgelibt wird
der Besoldungsgruppe R 1 312,86
der Besoldungsgruppe R 2 350,22
Nummer 2 398,35
Tabelle 4
Hochschule Hochschulleitungsfunktion
Prasident Kanzler
Vom Hundert des Vom Hundert des
Grundgehaltes Grundgehaltes
Universitat Erfurt 45 30
Technische Universitat Imenau 50 35
Friedrich-Schiller-Universitat Jena 68 48
Bauhaus-Universitat Weimar 45 30
Hochschule fiir Musik Franz Liszt Weimar 28 15
Fachhochschule Erfurt 40 20
Fachhochschule Jena 40 20
Fachhochschule Nordhausen 28 15
Fachhochschule Schmalkalden 35 17
Duale Hochschule Gera-Eisenach 25 10
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Tabelle 2

Monats-

Zonen- ..
stufe petrage
in Euro
1 172,56
2 190,24
3 207,89
4 225,56
5 244,61
6 262,24
7 279,93
8 297,58
9 315,24
10 332,91
11 350,60
12 368,23
13 385,91
14 403,56
15 421,23
16 438,90
17 456,56
18 474,23
19 493,25
20 510,92"

Artikel 5

Anderung des Thiiringer
Beamtenversorgungsgesetzes

Das Thuringer Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung
vom 17. Februar 2022 (GVBI. S. 39, 313), zuletzt geandert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juni 2023 (GVBI.
S. 192, 202), wird wie folgt geadndert:

1. § 2 Nr. 7 erhalt folgende Fassung:

"7. kinder-, familien- und pflegebezogene Leistungen

nach den §§ 64 bis 69."

§ 9 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Versorgungsberechtigte haben der Pensions-

behérde unverzuglich

1. alle Tatsachen anzugeben, die fiir die Versor-
gung erheblich sind, sowie auf Verlangen der
Pensionsbehdrde fir die Versorgung erhebli-
che Auskunfte zu erteilen und der Erteilung der
erforderlichen Auskunfte durch Dritte zuzustim-
men,

2. Anderungen in den Verhaltnissen, die fir die
Versorgung erheblich sind oder Gber die im Zu-
sammenhang mit der Versorgung Erklarungen
abgegeben worden sind, mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen
der Pensionsbehérde Beweisurkunden vorzule-
gen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.

Fir die Versorgung erheblich im Sinne des Sat-

zes 1 sind insbesondere

1. die Verlegung des Wohnsitzes,

2. der Bezug und jede Anderung von Einkiinften,
welche flir die Anwendung des § 17 Abs. 2, § 21
Abs. 5, der §§ 41, 42 und 51 Satz 2, des § 61
Abs. 2 sowie der §§ 70 bis 74 maRgeblich sind,

3. die Begriindung eines neuen o6ffentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnisses oder eines
privatrechtlichen Arbeitsverhaltnisses im 6ffent-
lichen Dienst in den Fallen des § 41 Abs. 5 und
§ 42 Abs. 4,

4. die Erfullung der allgemeinen Wartezeit nach
dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch (SGB
V1) in den Fallen des § 19 Abs. 1 sowie im Rah-
men der §§ 65 bis 69,

5. bei Witwen, Witwern oder hinterbliebenen ein-
getragenen Lebenspartnern die Verheiratung
aufgrund des § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder die
Begriindung einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft sowie im Fall der Auflésung der neu-
en Ehe oder Lebenspartnerschaft aufgrund des
§ 61 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 2 der Erwerb und
jede Anderung eines neuen Versorgungs-, Un-
terhalts- oder Rentenanspruchs.

Auf Verlangen der Pensionsbehorde ist der Versor-

gungsberechtigte zudem verpflichtet, eine Lebens-

bescheinigung vorzulegen."

Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

"(3) Solange ein Versorgungsberechtigter seinen
Verpflichtungen nach Absatz 2 schuldhaft nicht
nachkommt, kann die Auszahlung der Versor-
gungsbeziige voriibergehend ganz oder teilweise
zurlickbehalten werden. Kommt ein Versorgungs-
berechtigter seinen Anzeigeverpflichtungen im Sin-
ne des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 2, 3 und 5 auch nach
Auskunftsverlangen durch die Pensionsbehoérde
schuldhaft nicht nach, so kann die Versorgung fru-
hestens ab dem siebten Monat nach Zustellung
des Auskunftsverlangens ganz oder teilweise ent-
zogen werden. Beim Vorliegen besonderer Verhalt-
nisse kann die Versorgung ganz oder teilweise wie-
der zuerkannt werden. Die Entscheidung trifft die
oberste Dienstbehdrde oder die von ihr bestimm-
te Behdrde."

Folgender neue Absatz 4 wird angefugt:

"(4) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend fiir Perso-
nen, die Versorgungsleistungen zu erstatten ha-
ben. Die Pensionsbehdrde kann Erkenntnisse und
Beweismittel an Sachverstandige weitergeben, so-
weit dies zur Entscheidung Uber die Versorgung
notwendig ist."

In § 13 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte "der

Dienstbezlige" durch die Worte "der ruhegehaltfahigen

Dienstbezlige" ersetzt.
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4.

10.

In § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 werden nach dem Wort
"Fraktionen" die Worte "oder parlamentarischen Grup-
pen" eingefligt.

In § 19 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort "werden" das
Wort "jeweils" eingefuigt.

§ 22 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)Der Nummer 2 Buchst. ¢ wird das Wort "und"
angefigt.

bb) In Nummer 3 wird das Wort "und" durch einen
Punkt ersetzt.

cc) Nummer 4 wird aufgehoben.
b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geandert:

aa)In Nummer 2 werden das Komma am Ende und
das Wort "oder" durch einen Punkt ersetzt.

bb) Nummer 3 wird aufgehoben.
Dem § 34 Abs. 1 wird folgender Satz angefugt:

"Der Anspruch erlischt ab der Gewahrung von Alters-
geld."

In § 39 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort "schrift-
lich" die Worte "oder elektronisch" eingefiigt.

Die Uberschrift des Fiinften Abschnitts erhalt folgende
Fassung:

"Fiinfter Abschnitt
Kinder-, familien- und pflegebezogene
Leistungen™

§ 64 wird wie folgt geandert:

a) Der Uberschrift werden ein Komma und die Worte
"alimentativer Ergadnzungszuschlag" angefuigt.

b) In Absatz 2 erhalten die Satze 2 und 3 folgende
Fassung:

"Beim Zusammentreffen mehrerer Versorgungs-
beziige nach § 71 wird der Ausgleichsbetrag nur
zu den neuen Versorgungsbeziigen gezahlt. Fir
die Anwendung des § 71 gilt er nicht als Versor-
gungsbezug."

c) Folgender Absatz 3 wird angefligt:

"(3) Ein alimentativer Erganzungszuschlag wird in
entsprechender Anwendung des § 39a ThirBesG
neben dem Ruhegehalt gezahlt. Verstirbt ein Beam-
ter, Richter oder Empfanger von Ruhegehalt, wird
der alimentative Erganzungszuschlag in der Hoéhe,

in der er dem Verstorbenen zuletzt zugestanden
hat, neben dem Witwengeld flr zwolf Monate wei-
tergezahlt. Anderungen in der Héhe des Einkom-
mens der Witwe wahrend dieses Weiterzahlungs-
zeitraums sind im Hinblick auf den alimentativen
Ergadnzungszuschlag unbeachtlich. Der alimentati-
ve Ergénzungszuschlag bleibt bei der Anwendung
von Ruhens- und Kiirzungsbestimmungen im Sinne
des Sechsten Abschnitts aulRer Betracht."

11. § 69 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch
das Wort "und" ersetzt.

bb)In Nummer 4 wird das Komma am Ende durch
einen Punkt ersetzt.

cc) Nummer 5 wird aufgehoben.
b) Absatz 2 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

"Bezieht der Versorgungsempfanger eine Versi-
chertenrente der gesetzlichen Rentenversicherung,
entfallt die Leistung mit Ablauf des Tages vor dem
Beginn der Rente, wenn dieser vor Ablauf der Frist
nach Satz 1 liegt."

12. § 70 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 2 Nr. 2 wird die Angabe "525 Euro" durch
die Worte "eines Betrages in Hohe der Geringfii-
gigkeitsgrenze nach § 8 Abs. 1a des Vierten Buchs
Sozialgesetzbuch" ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt geéndert:

aa)In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt.

bb) Folgende Nummer 8 wird angefiigt:

"8. Beziige nach den §§ 52 bis 56 des Bundes-
besoldungsgesetzes oder entsprechendem
Landesrecht, wenn der Versorgungsberech-
tigte aufgrund seiner Verwendung auf3erhalb
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes
ein Einkommen nach Absatz 6 bezieht."

13. Nach § 73 wird folgender neuer § 73 a eingeflugt:

"§73 a
Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit
Altersgeld oder Abfindungen aus einem friiheren
Beamtenverhaltnis

(1) Besteht aus einem friiheren Beamtenverhaltnis ein
Anspruch auf Altersgeld im Sinne des Thuringer Al-
tersgeldgesetzes vom 4. Oktober 2021 (GVBI. S. 508)
oder einer dem Altersgeld entsprechenden Leistung,
ruht das nach Anwendung des § 21 Abs. 5 sowie der
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14.

15.

§§ 70 bis 73 verbleibende Ruhegehalt in Hohe des Al-
tersgeldes oder der entsprechenden Leistung. Satz 1
ist auch auf das Mindestruhegehalt nach § 21 Abs. 4
und das Mindestunfallruhegehalt nach § 32 Abs. 3
Satz 2 und 3 anzuwenden. Die Satze 1 und 2 gelten
entsprechend fiir Witwen- und Waisengeld, wenn aus
einem friiheren Beamtenverhaltnis des Verstorbenen
ein Anspruch auf Hinterbliebenenaltersgeld im Sinne
des Thiringer Altersgeldgesetzes oder einer entspre-
chenden Leistung besteht.

(2) Wird ein Beamter, der von einem anderen Dienst-
herrn zur Aufnahme einer Beschéaftigung im 6ffentlichen
Dienst eines Mitgliedstaates der Europaischen Union
entlassen wurde und zur Ergdnzung der Nachversi-
cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung eine
Versorgungsabfindung erhalten hat, erneut in ein Be-
amtenverhaltnis im Geltungsbereich dieses Gesetzes
berufen, wird die ergdnzende Versorgungsabfindung
in entsprechender Anwendung von § 72 Abs. 1 Satz 4,
8 und 9 auf die Versorgungsbeziige angerechnet. Die
Anrechnung unterbleibt, wenn der Beamte den erhal-
tenen Betrag innerhalb eines Jahres nach der erneu-
ten Berufung vollstandig an den die Versorgung leisten-
den Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes
abfiihrt; § 13a Abs. 3 gilt entsprechend."

§ 78 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 Satz 6 wird der Punkt durch ein Semi-
kolon ersetzt und folgender Halbsatz angefiigt:

"bei nach Satz 1 und 4 anzurechnenden Tatigkeiten
als Lehrbeauftragter oder Privatdozent wird nur die
tatsachlich erbrachte Lehrtatigkeit zuztglich Vor-
und Nachbereitungszeiten in dem Umfang als ru-
hegehaltfahig anerkannt, der ihrem Verhaltnis zu
einer regelmafRigen wochentlichen Arbeitszeit von
40 Stunden entspricht."

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz 3 angefugt:

"Werden im Fall einer gemeinsamen Berufung mit
einer aufRerhochschulischen Forschungseinrich-
tung Leistungsbeziige im Sinne des Absatzes 5
von der Hochschule gewahrt und wahrend einer
Beurlaubung ohne Dienstbeziige von der auler-
hochschulischen Forschungseinrichtung gezahlt,
sind unter den Voraussetzungen des § 13 Abs. 4
auch Zeiten dieser Beurlaubung bei der Erfillung
der Fristen nach dem Absatz 5 zu bertcksichtigen."

Dem § 92 a wird folgender Absatz 4 angefligt:

"(4) Auf rechtmafige und bestandskraftige Erklarungen
Uber die Hohe der Ruhegehaltfahigkeit von Leistungs-
bezligen gegenulber Inhabern einer Stelle der Besol-
dungsgruppe W 3, die vor Inkrafttreten des Thuringer
Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versor-
gung im Jahr 2022 und zur Anderung besoldungs-
und versorgungsrechtlicher Vorschriften nach MaR-
gabe des § 78 Abs. 4 und 5 in der bis zum Ablauf des
30. November 2022 geltenden Fassung erteilt wurden,

16.

17.

18.

19.

findet der § 78 Abs. 4 und 5 in der bis zum Ablauf des
30. November 2022 geltenden Fassung weiter Anwen-
dung. Dies gilt sowohl furr die Ermittlung der Ruhege-
haltfahigkeit dieser Leistungsbeziige als auch fir die
Zuordnung zu den nach § 78 Abs. 5 Satz 6 begrenz-
ten Vom-Hundert-Satzen der Inhaber einer Stelle der
Besoldungsgruppe W 3."

Nach § 92 i wird folgender § 92 j eingefugt:

"§92]
Ubergangsbestimmung aus Anlass des Thiiringer
Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versor-
gung in den Jahren 2024 und 2025 und zur Ande-
rung besoldungs- und versorgungsrechtlicher sowie
anderer Vorschriften

Auf Versorgungsempfangerist § 67 h Satz 1 ThirBesG
entsprechend anzuwenden."

In § 93 Halbsatz 1 Nr. 3 wird die Verweisung "§ 35"
durch die Angabe "den §§ 35 und 52 Abs. 2" ersetzt.

Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Die Anlage erhalt folgende Fassung:
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"Anlage
(zu § 31 Abs. 1 Satz 2, § 65 Abs. 4, § 66 Abs. 2,
§ 67 Abs. 3 sowie den §§ 68, 92 e und 92 i)

(1) Der Unfallausgleich nach § 31 Abs. 1 betragt bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von 100 Prozent 969,24 Euro.
(2) Der Kindererziehungszuschlag nach § 65 betragt fiir jeden Monat der Kindererziehungszeit 3,08 Euro.

(3) Der Kindererziehungserganzungszuschlag nach § 66 betragt fir jeden angefangenen Monat, in dem die Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 erfiillt waren,

1. im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a 1,03 Euro,

2. im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b 0,76 Euro.

(4) Der Kinderzuschlag nach § 67 betragt fir die ersten 36 Monate der Kindererziehungszeit je Monat 2,04 Euro, fur wei-
tere Monate jeweils 1,03 Euro.

(5) Der Pflegezuschlag nach § 68 betragt fir jeden Monat der nicht erwerbsmaRig ausgelbten Pflege 2,18 Euro.
(6) Der Kinderpflegeerganzungszuschlag nach § 68 betragt fir jeden Monat der Pflege 1,03 Euro.
(7) Der Uberleitungsausgleich nach § 92 e betragt
1. 159,95 Euro bei Eintritt in den Ruhestand vor dem 1. Januar 2016,
2. 319,90 Euro bei Eintritt in den Ruhestand nach dem 31. Dezember 2015 und vor dem 1. Januar 2017.
(8) Der Uberleitungsausgleich nach § 92 i betragt 297,64 Euro."
Artikel 6
Weitere Anderung des Thiiringer
Beamtenversorgungsgesetzes
Die Anlage des Thuringer Beamtenversorgungsgesetzes
in der Fassung vom 17. Februar 2022 (GVBI. S. 39, 313),
das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geédndert wor-
den ist, erhalt folgende Fassung:
"Anlage
(zu § 31 Abs. 1 Satz 2, § 65 Abs. 4, § 66 Abs. 2,
§ 67 Abs. 3 sowie den §§ 68, 92 e und 92 i)
(1) Der Unfallausgleich nach § 31 Abs. 1 betragt bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von 100 Prozent 1 022,55 Euro.
(2) Der Kindererziehungszuschlag nach § 65 betragt fiir jeden Monat der Kindererziehungszeit 3,25 Euro.
(3) Der Kindererziehungserganzungszuschlag nach § 66 betragt fir jeden angefangenen Monat, in dem die Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 erflllt waren,
1. im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a 1,09 Euro,
2. im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b 0,80 Euro.

(4) Der Kinderzuschlag nach § 67 betragt fir die ersten 36 Monate der Kindererziehungszeit je Monat 2,15 Euro, fur wei-
tere Monate jeweils 1,09 Euro.

(5) Der Pflegezuschlag nach § 68 betragt fir jeden Monat der nicht erwerbsmaRig ausgelibten Pflege 2,30 Euro.
(6) Der Kinderpflegeerganzungszuschlag nach § 68 betragt fir jeden Monat der Pflege 1,09 Euro.

(7) Der Uberleitungsausgleich nach § 92 e betragt

1. 168,75 Euro bei Eintritt in den Ruhestand vor dem 1. Januar 2016,

2. 337,49 Euro bei Eintritt in den Ruhestand nach dem 31. Dezember 2015 und vor dem 1. Januar 2017.

(8) Der Uberleitungsausgleich nach § 92 i betragt 314,01 Euro."
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Artikel 7
Anderung des Thiiringer Altersgeldgesetzes

Das Thiringer Altersgeldgesetz vom 4. Oktober 2021
(GVBI. S. 508), geandert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 15. November 2022 (GVBI. S. 437, 452), wird wie
folgt geandert:

1. In § 6 Abs. 2 werden nach dem Wort "bereits" die Wor-
te "Anspriiche auf Beamtenversorgung bestehen oder"
eingeflgt.

2. In§9Abs. 4 Satz 1 wird die Verweisung "§§ 12 bis 14"
durch die Verweisung "§§ 13 und 14" ersetzt.

3. In § 10 Abs. 2 Satz 1 werden der Punkt durch ein Se-
mikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefugt:

"der Antrag kann friihestens ein Jahr vor dem Ende des
Ruhens des Anspruchs auf Altersgeld nach § 3 Abs. 4
gestellt werden."

4. § 12 wird aufgehoben.

5. In § 13 Abs. 2 wird die Verweisung "der §§ 11 und 12"
durch die Verweisung "des § 11" ersetzt.

6. In§ 14 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung "§ 76 Abs. 2
und 3 ThirBeamtVG" durch die Verweisung "§ 76
Abs. 2 bis 4 ThirBeamtVG" ersetzt.

7. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 8
Anderung des Thiiringer Hochschulgesetzes

§ 85 Abs. 6 des Thiringer Hochschulgesetzes vom 10. Mai
2018 (GVBI. S. 149), das zuletzt durch Gesetz vom 2. Juli
2024 (GVBI. S. 371) geandert worden ist, erhalt folgen-
de Fassung:

"(6) Zur Férderung der Zusammenarbeit zwischen einer
Hochschule und einer Forschungseinrichtung oder einer
medizinischen Einrichtung auRerhalb des Hochschulbe-
reichs kdnnen diese die Durchfiihrung gemeinsamer Be-
rufungsverfahren vereinbaren. Die Vereinbarung nach
Satz 1 soll auch vorsehen, dass die Hochschule und die
Forschungseinrichtung oder die medizinische Einrichtung
in der Auswahlkommission zumindest auf der Ebene der
Hochschullehrer gleichstark vertreten sind und der Beru-
fungsvorschlag auch der Zustimmung der Forschungsein-
richtung oder der medizinischen Einrichtung bedarf. Die
aufgrund eines gemeinsamen Berufungsverfahrens be-
rufenen Hochschullehrer kénnen der Forschungseinrich-
tung oder der medizinischen Einrichtung zur Dienstleistung
zugewiesen werden, um dort Forschungsvorhaben zu be-
treiben; das Nahere regeln der Einweisungserlass und die
Vereinbarung nach Satz 1. Anstelle der Zuweisung nach
Satz 3 kann die Hochschule den Hochschullehrer fiir die
Dauer der Tatigkeit an der Forschungseinrichtung oder
der medizinischen Einrichtung ohne Bezuge beurlauben;
die Beurlaubung kann auch in geringerem Male als dem

vollen Umfang erfolgen. Die Beurlaubung nach Satz 4 er-
folgt im dienstlichen Interesse und dient 6ffentlichen Belan-
gen. Die Wahrnehmung der Aufgaben gemeinsam Berufe-
ner an der Forschungseinrichtung oder der medizinischen
Einrichtung kénnen die Hochschule und die Forschungs-
einrichtung oder die medizinische Einrichtung auch abwei-
chend von den Satzen 3 und 4 sowie Absatz 7 nach MaR-
gabe der allgemein dienstrechtlich geltenden Vorschriften
vereinbaren."

Artikel 9
Anderung des Thiiringer Ausreichungsvereinfa-
chungsgesetzes/Energiekrise

§ 5 des Thiringer Ausreichungsvereinfachungsgesetzes/
Energiekrise vom 9. Mai 2023 (GVBI. S. 186) wird wie
folgt geandert:

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
2. Folgender Absatz 2 wird angefuigt:

"(2) Ergénzend zu Absatz 1 erhalten die staatlichen
Hochschulen auch fur das Haushaltsjahr 2024 Leistun-
gen aus dem Sondervermégen "Hilfen zur Bewaltigung
der Energiekrise und zur Uberwindung der Folgen der
Corona-Pandemie" nach Mafligabe des Wirtschafts-
plans dieses Sondervermdgens, deren Hohe sich an
den jeweils zu erwartenden Mehrkosten orientiert. Die
Festlegung der Hohe der auf die jeweilige Hochschu-
le entfallenden Leistung erfolgt in einer Erganzungs-
vereinbarung zu der Ziel- und Leistungsvereinbarung
zwischen dem fur das Hochschulwesen zusténdigen
Ministerium und der jeweiligen Hochschule."

Artikel 10
Anderung der Thiiringer
Mehrarbeitsvergiitungsverordnung

§ 4 Abs. 1 und 2 der Thiringer Mehrarbeitsvergutungs-
verordnung vom 1. Februar 2010 (GVBI. S. 16), die zu-
letzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 15. November
2022 (GVBI. S. 437, 453) geandert worden ist, erhalt fol-
gende Fassung:

"(1) Die Vergltung betragt je Stunde fir Beamte in den

1. Besoldungsgruppen A 6 bis A 8 17,44 Euro,

2. Besoldungsgruppen A9 bis A 12 23,93 Euro,

3. Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 sowie
Besoldungsordnungen C und W 33,04 Euro.

(2) Bei Mehrarbeit im Schuldienst betragt die Vergitung
abweichend von Absatz 1 je Unterrichtsstunde fiir Inha-
ber von Lehrémtern
1. des gehobenen Dienstes, soweit sie

nicht unter die Nummern 2 und 3 fallen 22,26 Euro,
2. des gehobenen Dienstes, deren

Eingangsamt der Besoldungsgruppe

A 12 zugeordnet ist 27,55 Euro,
3. des gehobenen Dienstes, deren

Eingangsamt der Besoldungsgruppe

A 13 zugeordnet ist 32,69 Euro,
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4. des hoheren Dienstes an Gymnasien,
berufsbildenden Schulen und Hoch-
schulen 38,16 Euro."

Artikel 11

Weitere Anderung der Thiiringer

Mehrarbeitsvergiitungsverordnung

§ 4 Abs. 1 und 2 der Thuringer Mehrarbeitsvergiitungsver-
ordnung vom 1. Februar 2010 (GVBI. S. 16), die zuletzt
durch Artikel 10 dieses Gesetzes geandert worden ist, er-
halt folgende Fassung:

"(1) Die Vergutung betragt je Stunde fiir Beamte in den

1. Besoldungsgruppen A 6 bis A 8 18,40 Euro,

2. Besoldungsgruppen A9 bis A 12 25,25 Euro,

3. Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 sowie
Besoldungsordnungen C und W 34,86 Euro.

(2) Bei Mehrarbeit im Schuldienst betragt die Vergltung
abweichend von Absatz 1 je Unterrichtsstunde fiir Inha-
ber von Lehramtern

1. des gehobenen Dienstes, soweit sie
nicht unter die Nummern 2 und 3 fallen,
des gehobenen Dienstes, deren
Eingangsamt der Besoldungsgruppe

A 12 zugeordnet ist,

des gehobenen Dienstes, deren
Eingangsamtder Besoldungsgruppe

A 13 zugeordnet ist,

des hoheren Dienstes an Gymnasien,
berufsbildenden Schulen und Hoch-
schulen

23,48 Euro,
2.

29,07 Euro,

34,49 Euro,

40,26 Euro."

Artikel 12
Anderung der Thiiringer
Zustandigkeitsverordnung Beziige

In § 3 Abs. 2 der Thiringer Zustandigkeitsverordnung Be-
ziige vom 14. Dezember 2009 (GVBI. S. 780), die zuletzt
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 15. November 2022
(GVBI. S. 437, 453) geandert worden ist, wird die Verwei-
sung "§ 9 Abs. 3 Satz 3" durch die Verweisung "§ 9 Abs. 3
Satz 4" ersetzt.

Artikel 13
Anderung des Thiiringer Gesetzes iiber Schulen
in freier Tragerschaft

Das Thiringer Gesetz tber Schulen in freier Trager-
schaft in der Fassung vom 20. Dezember 2010 (GVBI.
S. 522), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 9. Mai 2023 (GVBI. S. 186), wird wie folgt gedndert:
1. § 18 Abs. 4 Satz 4 und 5 wird aufgehoben.

2. Nach § 18 b wird folgender § 18 ¢ eingefligt:

"§18c
Erstattungsregelung flr die Zahlung
einer Inflationsausgleichspramie

(1) Haben die Schultréager in den Jahren 2023 und 2024
an die von ihnen beschaftigten Lehrkrafte, Sonderpada-
gogischen Fachkrafte und Erziehende im Primarbereich
aufgrund einer kollektivrechtlichen arbeitsvertraglichen
Regelung Zahlungen von Inflationsausgleichspramien
nach § 3 Nr. 11c des Einkommensteuergesetzes ge-
leistet, kann beim Ministerium ein Antrag auf Erstattung
gestellt werden. Bis zu einem Betrag von 3.000 Euro
werden 80 vom Hundert der nachgewiesenen Zahlun-
gen je Beschaftigten im Sinne des Satzes 1 erstattet.

(2) Der Antrag auf Erstattung nach Absatz 1 Satz 1 ist
bis spatestens 1. Februar 2025 unter Beifiigung der
notwendigen Nachweise an das Ministerium zu rich-
ten, spater eingehende Antrage sind von einer Erstat-
tung ausgeschlossen. Notwendig sind die Mitteilung der
zahlungsbegriindenden kollektivrechtlichen arbeitsver-
traglichen Regelung und der Nachweis der tatsachli-
chen Zahlung.

(3) Die Erstattungszahlung nach Absatz 1 Satz 2 wird
nicht nach § 17 Abs. 2 Satz 2 auf die nach § 18 zu
zahlende staatliche Finanzhilfe zum Personal- und
Schulaufwand angerechnet. Soweit der Trager eine
Erstattungszahlung beantragt und erlangt hat, diirfen
gezahlte Inflationsausgleichspramien in Hohe des er-
langten Erstattungsbetrags nicht als Personalaufwand
im Rahmen der Verwendungsnachweisfiihrung nach
§ 18 Abs. 10 und 11 in Ansatz gebracht werden."

Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 14
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024
in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten

1. Artikel 5 Nr. 15 mit Wirkung vom 1. Dezember 2022,
2. Artikel 5 Nr. 2 bis 5, 7, 8, 13, 14, 17 und 18 sowie die
Artikel 7, 8 und 12 am ersten Tag des auf die Verkiin-
dung folgenden Kalendermonats,

Artikel 13 mit Wirkung vom 1. Mai 2024,

die Artikel 3 und 5 Nr. 19 sowie Artikel 10 am 1. No-
vember 2024 und

5. die Artikel 4, 6 und 11 am 1. Februar 2025

in Kraft.

3.
4.

(3) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 2 Nr. 2
tritt das Thuringer Gesetz iber die Gewahrung einer ein-
maligen Energiepreispauschale an Versorgungsempfan-
ger im Freistaat Thiringen vom 24. Marz 2023 (GVBI.
S. 130) auBer Kraft.

Erfurt, den 2. Juli 2024
In Vertretung
Der Vizeprasident des Landtags

Worm
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Zweites Gesetz zur Anderung des Thiiringer E-Government-Gesetzes
Vom 2. Juli 2024

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel 1

Das Thiringer E-Government-Gesetz vom 10. Mai 2018
(GVBI. S. 212, 294), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
9. Februar 2023 (GVBI. S. 29), wird wie folgt geandert:

1. In § 1 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort "Rund-
funks" ein Komma und die Worte "der Thiringer Lan-
desmedienanstalt," eingefugt.

2. In § 9 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung "§ 5 a des
Thiringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes in der Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBI.
S. 24)in der jeweils geltenden Fassung" durch die Ver-
weisung "§ 5 a des Thiringer Verwaltungszustellungs-
und Vollstreckungsgesetzes (ThiurVwZVG) in der Fas-
sung vom 5. Februar 2009 (GVBI. S. 24) in der jeweils
geltenden Fassung" ersetzt.

3. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aa)Nach der Verweisung "§ 3 a Abs. 2 TharVwVfG"
wird die Angabe "und § 5 a Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 3 Satz 2 ThirVwZVG" eingeflgt.

bb)Die Angabe "31. Dezember 2026" wird durch
die Angabe "31. Dezember 2029" ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
"Die erforderliche Zustimmung gilt als erteilt, wenn

sie nicht binnen sechs Wochen nach Eingang der
erforderlichen Unterlagen bei der zustandigen

obersten Aufsichtsbehérde des Landes verwei-
gert wird."

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5 und die Angabe
"flr den Zeitraum bis zum Ablauf des 31. Dezember
2026" durch die Angabe "und § 5 a Abs. 1 Satz 2
und Abs. 3 Satz 2 ThirVwZVG fiir den Zeitraum bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2029" ersetzt.

. § 16 Abs. 3 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe "spatestens ab dem 1. Ja-
nuar 2023" gestrichen.

b) In Satz 5 Halbsatz 2 wird die Verweisung "der Ar-
tikel 28 und 29 der Verordnung (EU) 2016/679)"
durch die Verweisung "den Artikeln 28 und 29 der
Verordnung (EU) 2016/679)" ersetzt.

. § 27 wird wie folgt gedndert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender neue Absatz 2 ein-
geflgt:

"(2) Fur die Durchfiihrung von Aufgaben im Bereich
E-Government und IT-Infrastruktur kénnen insbe-
sondere Zweckvereinbarungen nach dem Dritten
Teil des Thiringer Gesetzes Uber die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit geschlossen werden. Die
in Satz 1 geregelte Mdglichkeit umfasst insbeson-
dere die Schaffung, den Betrieb oder die Nutzung
von Einrichtungen."

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Erfurt, den 2. Juli 2024

In Vertretung

Der Vizeprasident des Landtags

Worm
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Erstes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Hochschulgesetzes
Vom 2. Juli 2024

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

§ 61 des Thuringer Hochschulgesetzes vom 10. Mai 2018
(GVBI. S. 149), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 7. Dezember 2022 (GVBI. S. 483) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1.

Dem Absatz 1 werden folgende Satze angeflgt:

"Das Ministerium kann Hochschulen nach § 1 Abs. 2
Satz 1 Nr. 6 bis 9 auf Antrag ein fachlich begrenztes
Promotionsrecht fir eine wissenschaftliche Einrich-
tung (Promotionszentrum) verleihen, wenn diese in
einem Begutachtungsverfahren eine ausreichende
Forschungsstarke nachweisen. Ein Promotionszen-
trum kann auch hochschuliibergreifend eingerichtet
werden. Die Verleihung ist zu befristen und kann un-
ter weiteren Nebenbestimmungen erfolgen; die Be-
fristung kann nach erfolgreicher Evaluation entfallen.

Das Nahere zum Promotionsrecht nach den Satzen 2
bis 4, insbesondere zu Verleihung, Kriterien, Verfah-
ren sowie Evaluation, bestimmt das Ministerium durch
Rechtsverordnung. Der Entwurf der Verordnung ist dem
fir Wissenschaft zustdndigen Ausschuss zur Herstel-
lung des Einvernehmens vorzulegen. Absatz 5 Satz 4
und 5 bleibt unberihrt."

. InAbsatz 4 wird nach dem Wort "Hochschulen" die Ver-

weisung "nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 5" eingefugt.

. In Absatz 5 Satz 4 werden das Wort ,"Fachhochschu-

len" durch die Worte "Hochschulen nach § 1 Abs. 2
Satz 1 Nr. 6 bis 9" ersetzt und nach dem Wort "Pro-
motionsordnungen" die Worte "der Hochschulen nach
§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 5" eingefiigt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Erfurt, den 2. Juli 2024

In Vertretung

Der Vizeprasident des Landtags

Worm
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	2.	In Satz 4 wird die Verweisung "den §§ 71a und 71e des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBl. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

	Artikel 14 Änderung des Thüringer Disziplinargesetzes
	
	2.	§ 42 wird wie folgt geändert: 
	3.	§ 43 wird wie folgt geändert: 

	Artikel 15 Änderung des Thüringer E-Government-Gesetzes
	1.	§ 6 wird wie folgt geändert:
	2.	§ 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	3.	§ 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

	Artikel 16 Änderung des Thüringer ES-Errichtungsgesetzes
	1.	§ 1 wird wie folgt geändert:
	2.	In § 5 Abs. 2 Nr. 4 wird die Verweisung "§ 71d Thür-VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 71d VwVfG" ersetzt.
	3.	In § 11 Nr. 2 Buchst. c wird die Verweisung "§ 42a ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.

	Artikel 17 Änderung des Thüringer EU-Amtshilfegesetzes
	Artikel 18 Änderung des Thüringer Gaststättengesetzes
	Artikel 19 Änderung des Thüringer Geodateninfrastrukturgesetzes
	Artikel 20 Änderung des Thüringer Gesetzes über das Verfahren bei Bürgerantrag, Volksbegehren und Volksentscheid
	
	2.	In § 11 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung "§ 8 Abs. 2 des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 ThürVwZVG in Verbindung mit § 7 Abs. 2 VwZG" ersetzt.

	Artikel 21 Änderung des Thüringer Gesetzes über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid
	Artikel 22 Änderung des Thüringer Gesetzes über das Versorgungswerk der Rechtsanwälte
	Artikel 23 Änderung des Thüringer Gesetzes über die kommunale Doppik
	1.	§ 17 wird wie folgt geändert: 
	2.	In § 22 Abs. 5 Satz 3 Nr. 2 wird die Verweisung "§ 20 Abs. 5 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 20 Abs. 5 VwVfG" ersetzt.

	Artikel 24 Änderung des Thüringer Gesetzes über die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure
	Artikel 25 Änderung des Thüringer Gesetzes über die Weiterbildung in den Fachberufen des Gesundheits- und Sozialwesens
	Artikel 26 Änderung des Thüringer Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft
	1.	In Satz 1 wird die Verweisung "Thüringer ES-Errichtungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBl. S. 592) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thüringer ES-Errichtungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBl. S. 592 -596-) in der jeweils geltenden Fassung" ersetzt.
	2.	In Satz 2 wird die Verweisung "den §§ 71a bis 71e des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBl. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.

	Artikel 27 Änderung des Thüringer Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung vor Tiergefahren
	Artikel 28 Änderung des Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs
	1.	In § 2a wird die Verweisung "§ 3a des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.
	2.	§ 27 wird aufgehoben.
	3.	In § 30 werden die Worte "in männlicher und weiblicher Form" durch die Worte "für alle Geschlechter" ersetzt.

	Artikel 29 Änderung des Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes
	Artikel 30 Änderung des Thüringer Heilberufegesetzes
	1.	In § 2 Abs. 2a Satz 2 wird die Verweisung "den §§ 71a bis 71e des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thür-VwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	§ 3 wird wie folgt geändert:
	3.	In § 7 Abs. 2 wird die Angabe "gelten in Bezug auf Tierärzte die §§ 71a bis 71e ThürVwVfG" durch die Angabe "gilt in Bezug auf Tierärzte § 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e VwVfG".

	Artikel 31 Änderung des Thüringer Hochschulgesetzes
	1.	In § 25 Abs. 4 Satz 1 wird die Verweisung "gelten die §§ 20 und 21 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBl. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "gilt § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit den §§ 20 und 21 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In § 123 Abs. 1 wird die Verweisung "§ 36 Abs. 2 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 36 Abs. 2 VwVfG" ersetzt.
	3.	In § 125 Abs. 4 wird die Verweisung "Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz" ersetzt. 
	4.	§ 133 erhält folgende Fassung:

	Artikel 32 Änderung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes
	1.	In § 14 Abs. 1 wird der Klammerzusatz "(§ 130 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997 - BGBl. I S. 2141 - in der jeweils geltenden Fassung)" durch die Angabe "nach § 130 des Baugesetzbuchs" ersetzt.
	2.	In § 21 werden die Worte "der Innenminister" durch die Worte "das für kommunales Abgabenrecht zuständige Ministerium" ersetzt.

	Artikel 33 Änderung der Thüringer Kommunalordnung
	1.	In § 35 Abs. 7 Satz 2 wird die Verweisung "§ 3a des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	§ 78 wird wie folgt geändert: 

	Artikel 34 Änderung des Thüringer Kommunalwahlgesetzes
	Artikel 35 Änderung des Thüringer Krankenhausgesetzes
	Artikel 36 Änderung des Thüringer Landeswahlgesetzes
	1.	In § 46 Abs. 4 Satz 1 werden der Klammerzusatz "(§ 43 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht)" durch die Angabe "nach § 43 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG)" und der Klammerzusatz "(§ 46 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht)" durch die Angabe "nach § 46 BVerfGG" ersetzt.
	2.	In § 47 Abs. 3 Satz 4 wird die Verweisung "Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes vom 7. August 1991 (GVBl. S. 285 -314-) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes" ersetzt.

	Artikel 37 Änderung des Thüringer Lebensmittelchemikergesetzes
	Artikel 38 Änderung des Thüringer Lebensmittelüberwachungsgesetzes
	Artikel 39 Änderung des Thüringer Lehrerbildungsgesetzes
	Artikel 40 Änderung des Thüringer Markscheidergesetzes
	1.	In § 3 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe "den §§ 71a bis 71e des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) sowie über die Genehmigungsfiktion nach § 42a ThürVwVfG" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) sowie über die Genehmigungsfiktion nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.
	2.	In § 4 Abs. 1 wird die Verweisung "§ 42a ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.

	Artikel 41 Änderung des Thüringer Personalvertretungsgesetzes
	Artikel 42 Änderung des Thüringer Rettungsdienstgesetzes
	1.	In § 6 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Verweisung "Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (Thür-VwVfG) in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBl. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In § 25 Abs. 3 wird die Verweisung "Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz" ersetzt. 
	3.	In § 26 Abs. 2 Satz 3 wird die Verweisung "§ 3 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 VwVfG" ersetzt.

	Artikel 43 Änderung des Thüringer Richter- und Staatsanwältegesetzes
	1.	In der Einleitung des § 13 Abs. 3 Satz 1 wird die Verweisung "§ 49 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In § 14 Abs. 5 Satz 1 wird die Verweisung "§ 49 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 49 VwVfG" ersetzt.
	3.	In § 93 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung "§ 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuchs" durch die Verweisung "§ 1814 des Bürgerlichen Gesetzbuchs" ersetzt.
	4.	In § 103 werden die Worte "in männlicher und weiblicher Form" durch die Worte "für alle Geschlechter" ersetzt.

	Artikel 44 Änderung des Thüringer Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes
	Artikel 45 Änderung des Thüringer Spielhallengesetzes
	Artikel 46 Änderung des Thüringer Stiftungsgesetzes
	1.	In § 20 wird die Verweisung "§ 3a des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.
	2.	In § 21 werden die Worte "in männlicher und weiblicher Form" durch die Worte "für alle Geschlechter" ersetzt.

	Artikel 47 Änderung des Thüringer Straßengesetzes
	1.	In § 18a Abs. 2 Satz 2 wird die Verweisung "das Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In § 24 Abs. 5 Satz 1 wird der Klammerzusatz "(§ 73 Abs. 3 Satz 2 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes -ThürVwVfG- in der Fassung vom 1. Dezember 2014 - GVBl. S. 685 - in der jeweils geltenden Fassung)" durch den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 73 Abs. 3 Satz 3 VwVfG)" ersetzt.
	3.	§ 38 wird wie folgt geändert:
	4.	In § 39 Abs. 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz "(§ 73 Abs. 3 Satz 2 ThürVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 73 Abs. 3 Satz 3 VwVfG)" ersetzt.

	Artikel 48 Änderung des Thüringer Tiergesundheitsgesetzes
	Artikel 49 Änderung des Thüringer Transparenzgesetzes
	Artikel 50 Änderung des Thüringer Umweltinformationsgesetzes
	Artikel 51 Änderung des Thüringer Vermessungs- und Geoinformationsgesetzes
	Artikel 52 Änderung des Thüringer Wassergesetzes
	Artikel 53 Änderung des Thüringer Wohnraumfördergesetzes
	Artikel 54 Änderung des Thüringer Wohn- und Teilhabegesetzes
	1.	In § 3 Abs. 2 Satz 4 Nr. 3 wird die Verweisung "§ 20 Abs. 5 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In § 15 Abs. 9 wird die Verweisung "§ 20 Abs. 5 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 20 Abs. 5 VwVfG" ersetzt.

	Artikel 55 Änderung der Ausführungsverordnung zum Thüringer Fischereigesetz
	Artikel 56 Änderung der Thüringer Allgemeinen Verwaltungskostenordnung
	Artikel 57 Änderung der Thüringer ASP- Mehrbelastungsausgleichsverordnung
	
	Artikel 59 Änderung der Thüringer Bauvorlagenverordnung
	Artikel 60 Änderung der Thüringer EU- Amtshilfezuständigkeitsverordnung
	Artikel 61 Änderung der Thüringer Gutachterausschussverordnung
	1.	§ 3 Abs. 9 wird wie folgt geändert:
	2.	§ 4 wird wie folgt geändert:
	3.	In § 17 Abs. 3 wird die Angabe "gelten die §§ 20 und 21 ThürVwVfG" durch die Angabe "gilt § 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit den §§ 20 und 21 VwVfG" ersetzt.
	4.	In § 18 Abs. 2 Satz 3 wird die Verweisung "§ 90 Abs. 1 Satz 2 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 90 Abs. 1 Satz 2 VwVfG" ersetzt.

	Artikel 62 Änderung der Thüringer Heilberufezuständigkeitsverordnung
	Artikel 63 Änderung der Thüringer Indirekteinleiterverordnung
	1.	In Satz 2 wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis 71e ThürVwVfG)" durch die Angabe "nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In Satz 3 wird die Verweisung "§ 42a ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.

	Artikel 64 Änderung der Thüringer Kapazitätsverordnung des juristischen Vorbereitungsdienstes
	Artikel 65 Änderung der Thüringer Kommunalanstaltsverordnung
	Artikel 66 Änderung der Thüringer Landeswahlordnung
	Artikel 67 Änderung der Thüringer Landwirtschaftssachverständigenverordnung 
	Artikel 68 Änderung der Thüringer Laufbahnbefähigungsanerkennungsverordnung
	Artikel 69 Änderung der Thüringer Pflegefachberufe- Weiterbildungsverordnung
	Artikel 70 Änderung der Thüringer PÜZ- Stellenanerkennungsverordnung
	Artikel 71 Änderung der Thüringer Schulordnung
	Artikel 72 Änderung der Thüringer Tierschutzzuständigkeitsverordnung
	1.	In Absatz 1 Satz 2 wird die Verweisung "den §§ 71a bis 71e des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In Absatz 2 wird in der Einleitung des Satzes 1 die Verweisung "den §§ 71a bis 71e ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e VwVfG" ersetzt.

	Artikel 73 Änderung der Thüringer Verordnung über die Ausbildung und Zweite Staatsprüfung für die Lehrämter
	Artikel 74 Änderung der Thüringer Verordnung über die Förderung von Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen
	 Artikel 75 Änderung der Thüringer Verordnung über die Informationsbereitstellung und die elektronische Verfahrensabwicklung bei den einheitlichen Stellen
	Artikel 76 Änderung der Thüringer Verordnung über die Prüfingenieure und Prüfsachverständigen
	
	2.	§ 7 wird wie folgt geändert:
	3.	In § 9 Abs. 4 Satz 3 wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis 71e ThürVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e VwVfG)" ersetzt.

	Artikel 77 Änderung der Thüringer Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Verbrauchskennzeichnung
	Artikel 78 Änderung der Thüringer Verordnung zum Anerkennungsverfahren nach der Markscheider-Bergverordnung
	
	Artikel 80 Änderung der Thüringer Verordnung zur Bestimmung der zu Beglaubigungen befugten Behörden
	1.	In Nummer 1 wird die Verweisung "§ 33 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 und Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In Nummer 2 wird die Verweisung "§ 34 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 34 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 VwVfG" ersetzt.

	Artikel 81 Änderung der Thüringer Verordnung zur Bestimmung der Zuständigkeit der einheitlichen Stellen
	
	2.	In den Absätzen 2 bis 7 wird jeweils die Verweisung "§ 71c Abs. 1 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 71c Abs. 1 VwVfG" ersetzt.

	Artikel 82 Änderung der Thüringer Verordnung zur Bestimmung von Bearbeitungsfristen, Genehmigungsfiktionen und zur Anordnung des Verwaltungsverfahrens über eine einheitliche Stelle auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts
	1.	In Absatz 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz "(§§ 71a bis 71e ThürVwVfG)" durch die Angabe "nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In Absatz 2 werden die Verweisung "Absatz 1 Nr. 1" durch die Verweisung "Absatz 1 Satz 1 Nr. 1" und die Verweisung "§ 42a ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 42a VwVfG" ersetzt.
	3.	In Absatz 3 Satz 1 wird die Verweisung "Absatz 1 Nr. 2 bis 6" durch die Verweisung "Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6" ersetzt.

	Artikel 83 Änderung der Thüringer Verordnung zur dritten Phase der Lehrerbildung
	1.	In § 4 Abs. 2 Satz 4 wird die Verweisung "§ 3a des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG)" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In § 5 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung "§ 36 Thür-VwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 36 VwVfG" ersetzt.

	Artikel 84 Änderung der Thüringer Verordnung zur Durchführung des Pflanzenschutzgesetzes
	Artikel 85 Änderung der Thüringer Verordnung zur Führung eines elektronischen Stiftungsverzeichnisses
	Artikel 86 Änderung der Thüringer Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes
	Artikel 87 Änderung der Thüringer Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft
	1.	In Spalte 2 der Nummer 3.1.13 wird die Verweisung "§ 28 Abs. 1 Satz 1, Abs. 1a Satz 3 oder Abs. 2 Satz 1 PBefG in Verbindung mit § 74 Abs. 7 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "§ 28 Abs. 1 Satz 1, Abs. 1a Satz 3 oder Abs. 2 Satz 1 PBefG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in Verbindung mit § 74 Abs. 7 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)" ersetzt.
	2.	In Spalte 2 der Nummer 3.5.5 wird der Klammerzusatz "(§ 18b AEG in Verbindung mit § 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 ThürVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 18b AEG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 VwVfG)" ersetzt.
	3.	In Spalte 2 der Nummer 3.5.7 wird der Klammerzusatz "(§ 18 Abs. 1 Satz 4 und 5 AEG in Verbindung mit § 74 Abs. 7 ThürVwVfG)" durch den Klammerzusatz "(§ 18b AEG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 74 Abs. 7 VwVfG)" ersetzt.
	4.	In Spalte 2 der Nummern 4.2.39, 4.2.53, 4.3.19, 5.2.1.1.2, 5.2.1.2.2 und 5.2.1.3.2 wird jeweils die Verweisung "den §§ 48 oder 49 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit den §§ 48 oder 49 VwVfG" ersetzt."

	Artikel 88 Änderung der Verordnung zur Ausführung des Thüringer Gesetzes zur Inklusion und Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen
	
	2.	In § 10 Abs. 3 wird die Verweisung "§ 25 Abs. 1 Satz 2 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 ThürVwVfG in Verbindung mit § 25 Abs. 1 Satz 2 VwVfG" ersetzt.

	 Artikel 89 Änderung der Verwaltungskostenordnung zum Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz
	1.	In Spalte 2 der Nummer 1.1.1.1 wird die Verweisung "§ 3a Abs. 2 ThürVwVfG" durch die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 3a Abs. 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes" ersetzt.
	2.	In Spalte 2 der Nummer 2.2.1 wird der Klammerzusatz "(§ 5 ThürVwZVG)" durch den Klammerzusatz "(§ 1 Abs. 1 ThürVwZVG in Verbindung mit § 5 des Verwaltungszustellungsgesetzes und § 3 ThürVwZVG)" ersetzt.

	Artikel 90 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
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